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Rechtspflege.

1. Uebung wider Gesetz. (Waadt.)
Der Lods se procssurs civils von contentieuse von Wandt vom

!4. Februar >85? ordnet in den §§. 463 und 473 an, es habe der
Käufer bei einer amtlichen Liegenschaftsvcrsteigermig im Gantprotocoll
seinen Namen zu unterzeichnen.

Am 15. Januar 1867 hatte aber Constant Moratcl zu Peterlingen
an öffentlicher Steigerung für Fr. 3i1v!>o ein Grundstück aus der
Erbschaft des Fritz Bossy erkauft, ohne sich im Protocol! zu unterzeichnen
und dann geweigert, diesen Kauf zu halten, weil derselbe nicht ernstlich

gemeint und darum auch im Protocol! von ihm die Unterschrift
nicht verlangt worden sei. Die Erben Bossy dagegen bestanden darauf,
daß er völlig ernst gemeint gewesen und die Beifügung der
Käuferunterschrift nur darum unterblieben sei, weil in Peterlingen die Uebung
jeweilen aufrecht blieb, es bei der Unterschrift des ProtocollS durch
den Gantnotar bewenden zu lassen. Sie verlangten auf den Fall
weiterer Weigerung Ersatz ihres Schadens mit Fr 6»0g, und boien
sich an, die Thatsache dieser Uebung als einer jeh erigen durch Zeugen

darzuthun.
Das Bezirksgericht von Peterlingen, durch Zwischenbescheid vom

27. Juli >867, erkannte auf Abnahme dieses Beweises, wogegen aber
der Käufer Cassation einlegte, weil die fragliche Thatsache unerheblich,
die Uebung, auch wenn sie bestände, dem Gesetz zuwider sei und demnach

das ganze eingeleitete Versahren das Proceßgesetz vom 5.
Februar !347 in seinem § 196c. verletze, welcher sagt: I,u purtis us-
verse peut s'opposer à lu prvuvs (testimonials) si Is suit gull! s'unit
se prouver Pt suns importunes reelle uu procès.

Der Cassationshvf verwarf in der That den Zwischenbescheid

(l9. Sept. 'tG67): uttensu gus (Iss semsnseurs) ulleAusnt gue sie

procès-verhàl) » stè suit selon les nsuAss invsi iuklsmont suivis à

paterne pout les enchères puklilpiss, savoir' pur uns inscriplion,
suns le prurès-verbul. se l'immouhle mis en vente, su nom su plus
liaut enchérisseur et su prix vll'ert; le tout suns gulll soit noces-
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ssiro do Is signature do rel»i-ci ot do oolls du solaire qui lait ootto
inscription;

Attendu quo, par la preuvo entreprise, los demandeurs veulent
établir Inexistence do cet usage, Is conformité de la vente aux
onckères du 17 janvier, avec l'usago consistant et la connaissance

que iUoratel est censé avoir eue do cet usage;
Attendu qu'il results d'une manière précise dos art. 473 et 474

du o. p. c, n. c. que la vents d'immeubles aux eocbèros publiques,
à l'iostaoee d'un particulier, doit être accomplis selon los forme»
proscrites par le premier de ces articles;

gu'aucuno disposition ne réserve le bénéfice d'un usage local
ou gênerai qui tìxerait d'autre» formes que celles déterminées par
le dit art. 473;

Hue si la loi avait entendu maintenir des usages en cette
matière, elle l'aurait exprime comme elle l'a fait, entre autres, au sujet
des usages du commerce;

Attendu, dès lors, que la preuve dont il s'agit ost requise aux
lins do faire constater une dérogation à la forme légale, en pareil
ras et le remplacement de cette korms essentielle par celle introduite

par un usage;
gue cette preuvo no peut, dès lors, avoir do portée puisque

le ksit à prouver ne saurait avoir une importance reell« su procès.
(dournal des tribunaux vaudvis, 1867, p. 766 ss.)

2. Collision früherer und späterer Gesetze. (Zürich.)

Durch Urtheile des Bezirksgerichtes Zürich vom 16. Mai 1849 und
des Obergerichts vom lt. Zuli 1850 waren die alten HerrschaftS-Ver-
hältnisse am Stiftswald des Hofes Schwamendingen geregelt worden.

Am 29. December 1866 reichte nun das Staatsarchivariat dem

Obergericht ein Gesuch um Cassation der beiden gedachten Urtheile
und des ganzen ihnen zu Grunde liegenden Verfahrens ein, bzw. um
Revision des gedachten obergerlchtlichen Urtheils.

Nun war unterm 30. Weinmonat 1866 eine neue Civilproceß-
Ordnung für Zürich erlassen und durch deren Besiimmung Cassation

und Revision theilweise unter neue Regeln gestellt worden.
Dieses Gesetz sollte mit l. Januar 1367 in Geltung gelangen,

so daß die Frage erhoben ward, ob nun bei Behandlung des Gesuches

das alte Gesetz in Anwendung kommen solle oder das neue? Diese

Frage ward besonders practises) hinsichtlich der Verjährung von
Revisions- und Cassationsgesuchen.

Das Einführungsgesey (§ 1) sagte hierüber: „Diese Gesetze finden

auf die bereits anhängigen Processe Anwendung, soweit dies mit
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einem geregelten processualischen Gange vereinbar ist und dadurch nicht
wohlerworbene processualische Rechte der P arteien beeinträchtigt werden."

In Auslegung dieses Grundsatzes sagt nun hinsichtlich obange-
führter Fragen das Obergericht (6, April t8S7):

„Die Ansicht des Petenten, daß in Folge der Erreichung seines
Gesuches noch während der Geltung des alten Rechtes dasselbe in
formeller und materieller Beziehung nach dem letztern zu behandeln
und zu erledigen sei, daß also namentlich die Bestimmungen der

Civilproceßordnung über die bezeichneten Recht smittel, soweit dieselben
neue« Recht enthalten, nicht zur Anwendung kommen, ist größten-
theils unrichtig. In § t des Gesetzes betreffend die Einführung der
Gesetze über die zürcherische Rechtspflege ist ausdrücklich bestimmt,
daß dieselben auch auf die bereits anhängigen Processe Anwendung
finden; diese« soll, abgesehen von einer wettern hier nicht in Betracht
kommenden Beschränkung, nur dann nicht der Fall sein, wenn
wohlerworbene processualische Rechte beeinträchtigt würden. Auf ein solches

Recht kann sich aber die angeführte Ansicht des Petenten nicht stützen.
Abgesehen von der Frage der Verjährung, über welche weiter unten
speciell zu sprechen sein wird, knüpfte sich an die Einreichung des

Gesuches kein weiteres Recht des Petenten, als das, welches der
Verpflichtung des Gerichtes, das Gesuch überhaupt zu behandeln und zu
erledigen, entspricht, namentlich nicht das Recht, daß letzteres nach Maßgabe

des alten Proceßrcchtes geschehe. Ein solches Recht kann unter den

wohlerworbenen Rechten, welche durch die neu eingeführten Gesetze nicht
berührt werden sollen, nicht verstanden sein; bei der entgegengesetzten
Annahme hätte die Vorschrift, daß die neuen Gesetze auch auf bereits
anhängige Processe (welcher Ausdruck selbstverständlich alle Arten des

gerichtlichen Verfahrens in sich schließt), anzuwenden seien, keinen Sinn,
beziehungsweise bestünde zwischen derselben und der Bestimmung
betreffend den Schutz wohlerworbener processualischer Rechte vollstän-
diger Widerspruch. — Aber auch abgesehen von der angeführten
Bestimmung des Einführungsgesetzes könnte schon nach allgemeinen
Rechtsgrundsätzen der oben erwähnten Ansicht des Petenten nicht
beigetreten werden. Sowohl das Gesetz über das Gerichtswesen im
Allgemeinen, als die Civilproceß-Ordnung gehören wesentlich dem

öffentlichen Rechte an und es sind die Bestimmungen derselben streng
positiver, zwingender Natur. Der gesammte Nechtszustand, den diese

Gesetze überhaupt beherrschen wollen, ist vom Zeitpunkte ihrer
Geltung an nach denselben zu normiren. Nicht nur das Verfahren muß
nach denselben eingerichtet werden, sie sind auch ohne Weiteres
maßgebend für alle processualischen Rechte und Befugnisse. Soweit die

neuen Gesetze dem alten Rechte bekannte processualische Rechte
beschränken oder ausschließen, können solche, soweit dies nicht während
der Geltung des alten Rechtes geschehen ist, nicht mehr in ihrem
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frühern Umfange, beziehungsweise überall nicht mehr realisirt werden.
Wenn z. B. das neue Recht die Rechtsmittel der Cassation und
Revision nicht mehr haben würde und Cassations- und Nevisivnsbehör-
den beseitigt wären, könnte ein noch während der Geltung des alten

Rechtes eingereichtes diesfälligcs Gesuch »ach Inkrafttreten der neuen

Gesetze seine Erledigung überall nicht mehr finden. Soweit die neuen

Gesetze neue proecssualische Rechte geschaffen oder früher schon

bestandene erweitert haben, sind erstere für letztere maßgebend, sofern

diese im einzelnen Falle nicht bereits consumicrt oder verwirkt sind. —

Sonach findet das vorliegende Cassations- und RevisionSgesuch,
ungeachtet dasselbe noch in den letzten Tagen der Geltung des alten
Rechtes eingereicht worden ist, nur nach Maßgabe der Bestimmungen
der neuen Civilproccßordnnng über die bezeichneten Rechtsmittel statt.

Was im Speciellen die Frage der Verjährung betrifft, so finden
die diesfälligen Bestimmungen der Civilproccßordnnng auch auf schwebende

Verhältnisse Anweubnng in folgender Weise! Abgesehen von
bereits nach altem Rechte während der Geltung desselben eingetretener
Verjährung ist die positive zehnjährige Verjährungsfrist für die

Nichtigkeitsbeschwerde wie die Nichteristcnz einer solchen positiven
Verjährungsfrist für Ncvisionsgesuche auch mit Bezug auf alle vor dem

1. Januar t8K7 erlassenen Urtheile maßgebend. Bestand, wie der

Pctent behauptet, nach altem Recht eine Verjährungsfrist für Cassa-

tionSgesuche überall nicht, so liegt es allerdings nicht im Willen des

neuen Gesetzes, daß die nunmehrige zehnjährige Frist für alle vor
dem 1. Januar t857 ausgefällten Urtheile mit dem Schlüsse des

Jahres I8KK als verstrichen anzusehen sei. Dagegen läuft die Frist
aber auch nicht vom t. Januar l8k>7 an, es ist unter der angegebenen
Voraussetzung der Sinn des Gesetzes unzweifelhaft der, daß sich mit
dem Kennenlernen des Gesetzes dieselben rechtlichen Wirkungen
verbinden', wie mit dem Kennenlernen des Nichtigkcitsgrundes. Auch

wenn nach dem alten Rechte eine längere als die zehnjährige
Verjährungsfrist bestand, fand dieselbe in allen Fällen mit dem ZU. Januar
t8t>7 ihr Ende, sofern sie nicht schon früher abgelaufen war. Soweit
eine kürzere Frist galt t l dcS Ges. betr. die Organis, der Rechtspflege

v. 2U. Herbstm. I8ä?j, trat, sofern sie nicht bereits verstrichen

war, mit t. Januar d. I. die neue längere Frist an deren Stelle. —
Die relativen Fristen von ZU Tagen für die Nichtigkeitsbeschwerde
»nd von 3 Monaten für das RevisionSgesuch, welche dem alten Rechte
durchaus fremd waren, sind wie alle solche neue Fristen nur vom Tage
der Jnkrafttretung des neuen Gesetzes an zu berechnen (Zeitschrift
für Kunde und Fortbildung der zürcherischen Rechtspflege von Gwalter.
Bd. II, S. Z2l, Nr. l). In diesem Singe finden sie aber auch auf
alle früher erlassenen Urtheile (beziehungsweise Beschlüsse) Anwendung.
— Die weitere uutägige Frist betreffend die Nichtigkeitsbeschwerde
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kann hier unberücksichtigt bleiben. Aus dem Gesagten folgt, daß

gestützt auf die Bestimmungen der neuen Civilproceßordnnng, soweit
dieselben neues Recht enthalten, Verjährung nicht angenommen werden

könnte, wenn das Gesuch des Potenten auch erst im Laufe des

Monates Januar, beziehungsweise als Revisionsgesuch im Laufe der
drei ersten Monate dieses Jahres eingereicht worden wäre. Es hat
daher keinen Werth, aus die Frage einzugchen, ob, wenn nach dem

neuen Rechte die Verjährung mit t. Januar 18S? als eingetreten
anzusehen wäre, dadurch, daß das Gesuch noch vor diesem Tage,
während der Geltung des alten Rechtes eingereicht worden ist, die

Annahme der Verjährung gestützt auf das neue Recht ausgeschlossen
worden wäre, ob in diesem Falle bezüglich der Verjährung ein im
Sinne des § t des Einführungsgesetzes zu schützendes wohlerworbenes

Recht vorläge. Diese Frage wäre zwar nicht nur nach dieser

Gesetzesbestimmung, sondern auch nach allgemeinen Nechtsgrundsätzen
zu bejahen.

tVrgl. : Savigny, System des heutigen römischen Rechtes
Bd. VIII, S. 368 f.; Zeitschrift s. c. Bd.I, S. 1 f.)

Nach dem Bisherigen ist also bezüglich der Verjährung bloß zu
untersuchen, ob dieselbe nach dem alten Rechte vor der Einrcichung
des Gesuches eingetreten sei.—

(Gwalter, Zeitschrift für Kunde und Fortbildung
der zürcherischen Rechtspflege. XVIII, S. 309 f.)

3. Beziehung des alten Gesetzes zum neuen. (Tcssin.)

Aus der Ehe des A. V. aus dem Bezirk Vallemaggia waren mehrere
Kinder hervorgegangen. Ohne daß dieselbe aufgelöst worden wäre,
ging A. B. in den päpstlichen Staaten im Jahre I8li> mit R. B. eine

neue Ehe ein, aus der später ein Sohn P geboren ward. Im Jahre
183t, nach dem Tode der ersten Frau, ließ A. V. in seiner Heimath seine

zweite Verbindung eintragen (eonvalistsro) ; noch später verlangte der

Sohn „per snlzsegusus mstrimvuium" seine Anerkennung als Genosse
der Einwohner- und der Burgergcmcinc A.

Eine Klage vom 8. November 1858 gegen die Kinder erster Ehe
und gegen die zwei Gemeinden stützte P. V. vor dem Bezirksgericht
Vallemaggia darauf: daß unterm 17. Brachmonat 1855 ein Gesetz die

Legitimation unehelicher Kinder ohne allen Unterschied ausgesprochen
habe, sobald die Verbindung, aus der sie hervorgegangen, hinterher
zur Ehe geworden sei.

I KZfli nsti kuori stel matrimouio puonao «ssers le^ittimsti,
mestiaote il sussexuents mutrimonio à loro pastri e stelle loro mnstri,
«jususto guesti II nvrnouo ricoooseiuti zier ti^Ii con eszwessn sticdia»



8 Collision nach der Zeit, jGcsctzeSgeltmig.

rs?ionv sstts oei re^istri «teils munieipslits loosle-sis prims, sis
st I' stto o «iopo in celsbrsmono àel mslrimonia.

Beide Instanzen, die erste durch Spruch vom 25. Juni 1861, die
zweite durch Urtheil vom 2l. Januar >8ti2 verwarten aber die Klage,
die Appellationskammcr mit folgenden Gründen!

lîitenuto olie il seconilo mstrimonio venue celekrsto I'snno
>816 neAli 8tsti pontistcii, senrs il cnneorso «teile «tekite kormslits
ricliieste s conststsre la iltentità e !o ststu Iilivro äel coutrseuts V,

kîitenuto eiie ts buomi l'e«Ie è lnsininissiliils, »o potsvs supporsi
nei «jette â. V, percliè » lui ineoiubev» «ti secertarsi s proiiurre te

prove «teile scio-rlimeulo «tel primo instrimouio, «piiniii Is proie
proorests nei seconrio è s co>«si<tersrsi siiuiterins,

lîitenuto « lie Is pretess eunvs>i«lu?.i»ns «tel «niìtrlmoulo «ii V.
cou tî, tî., «nsilro <ti p., uvvenne uollsnno 1831 nells parrvc-
clii» <1i

llitenuto clis te «lisposi/.ioni «Isl «linttn comuue vixenti s quest'-
epoes e«t sv-inti sll'sttivs?,innv rivl iiostro Cuilice Civile eoneortlsno
con quells ssncit» «tsll'srt. 89 «Isllo stesso Coitice vlie, cioè i iißli
siiulìerini non possano essere le^ittimuti coi susseA'ue nie instrimonio
«tei loro psitii e «telle tor» insitri.

lîitenuto non essere spplicsliile la Ie-?Ae >7 K>iuAuo 1855 cite
rikorniè il citsto srt, 89, nel senso «Ii sinin ttvre in Asiiere Is Is-
gitlinisitione «toi tiZ,li nsli suori «ii mstriinouio ineâisnte il m-Nrimonio
susse^uente, e ciô perciiè eolls morte «Ii V V, nvvenuts snterior-
menle atl'annu 1855, il «Ii lui li^lio vä ereile leAittimo ks scquisito
il «liritlo slls successions ^iusts la le-r^e in sllors vixente, e cosi
pure il pstri^isto «ii â. ks scquisito quello ni non ricoiioscere sic-
come le^ittimo «iisceintente <li V, il ti^Ii» nsto >ts conuubio
illsKittimo.

ltìvpertorio äi ^iui ispruäeo^s pstris,
Cuxsno, snoo II, p, I ss.)

4. 5. Altes und neues Recht. (Wandt.)
Am 21). Mär; 1814 setzte Friedrich SigiSmund Barbey zu CherbreS

(Ct. Waadl) letztwillig seine zivei Neffen, die Bruder Johann Franz
Barbey und Ioh. Daniel Barbey, jeden zur Hälfte zu Erden ein, mit
dem Beifügen, daß er dem Johann Daniel auf den Fall seine« Absterben«

ohne männliche Erben hinsichtlich der Liegenschaften seines
Antheil« den andern Neffen Johann Kran; oder bei dessen Borabsterben
dessen männliche Eiben, substituiere.

Dieses Testament kam mit dem Tod des Erblassers (23. April 1814)

durch friedensrichlcrliche Homologation vom 2. Mai j. Z. zur Gel-
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tung. Aber erst am t9. Zuni l8Z4 schritten die beiden Brüder Johann
Fran, und Johann Daniel zur Theilung der Liegenschaften ihre» Oheim».

Der Erstere starb im Jahr t862 und hinterließ drei Söhne: David,
Johann und Heinrich.

Der Letztere hinterließ im Frühjahr 1865 nur eine Tochter: Luise

verehel. Chevaley.
Gegen diese traten nun die genannten drei Vettern mit der

Eigenthumsklage auf hinsichtlich von fünf Stück Land, Feld, Reben und
Wald im Gewann CherbreS, Rivaz und Puidour gelegen.

Diese bestritt die Zulässigkeit der Substitution auf Grund des

§ 696 des Civilgesetzes vom It. Juni t8lg, welcher sagt: si l'kêritier
institué s laisse sie» descendants nés en IsZitims mariax-e. à

I'epoque sie l'ouvsrture sie lg substitution, I» substitution est éteinte,
à moins que ees descendants ne soient eux mêmes les substitues.

Jene beriefen sich dagegen ans loi 76 kol, 31 des plsict Kenöral
vom Jahr I3K3 bczw. lkt3, welcher in Cherbres gegolten habe und
die Substitutionen zu Recht erkenne:

Toute personne (le libre et krsnebs consiition et nés en lovai
marigßs peulvent (lispossr (le leurs biens à leur bonne voulante,
ssuk (le csulx qui sont ci-sisssus reserves, et instituer bêritièrs et
substituer leurs ensgns les uns aux aultres, mais no» plus oultre.
Lt so ess les testateurs et testatrices n'auraient aulcuns enkaus

survivant iceulx, oultre l'institution sis leurs beritiers, pourront sud-
stituer quelques sultres que bon leur semblera.

Die Beklagte bestritt die Anwendbarkeit dieses Gesetzes, weil über
den Anfall der Augenblick des Todes des Vorcmpfängers entschied,
und bis dahin der Nachbedachte nur Anwartschaft habe sCivilgesctz
§8 689, 68t, 694—696); überhaupt die Grundsätze über Substitution
sowie Fidei-Cvmmisse publiei .juris seine und darum nicht mehr durch
frühere Anschauung können beseitigt werden, endlich weil auch bei
Anwendbarkeit des plsict general dieser als Singulargesetz für Lausanne
und sein Gebiet da, wo er noch weiter gelte, nach den Regeln des

gleichzeitig in Geltung gewesenen allgemeinen Landrcchtes (Ooütumisr
sis Vauâ. loi 2 kol. 303) müsse erläutert werden.

Der Cassationshof trat aber dem ersten Spruch bei, mit folgenden
Argumenten (5. Apr. t866) :

Vttensiu que la sussiite loi 76 est clairs st précise et qu'il n'>
» lieu ni à ^ suppléer, ni à l'intsrprstsr.

Attendu, au surplus, qu'à supposer même qu'elle sievrsit être
interprétés, elle ne pouvait l'ètre par le coutumier sis Vausi, ni
par le cosie civil, puisqus les dispositions sie la loi tl k" 303 siu

coutumier sie Vausi et sie l'art. 696 siu cosie civil zg trouvent en
opposition siirecte avec la loi 76, en ce sens qu'elles prononcent
I» sieebèancs d'une substitution lorsque l'beritier institue a laisse
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de» descendants nés en légitime mariage, à moins que ces «les-
cendants os soient eux-mêmes les substitues, tandis que Is loi 7K

permet <Iv substituer sux bêritiers institués „qui do» leur semblera^
ssns réserver Iv cas ou les bêritiers institues ont «les ilescenäsnts.

llonsiderant que ls loi civile n'a pss d'ell'et rétroactif fart N»

il» code civ.).
llonsidêrant que Is loi du 29 msi l829 réglant Is transition de

l'avcien droit à Is législation actuelle, statue en son art. 8 que les
droits acquis irrévocablement sous l'aneienne loi seront règles
d'après cette loi, lors même qu'ils ne ilevraisnt s'exercer que «lès

et compris le 1°r juillet l82t, et en «un art. 9 îj ê, que les testa-
ments, coliicillvs et sutrvs dispositions s cause de mort révocables

par leur nature, laite» sous l'aneienne législation, seront régies
quant à leurs etlets par la loi en vigueur su moment du décès de

leurs auteurs.
Attendu qu'un droit est acquis irrévocablement lorsqu'il est

conkers par un acts irrevocable;
Hu'un acte contenant uns disposition pour cause de mort

devient irrévocable par le décès du testateur.
Attendu que b'rsderic-Ligismond lìarbs^ est Niort le 24 avril

l8l4;
Qu'ainsi le droit dos enkants mâles de dean-b'ransois Lardez

d'être substitues aux immeubles de .lean-Daniel lîarbe^ prove-
nant de la succession de b'rêderic-Ligismond Dardez, a cesse d'être
une expectative et est devenu un droit irrévocablement acquis dàs
cette date, lors même qu'il n'^ a eu ouverture à la substitution
qu'en lSKZ;

flue dês lors, à teneur des art. 8 et 9 susmentionnês, ce droit
doit être rsglê d'après la loi en vigueur à llke.xbres à cette êpo-
que, soit le plaiet gênerai.

Attendu qu'on ne saurait prétendre que les dispositions du
code civil sur les substitutions soient applicables aux sukstitu-
tions renfermées dans les testaments autorieurs à la promulga-
tion de eo code par la raison qu'elles sont d'ordre public, puisque
le principe de la non - rêtroactivitê de la loi civils et les dispositions

de ls loi transitoire, notamment les art. 8 et 9 do cette loi,
sont également d'ordre public et qu'il kaudrait, pour admettre
uns derogation à ces règles, qu'une disposition spéciale eût ex-
pressèmont prononce la doebêancs île tontes les substitutions an-
têrieures à l82l dont les clauses ne seraient pas conformes aux
principes de la loi civile actuelle et qu'une pareille disposition
n existe pas.

ldourual de» tribunaux vsudois XIV. pp. 277 ss.)
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Von ähnlichen Grundsätzen giengen die waadlländischen Gerichte
in folgendem Falle aus:

Im Jahr l897 oder >898 heirateten einander zu Ormond dessus
David Nicolier und Susanne Marie Moretot.

Durch Testament vom 2. August l86Z hinterließ die Letztere ihren
Verwandten das Eigenthum, ihrem Ehemann den Riesbrauch ihres
Vermögens, das nach gezogenem Inventar Fr. 122S9. 07 Ct. betrug.

Ein früheres Inventar bestand nicht
Der Witwer weigerte sich nun, die gesetzmäßige NieSbrauchSbürg-

schaft zu leisten, da ein Theil des inventierten Vermögens ihm eigen
gehöre, soweit eS nemlich nicht erweislich von der Ehefrau eingebracht
oder ererbt worden und überdies in Abzug zu bringen sei, was an
letztere Güter während der Ehe er aus eigenen Mitteln zur Deckung
eingebrachter Pfandlasten aufgewcudet habe. (Fr. 22lt.—)

DaS Bezirksgericht Aigle durch Spruch vom Zl. Januar 1866

ließ daS Begebren nicht weiter gelten, als hinsichtlich letztern Punktes,
den auch die Erven anerkannt hatten.

Der Witwer legte Cassation ein, da nach dem Landrecht der obern
Ormouds die Errungenschaft dem Manne gehöre, und überdies diese

Angelegenheit überhaupt nach dem Einführungsgesetz zum Civilrccht
(888.9b Ul-l2) unter die Bestimmungen des letztern falle, welchen nach

8 l08S nur dann die ErrungcnschaftSgcmeinschafl annimmt, wenn
solche ausdrücklich abgeredet ist.

Namentlich der erwähnte 8 9b. sagt: les testamens eto. st autres
dispositions à cause cls mort, révocables Is leur nature, faites sous
I'sncienne legislation, seront regies — b. quant à leurs ellets, — par
la loi en vigueur au moment <Iu décès ils leurs auteurs.

Der Cassationèhof folgte aber in seinem Entscheid (4. April t866)
demjenigen der ersten Instanz:

Oonsidörant que, dans Is programme des faits à résoudre, le
tribunal a admis comme solution qu'il results des débats de la
cause, des documents produits et des témoignages intervenus que,
des 1890 jusqu'à la mise en vigueur du code civil, à dèkaut de

contrat, Is regime admis sa matière matrimoniale quant aux
biens des époux, ètait dans la communs d'Ermvnt-dessus celui
de I» communauté d'acquêts, en ce sens que les biens tant mobiliers

qu'immobiliers, acquis durant le mariage, devenaient la
propriété commune des spaux, comme aussi ckaque conjoint de^

vait supporter la moitis des dettes contractées pendant la com-
muoauts;

gus cette solution est une solution de fait que la cour de
cassation n'a pas à revoir;

(lu'en présence de cette solution le coutumier des (Irmonts ost

peut être invoque dan» la cause;
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(Zue l'srt. leo ku coko civil Statue quo Is loi civil« n's PS»
k'ossot rétroactif;

(Zu« l'srt. 8 lis I» loi transitoire ku 26 insi t82k, «n corroboration

ko Is kisposition susmontionnêe ku coke civil, prescrit que
les kroits acquis irrévocablement sou» l'sncionno loi sont remiss
k'apros cette loi, lors mémo qu'il» n« ilovrsieut s'exercer que
kès et compris le t«o juillet I82t>, soit sprè» l'ontrôe eu vigueur
ku coke civil;

gu'so se msrisut ssu» contest I« femme I^iieolior s entenku se

plscer sous lo regime île Is communauté k'acquêts en vigueur su
moment tie son msrigAs;

f)ue ce régime est la loi sou» laquelle elle s'est msriôo et
su bènèliee ko Isquelle elle s'est trouvée kès Is celebration <ie

son msrisKö, sinsi que ses kvcitiors ou azcant-kroit» on css ko

mort;
<Zue ev krvit à Is communauté cl acquêts est un clroit irrôvoca-

bìement acquis s ls kvmms IVicolier par le tait ko son marisxe,
lors même qu'il ne ksvsit s'exercer qu'à la kissolution ko celui-ci;

t)ue c'est ainsi que i'srt, 8 ko ls loi transitoire kvit être en^
teuku;

sjus les autre» articles ke cette loi, invoques par le roeouraut,
no sont ps» applicables kans l'espèco.

(kvurosl kes l'ribuuaux vaukois. ib. p. 264 ss.)

6. Collision gleichzeitiger Gesetzgebungen über Handlungs¬
fähigkeit. (Zürich.)

Nach dem Tode der Frau Rusterholz (lZ. März 1861) entstand

zwischen deren Erben, Witwe Meyer und Cons, und dem Witwer
darüber Streit, ob Erstere dem Letzteren Fr. tgZK — auf Grund
eines Schuldscheins zu verrechnen habe, den die Verstorbene noch vor
der Ehe, am 13. April 1853, tn Einstedelu zu Gunsten ihres spätern

Ehemanns ausgestellt hatte. Sie führte dort als Witwe eines Aar-
gauerS L. eine Wirthschaft.

Die Erben bestritten die Gültigkeit des Scheins, weil die

Ausstellerin als Bürgerin des Cantons Aargau nach ihrem heimathlichen
Recht hätte sollen verbeiständet sein. Der Kläger rief das privatrechtliche

Gesetz für den Canton Zürich, unter dessen Herrschaft über diese

Klage zu entscheiden sei, an, welches (H 2s sagt: „Die rechtlichen
Eigenschaften der Canronsbürger u. s. w.

Gleichwohl wird ein Fremder, der nach hiesigem Rechte

handlungsfähig wäre, in VerkehrSocrhältuissen mit Canlonseinwohnern alt
handlungsfähig auch dann angesehen, wenn er es nach seinem Heimals-
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recht überalt nicht oder doch mit Bezug auf die in Frage kommenden

Rechtsgeschäfte nicht wäre "
Letzterer Auffassung folgte nun auch das Bezirksgericht Zürich, denn

„die Frage der Handlungsfähigkeit einer Person müsse nach den
Gesetzen des Ortes beurtheilt werden wo diese geltend gemacht werde;
nun sei aber Frau L. sowohl nach den schwyzerischen als nach den

zürcherischen Gesetzen «ollkommen handlungsfähig gewesen."
Die Schuldschrift wurde aber vom Obergerichte (28. April l8K6)

als ungültig erklärt, mit Bezugnahme darauf, daß das aargauische
bürgerliche Gesetzbuch (§§ 25-t, 3SZ ff.) bestimmt, daß jeder Bürgerin
des Cantons Aargau, welche volljährig, aber nicht vcrheirathet ist, eine
männliche Person beigeordnet werde, ohne deren Zustimmung sie

gültiger Weise kein Rechtsgeschäft abschließen darf, welche» eine Minderung

ihres ursprünglichen Kapitalvermögens nach sich ziehen kann, es

sei denn, daß ihr die Vormundschaftsbehörde gestatte, ein Gewerbe zu
führen und mit Bezug auf dasselbe derartige Verpflichtungen
einzugehen;

Daß sodann der Canton Aargau und der Canton Schwyz, wo die
verstorbene Ehefrau des Klägers zur Zeit, als sie die streitige
Verpflichtung eingieng, ihren Wohnsiy hatte, in einem BertragSverhält-
nisse (Concordat vom t5. Zuli 1822 >> stehen, wonach sich dieselben
zunächst die vormundschaftliche Aufsicht über ihre je aus dem Gebiete
des andern Cantons niedergelassenen Angehörigen vorbehalten, bann
aber auch festseyen, daß „sich die Dauer der Vormundschaft und die

Bestimmung der Volljährigkeit, sowie die endliche Bestimmung von
Käufen und Verkäufen des Vvgtgutes immer nach den Gesetzen des

Heimatcantons richten" solle;
daß, wenn man den practischen Anlaß und Zweck dieses StaatS-

vertrage» und den Tert desselben in seinem Zusammenhange und in
seiner logischen Tragweite in'« Auge faßt, kein Zweifel darüber
bestehen kann, daß der Sinn der angeführten Bestimmung folgender
sei: es sollen die in einem Canton niedergelassenen Bürger des andern
Cantons hinsichtlich ihrer Handlungsfähigkeit auch dort unter dem

heimatlichen Rechte stehen und Rechtsgeschäfte, welche dieselben dort
abschließen, nur baun Gültigkeit haben, wenn denselben die in der

Heimat geltenden Regeln über die Handlungsfähigkeit nicht entgegen
stehen (vrgl. v. Wyß, die Collision der Rechte, in der Zeitschrift für
schwciz. Recht, Bd. ll, (Abh.j S. b0);

daß nun, wenn man die bisher entwickelte Rechtsansicht auf den

vorliegenden Fall anwendet, ohne Weiteres sich ergibt, daß die streitige

Schuldverpflichtung der Rechtsgültigkeit entbehrt, indem einerseits

>) Concordat betreffend vormundschaftliche und BevogtigungSver-
hältnisse, bei Snell, Bd.I, S. 2Zt.
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der Kläger selbst nicht behauptet, daß ein Beistand dieselbe genehmigt
habe, und anderseits für die Behauptungen, es sei der Schuldnerin
die selbstständige Ausübung eines Gewerbes von den Vormundschaftsbehörden

gestattet, oder es sei dieselbe durch die Leistungen des Klägers

um den fraglichen Werth bereichert worden, weder in den Acten
ein zureichender Beweis bereits enthalten, noch die Herstellung eines

solchen Beweises anerboten ist;
daß nun zwar im Fernern der Kläger die Nichtigkeit der oben

entwickelten Rechtsansicht im Allgemeinen bestritten und dagegen
vorgebracht hat:

») es sei gemäß 8 2, Absatz 2 des zürch. priv. Gesetzbuches die

Handlungsfähigkeit eines CantonSfremden, welcher mit einem

Cantonseinwohner ein Rechtsgeschäft abschließe, auch dann
nach zürcherischem Rechte zu beurtheilen, wenn das Geschäft

unter der Herrschaft eine« andern Rechtes abgeschlossen worden

sei;
b) nach dem gegenwärtigen Bundesrechte entscheide sich die

Frage der Handlungsfähigkeit immer nach dem Gesetze des

Wohnortes;
daß jedoch weder die eine noch die andere der angeführten Be-

hauptunaen als richtig erscheint, weil
sà n) der Canton Aargan auch zum Canton Zürich in einem

gleichen Vertragsverhältnisse steht, wie zum Canton Schwyz,
und somit die streitige Frage im Sinne der obigen
Ausführung selbst dann hätte entschieden werden müssen, wenn
die Schuldverpflichtung im hiesigen Canton entstanden wäre;

ssi b) in den auf die Nicderlassungsverhältnisse bezüglichen Ent¬
scheidungen der Bundesbrhördcn der leitende Grundsatz
immer der ist, daß die Niedergelassenen nicht schlechter

behandelt werden dürfen, als die eigenen Cantonsbürger,
während eS sich hier gerade um ein zwischen verschiedenen
Cantonen zu Gunsten ihrer niedergelassenen Angehörigen
vereinbartes Privilegium handelt, dessen Anwendbarkeit gewiß
auch in dem vom Kläger besonders angeführten Streitfalle
zwischen den Cantonen Basel und Luzcrn nicht hat
verneint werden wolle», da, wenn man berücksichtigt, worauf
es damals allein ankam, der am Ende der dritten
Erwägung ausgesprochenen Ansicht eine weitere Bedeutung
nicht beigemcssen werden darf, alsi es sei weder eine
Bundesvorschrift, noch zwischen den streitenden
Cantonen ein Concordat vorhanden, welches die Anwendung
des wohnvrtlichcn Gesetzes auf den streitigen Fall aus-

') Bei Illlmer, staatsrechtliche Praxis, Rr. l»ö,
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schließe, wie denn auch in der That wohl der Stand Luzern,
nicht aber der Stand Basel dem hier in Frage kommenden
Concordate bcigetreten ist;

daß somit die von der Ehefrau des Klägers gegenüber dem
letzkern eingegangene Verpflichtung nie rechtsgültig geworden ist.

<Gwalter, Zeitschrift für Kunde und Fortbildung der
zürcherischen Rechtspflege. XVII, S. iök ff.)

7. Collision gleichzeitiger Gesetzgebung über Eigenthums¬
übergang. (Zürich.)

Am 7. December I8K5 gab Fr. Hielscher von Berlin, niedergelassen

in Zürich, seine Jnsolvenzerkiärung an die Behörde ein.

Für denselben kamen am 8. gl. M. 4595 Maaß rother Burywein
von Sendung des Hauses Victor Bizot in Châlons sur Saône im
Nordostbahnhvf a». Auf den dreizehn Fässern hafteten Spesen im Betrag
von Fr. 572. — Der Adressat nahm aber die dreizehn Fässer nicht in
Empfang, sondern ließ selbige in das Lagerhaus d^r Nordostbahn
bringen, zeigte am w. gl. M. dem Versender die Ankunft der Waare
an und ersuchte um Ausstellung eines neuen Frachtbriefes zu Gunsten
seiner Frau, welche das Geschäft fortführe.

Die dreizehn Fässer waren Hielschers Eigenthum. Er hatte sie

mit der Bestellung am t3. September schon nach Châlons gesendet.

Der Versender verkaufte den in Zürich lagernden Wein an den

Kaufmann Plagnol, ermächtigte Letzteren zum Bezug desselben und
dieser bezahlte auch wirklich Fracht uns Zoll und ließ den Wein in
den Büchern auf seinen Namen überschreiben. Frau Hielscher aber
vindicierte Wein und Fässer in die Concursmasse des Mannes, an
welche sie priviiigiertes Recht ansprach.

Durch Urtheil vom 29. December i8Kg wies aber das Obergericht

diese Vindication des Weines ab, mit Rücklicht darauf, daß

„zu untersuchen ist, ob Hielscher zur Zeit, als die fraglichen Gebinde
Wein sich noch in Frankreich befanden, nach französischem Rechte, oder
aber seit deren Ausfuhr aus Frankreich nach einem andern, namentlich
dem Rechte des Cantons Zürich, wo der Wein gegenwärtig liegt,
solche Rechte erworben habe, welche seine Gläubiger berechtigen, den

Beklagten, auf dessen Namen die fraglichen Fässer im Bahnhofe
liegen und welcher sich daher als Besitzer derselben darstellt, zur Herausgabe

derselben anzuhalten;
daß das französische Recht den allgemeinen Grundsatz, wonach

bei Verträgen betreffend Uebertragung von Eigenthum an Sachen
schon der übereinstimmende Wille der Conkrahenten ohne Uebergabe
des Besitzes den Eigenthumsübergang bewirkt (Dofle oivil. Art. llZ8),
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speciell auch mit Bezug auf den Kaufvertrag anerkennt, indem es

bestimmt, daß der Kaufvertrag zwischen den Contrahenten perfect und
das Eigenthum von Rechts wegen dem Käufer, soweit nicht etwa
Rechte Dritter entgegenstehen, erworben sei, sobald man sich über den

Gegenstand des Kaufe« und den Preis geeinigt habe, gesetzt auch die

Sache sei noch nicht übergeben und der Preis noch nicht bezahlt (Dosis
civil, Art. 1583, 1535. 1586);

— daß im kaufmännischen Verkehre gegenüber der Concursmasse
eines Falliten die dem Lctztern verkauften, aber ihm noch nicht über-

gebenen uad auch noch nicht an ihn versandten und nicht bezahlten
Waaren von dem Verkäufer zurückbehalten, sa sogar die an den Falliten

abgesandten unbezahlten Waaren, falls sie noch nicht in die

Waarenlager des lctztern selbst oder eines Verkanfs-Commissionärs
desselben abgeliefert worden sind, von dem Verkäufer vindiciert werden

können, sofern nicht die Massavcrwalter den Kaufpreis zu zahlen
anerbieten (Dosis sie commerce, Art. 576—578), während im
nichtkaufmännischen Verkehr ein ähnliches Vindicationsrecht nur bei Baar-
käufen innerhalb gewisser Schranken anerkannt ist (Dosis civil,
Art. 2102, Ar. 4);

daß diese Gesetzesbestimmungen auf dem im franzosischen Rechte

anerkannten allgemeinen Satze beruhen, daß jeder zweiseitige Bertrag
auch ohne besondere Verabredung eine Resolutivbedingung enthalte,
in dem Sinne, daß, falls die eine Partei nicht erfülle, die andere,

wenn sie nicht auf Erfüllung dringen wolle, berechtigt sei, beim
Gerichte Aufhebung des Vertrages zu beantragen und unter Umständen
sofort von sich aus den Vertrag als aufgelöst zu betrachten;

(Dosis civil, Art. 1184, 1654, 1657;

UvArvu, I« cosis sie commerce explique, zu Art. 576);
daß nämlich aus diesem Grundsätze der stillschweigend

einverstandenen Resolutivbedingung in Verbindung damit, daß durch den

Concurs alle Schulden fällig werden (Dosis sie commerce, Art. 448),
gefolgert wird, daß die Wirkungen des abgeschlossenen Kaufes, namentf
lich auch der Uebergang de« Eigenthums, obgleich derselbe durch den

Vertragsabschluß perfect geworden, durch die Eröffnung des ConcurseS

wieder aufgehoben werden, soweit nicht durch Ablieferung der Waare
in die Magazine des Käufers oder seines Kommissionär» der wirkliche
Besitz auf ihn übergegangen sei;

daß daher, vorausgesetzt, der an Hielscher verkaufte Wein sei noch

nicht in dessen Besitz überliefert, ihm noch nicht tradiert worden,
derselbe oder nun dessen Concursmasse durch das, was mit Bezug auf
den Wein in Frankreich geschehen ist, kein Recht, dessen Herausgabe

zu fordern, erlangt hat, indem sein durch den Kaufabschluß und die

Zuweisung des WeinS erworbenes Eigenthum von Anfang an ein an
eine Resolutivbedingung geknüpftes war und nun durch den Eintritt
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dieser Bedingung, nämlich durch den vor Bezahlung der Waare
erfolgten Concurs des Käufers, erloschen ist;

daß nun allerdings hierauf nichts mehr ankäme wenn seit dem

Ausgange der Waare ans Frankreich der Käufer kraft anderer auf
dieselbe anzuwendenden Gesetze bessere Rechte, namentlich ein un bedingtes
Recht, als Eigenthümer die Waare zu vindicieren erworben hätte;

— daß schließlich der Entscheid des vorliegenden Processes sowohl
nach französischem als nach hiesigem Rechte davon abhängt, ob der

von Bizot verkaufte Wein an Hielscher tradiert, letzterer in dessen Besitz

gelangt sei;
daß nun unbestritten ist, daß die Fässer, in denen sich der streitige

Wein gegenwärtig befindet, Eigenthum des Hielscher und von
ihm nach Châlons geschickt worden sind, damit der Verkäufer den

bestellten Wein in dieselben fülle und darin an den Käufer versende;
daß die Thatsache, daß Bizot auftragsgemäß den Wein in diese

Fässer gießen ließ, zwar wohl den Beweis leistet, daß er aus seinen
Weinvorräthen gerade das so eingefüllte Quantum Wein für den

Käufer bestimmte, diesen und nicht andern gleichartigen Wein an
Hielscher zu versenden beschloß, und daher jeder Zweifel darüber
wegfallen mußte, daß der Kauf, welcher sich zunächst auf fungible Sachen
bezogen hatte, durch Ausscheidung und Zutheilung bestimmter Species
lindlviduell bestimmter Quantitäten aus den größern Vorräthen des

Verkäufers) in dem Sinne perfect geworden sei, daß sowohl nach

zürcherischem (mit dem römischen übereinstimmenden), als nach

französischem Rechte der Käufer die Gefahr des Untergangs oder die

Verschlechterung zu tragen hatte;
daß aber eine Tradition, eine Uebertragung des Besitzes auf den

Käufer in dem Füllen seiner Fässer noch nicht lag, da durch diese

Handlung weder der Käufer selbst noch ein Stellvertreter desselben in
die Lage versetzt wurde, irgendwie über den Wein zu verfügen, was
doch auch nach französischem Rechte zum Begriff der Tradition (trs-
stition oder kislivrsliiee) gehört (Art tb'tlt ff. des Eosie civil), vielmehr
jenes Füllen nur eine die beabsichtigte Tradition vorbereitende Handlung

war;
daß zwar auch das französische Recht Fälle kennt, wo der Besitz

einer Sache ohne körperliche Ilebcrgabe, z. B. durch Einhändigung
der Schlüssel zu dem Raume, in welchem sich die Sache befindet, auf
den neuen Erwerber übertragen werden kann, indessen immerhin daran

festgehalten wird, daß demselben die Herrschaft über die Sache

verschafft werden müsse, und nun eben dieses Erforderniß nicht erfüllt
ist, wenn der Verkäufer einseitig den verkauften Wein in Fässern

füllt, welche zwar im Eigenthum des Käufers stehen, aber im Besitze

und in der Gewalt des Verkäufers sich befinden;
daß auch die Ilebcrgabe der den verkauften Wein enthaltenden

Zeitschrift f. schwcij. Recht. X V I. 1. (3) 2
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Fässer an die Eisenbahn oder einen Fuhrmann, mit dem Auftrage,
dieselben dem Käufer zu überbringen, nach französischem Handelsrechte
nicht genügt, um den Besitz derselben so auf den Käufer überzutragen,
daß die Vindication durch den Verkäufer im Eoncurse des Käufers
ausgeschlossen wäre, da nach Art. 576 des hlode sie commerce dieses

VindicationSrccht erst untergeht, wenn die Tradition der Waare in
die Magazine des Käufers selbst oder in diejenigen seines Verkaufs-
cvmmissionärs stattaefunden hat;

— daß, wenn es sich frägt, ob nach zürcherischcm Rechte anzunehmen

sei, daß eine Tradition des Weins erfolgt sei, diese Frage
verneint werden muß, da nach § 649 d. pr. G. die besondere Verpackung
und Bezeichnung der Waare mit dem Zeichen des Käufers, welcher die

hier geschehene Einhüllung des Weins in Fässer des Käufers gleichsteht,

und die Uebergabc derselben an einen Frachtführer zur Ueber-

bringnng an den Käufer für sich allein noch keine Eigenthumsüber-
tragung bewirkt, sondern eine solche Versendung nur dann den Besitz
und das Eigenthum auf den Käufer überträgt, wenn letzterer den

Frachtführer ausgewählt und dem Verkäufer bezeichnet hat, so daß

derselbe als Stellvertreter des Käufers erscheint und den Besitz für
diesen ausübt, nun aber ans den Acten sich nicht ergibt, daß Hielscher
auf diese Weise einen Bevollmächtigten zum Erwerbe des Besitzes und
des Eigenthums bestellt babe.

(Gwalter, Zeitschrift für Kunde und Fortbildung der

zürcherischcn Rechtspflege. XVII, S. 320 ff.)

8. Collision gleichzeitiger Gesetzgebung in Vormundschasts-
fragen. (Ncucnburg.)

Bekanntlich sagt der nun seinem Ende entgegengehende Tractat
mit Frankreich vom 18. Juli >828, Art. 3: — I,ss contestations gui
pourraient s'élever entre les tiôritivrs à'un I/raupais mort enfuisse
à raison de sa succession seront portes devant le .siissv du dernier
domicile que Is b'raiitzais avait en b'rancs; la réciprocité aura lieu
à l'exard des contestations gui pourraient s'vlever entre les liêritiers
d'un Laisse mort on b'rance. 4.« même principe sera suivi pour /es

cou/eà/ious tzui nai/raà/ au su/ei des iuie/ies.
Diese Stelle sollte Anwendung finden in folgendem Falle.
In Neuenburg hatte sich seit mehreren Jahren ein französischer

Bürger, der Graveur Joseph Besson niedergelassen und seinen Sohn
Hippolyte mitgebracht, der zu Genf am 27. Januar 1844 geboren
war und die Photographie zu Neuenburg übte.

Am 22. Januar 1864 brach nun über den Vater Joseph Besson,
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der sich heimlich entfernt hatte, in Reuenburg der Concurs aus und
am 28. gl. M. erklärte sich auch der Sohn insolvend. Die beiden
Massen wurden in dem Amtsblatte von Neuenburg ausgekündet.

Am 21. März meldete sich Hippolyte Besson bei der neuenburgi-
schcn Vormuudschaftebehörde und ersuchte zu Wahrung seiner
Interessen in seinem Concurs mit Berufung auf seine Minderjährigkeit
und unter Hinweis auf den obgenannten Art. 3 des Tractats mit
Frankreich um Ernennung eines Vormundes „tont a« moins
provisoirement et par mesure conservatoire." Er wurde abgewiesen Und

ihm überlassen) „à se pourvoir su préalable «levant gui sis clroit et
eomme mieux lui conviensira." Vor dem Concursgerichte ersuchte er

nun um Aussetzung der laufenden Fristen, bis die Frage über
seine Mehrjährigkeit im Sinne des Vertrages geregelt nnd damit
über die Gültigkeit seines Concurses resp, seiner Concurserklärung
entschieden sei. Auch damit wurde er abgewiesen. Die Gegenstände
seines photographischen Ateliers wurden feilgeboten und verschiedene

Angebote lagen vor. Bei der Erörterung derselben durch die Con-
cursleitung ward auch der Fallit um seine Erklärung befragt. Die
bezügliche zustimmende Antwort ertheilte als Beauftragter seines
Vormundes Viard der Sachwalter Lardp mit dem Vorbehalt: quo co
consentement ne pourra eu aucuns circonstance être invoque contre
lui «lans la siiscussion «les questions qui se soulèveront entre llip»
polxts Lesson et ses créanciers.

Diese Verwahrung ward nun nicht angenommen und damit
erwuchs die ganze Frage über die Stellung, die dieser Vormund
einnehmen wollte, an die Gerichte.

Der Photograph Besson hatte sich neulich nach Sem Scheitern
seiner Versuche in Neuenburg an die Vormundschaftsbehörde des Ortes
Eolonge (Arrondissement von Ger, Frankreich) gewendet und von
dieser*) ward am 7. April 1864 ihm Viard zum Vormund ernannt.

Das Districtsgericht von Neuenburg wies aber durch Spruch vom
22. April 1864 die Intervention dieses Vormundes durchaus ab:

Lovsisiörant qu'il ne peut s'sK'ir ici que «l'une tutelle établis à

l'etranZer et qui n'a point ètè publiée sisns la fouille «les avis okli-
ciels sis ce canton, et qui, par conséquent, n'a pas si'osset pour «les

tiers;
Lonsisiorsnt au surplus que les siocuments êtranAors siont on

se prévaut no sont pas revêtus àes formalités exilées par los
traites.

Diesen Schlüssen trat der Appellhof durch Urtheil vom 4. Mai
1864 ebenfalls bei.

*) Eine andere Stelle des vorliegenden Urtheils sagt: le tribunal
sie première instance sie tlex. Vermuthlich bestätigungsweise dieses.
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Considérant en droit:
(Zuo Is tribunal do premiers instance s bien juKè on appliquant

à l^espece, et quant à In forme, In jurisprudence du canton so
matière de tutelle établie à l'ètranAer, et sur un citoyen rè^u-
lièrement domicilie et établi dans ce canton;

Considérant, en outre, que le canton de IXoucbâtel n toujours
appliqué dans les rapports de droit qui naissent de l'ètat do ma-
joritâ et de minorité d'un citoyen domicilie et établi dans Is ps^s,
la loi du canton, sans distinction do l'orKioo do ce citoyen;

Considérant quo Is partie de l'srticls 3 du traits conclu sntro
la franco et la Suisse, qui so rapports „aux contestations qui
naîtraient au sujet des tutelles," n'a jamais ètè interprète dans
un sens qui porterait atteinte au principe pose dans le considérant
qui précède

(kìecuoil des arrêts de la cour d'appel de la république
et canton do iVsuckàtel. Vil. pp. 85 ss,)

9. Anwendbarkeit des französischen Code im berner Jura
betr. Vormundschaftsprivilegien. (Bern.)

Am 25. September 1857 wurde ein Pachtgut „lo xotit Cbolis"
durch Alfons Gaudo und dessen Miteigeuthümerin, seine Mutter, au
M. Riß verkauft. Bon diesem Pachtgut liegt ein Theil auf
französischem Boden, ein anderer in der Gemeinde Charmoille, Bezirk
Pruntrut (Canton Bern.)

Gegenüber diesem Kauf erklärte nun Ernst Rischmann
Uebersteigerung (sureockore) auf Grund von Art. 2lS5 ff. de« im bernischen
Jura theilweise geltenden französischen Code.

Dieser gewährt dieses Recht jedem gesetzlich auf ein Grundstück
eingetragenen Hvpotheeargläubigcr.

Aber der Käufer Riß bestritt nun einerseits da» Forderungsrecht,
das dem Pfandrecht des Rischmann zu Grund liege, und überdies,
auch bei Voraussetzung seiner Geltung, die Geltung des Pfandrechts.

Sein Forderungsrecht leitete Ernst Rischmann aus einer Bor-
mundschaftSrechnung ab, welche ihm am t3. Juli 1857, lange nach

Eintritt seiner Meyrjährigkeit, seine Mutter, die Ehefrau des Alfons
Gaudo, gemeinsam mit diesem, ihrem Mitvormund abgelegt hatte. In
dieser Rechnung anerkenne sie und ihr Ehemann sich als Schuldner
des Rischmann für Fr. 14(123. 03. Ernst Rischmann war nemlich Sohn
erster Ehe der Ehefrau des Alfons Gaudo und nach dem Tode seines
Balers kraft Familienrathsbcschluß unter die Aormundschaft seiner
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Mntter gelangt, und, als diese in zweite Ehe trat, auch unter die

Mitvormundschaft dieses zweiten Gatten Gaudo.
Zu Sicherung dieses Vogtrecesses von Fr. 14023 03. ließ Risch-

mann am^1>0, September t858 auf den schweizerischen Theil deS am
SS. September t857 an Riß verkauften Pachtgut« „Is petit vbolis"
ein Pfandrecht eintragen und erklärte auf Grund dieses Eintrags die

Uebersteigerung. Die gesetzliche Frist zu dieser Erklärung war
anerkanntermaßen noch nicht abgelaufen.

Wie bemerkt, bestritt Riß nun 1) die Redlichkeit der so späten

Schuldanerkennung der Eheleute Gaudo gegenüber ihrem Sohn bezw.
Stiefsohn Ernst Rischmann und erklärte dies als eine Machenschaft,
wodurch er vom Kauf abgetrieben werden solle — und sodann 2) die
Geltung des Pfandeintrags, da solche Einträge zu Gunsten fremder
Vormünder nach Berner Gesetz nicht statthaft sei.

Riß, Gaudo und Rischmann waren allesammt französische Bürger.
Was die Redlichkeit der Schnldanerkennung nun angeht, so berührt

diese Frage das internationale Verhältniß nicht und es mag genügen
zu bemerken, daß der Gerichtshof dieselbe erwiesen fand. Aber auch

die Geltung des Pfandrechts anerkannte der Appellations- und Cafsa-

tionshof von Bern durch Spruch vom 17. Juni 1864.

Considérant:
t» slue par Is promulgation laite äsn« le durs, le 28 novembre

1825 ils partie du voll« civil bernois, un nouveau système de
tutelle a remplace celui gui existait gusqu'alors; que ce système n'est

pas comme celui du Code civ, français base sur le principe «le la
famille, mais qu'il tait partie des attributions du pouvoir publie et
rentre dans l'orgavisstion elle-même de l'Ltat, et que la garantis
accordes par la loi bernoise sur la tutelle résulte principalement
de la responsabilité des diverses autorités et fonctionnaires auxquels
est conliês la gestion des biens des pupilles;

2° sjue cette même loi, tout en abolissant pour le dura le»

principales lois françaises quant à l'orgavisstion elle-même des

tutelles, n'a cependant en rien dérogé aux autres prescriptions de

droit materiel st positif renfermées dans le code français, et que
l'on doit admettre que les art. 3, 8, tl, 2l2l, 2135 et suiv. dudit
code n'ont pas ètê expressément remplaces;

3° slu'ev outre, maìgrâ l'sete de réunion du 23 novembre 1815

qui, dans son art. 14, èdictait en principe l'abolition de la législation

kraoqaise civils dans !e dura, et maigre la loi du 27 décembre
18l6 qui renversait spécialement le système k^potbêcairs du code
civ. français, les prescriptions de ce code n'ont samais êtê légale-
ment retondues et ont continue d'être en vigueur dans le dura
bernois; que notamment pour les districts de?orrvntruv, Oelêmont
et Saignelègier, Is partie do Is legislation krsnzzaise qui concerne
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les privilèges et d^potbèques, a ôte réservée et que l'on doit
reconnaître que l'k^potbèque légale <ie» inineurs est encore virtuellement

existante, 6e sorts que par uns laveur 6s nos lois et 6e l'êtst
6es cboses, dans ces districts, les pupilles ont une doiMe garantie
pour lu sauvegarde 6e leurs intérêts, à savoir, celle des communes
et 6e l'Ltat et celle résultant 6e l'b^potbàque legale elle-même;

4° gu'au vu 6s ce qui précède la question 6e savoir si le
mineur étranger (transis) a une b^potbàque legale sur les biens
6s son tuteur ou co-tutsur situés 6sus Is dura bernois, 6èpeo6 6s

l'exsinen 6'uvs question 6e droit civil en rapport avec les traites
internationaux;

ZO tZus d'après le code civil, l'b^potbèquo'lègale en laveur des
mineurs sur les biens 6e leurs tuteurs ost une consequence du

système 6e tutelle; que celle-ci, d'après ledit code, est une institution

dos lois civiles, puisque c'est suivant ces lois que se trouvent
determines Rétablissement et la durèe 6s la tutelle, les droits et
les obligations du tuteur et los garanties accordées aux mineurs

pour la sauvegarde de leurs intérêts; que, — crêêe au prolit do la
personne des mineurs en considération de leur qualité st pour la
conservation et la sûreté de leurs droits — l'k^potkàquo légale
n'appartient dans le dura bernois qu'aux mineurs à qui elle est con-
lêrêe et réservée par les lois qui ^ régissent cotte partie du canton
et aux conditions spéciales établis par ces lois;

tZu'il ne sullit pas, pour que cette b^potbèque existe, que
des immeubles soient possèdes dans le durs bernois, par le tuteur
et que, — s'il est vrai que le mineur étranger ne puisse invoquer
en sa laveur la disposition de l'art. 3 du code civil, s'il est vrai
que le code qui régit la partis lrançaise du canton os conlère
explicitement on aucuns de ses dispositions une d^potbèqus à un
mineur étranger sur les biens de son tuteur situes dan» le dura, —
il ne kaut pas perdre de vus que, quant à des droits civils de cette
espèce, l'art. II du dit code civil prêvoit Is cas ou des traités
internationaux règlent les rapports réciproques entre étrangers et ci-
tokens du ps^s;

7» guo le traité du 27 septembre 1827 entre la Suisse et la
b'raoce détermine les principes d'après lesquels les ressortissants
de l'un des Ltsts peuvent s'êtablir dans l'autre et que l'art. 1«> de

ce traite ports en termes exprès que los branlais seront reçus st
traités dans cbsque canton de la kootêdêration sur le même pied
et de la même manière que le sont ou pourront ì'être à l'aveoir
les ressortissants des autres cantons;

8» gue l'art. 48 de la Konstitution lêdâralv oblige tous les can-
tons do traiter, en matière de législation, les ressortissants des

autres Ltsts coolêdêros comme ceux de leur propre k tat et que
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— cl'npros Is traits cls 1827 — les citoyens kranyais ôtant places
sur Is môme pied que reux îles autres cantons confédérés, ils
doivent participer à tous les avantages dont jouiraient les Luisses
eux-mêmes dans la nouvelle partie du canton de Lerne;

M Hue l'artiele premier du traite de 1827 admet ce grand prin»
cip» de reciprocüo en faveur des branlais quant à àrs pe?so?!»es
et quant à àrs èàs, que l'art. 3 parie de droits et ava,daAes st
que par ces expressions on n'a évidemment voulu régler que des

questions de droits cimV entre les citoyens des deux Ltats et que
celle dont il s'agit en l'espèee rentre dans coite catégorie;

10" Hue l'art. 11 d» code civil «st des lors appîieslils, dans le
dura bernois, aux citoyens français et que l'bxpotkôque légale des

mineurs sur les biens de leurs tuteurs ôtant admise et reconnue en

branee, elle peut être exercôe, en vertu des traités internationaux,
par no citoyen français sur des immeubles siluôs dans la partie du
canton de Lerne vu ce droit à l'b^potbèque lôgale a continué
d'exister S)."

tZcitschnft des bcrnischen Junstenvercins n. F. I, S. 80 ff.)

*) In einer Note zu diesem Spruch sind folgende Bemerkungen
beigefügt!

„II n')c a pas vu uuaoimitô entre les membres de la Lour sur
cette question, et cela se comprend parce que cet arrêt trsncbe une
question des plus cantroversôes au point de vue du droit civil st
du droit international privô. l-a jurisprudence française elle-même
est loin d'être d'accord sur I» matière II ^ a des arrêts pour,
il ^ a des arrêts coàs/ toutefois ces arrêts n'émanent que des
Lours d'appel (royales ou impériales). II n'existe à notre connaissance

qu'un seul arrêt de la Lour de cassation: c'est celui du
20 mai 1862. Il est, comme on le voit de dâte récente et il re-
jette en principe le droit de l'kvpotbèque légale de la femme
étrangère sur les biens de son mari, situés en branee. II est vrai
que les parties en cause, lors de ce dernier arrêt français n'avaient
pas pour elles le bônêliev d'un traité international aussi laxe que
celui de 1827; mais d'un autre côtô ces parties ôtaient domiciliées
dans une province kransgise s^lgôrio), ce qui n'est pas dans notre
espèce oü tous les intéressé» sont domiciliés en b'raueo, donc bors
de notre juridiction territoriale, vans l'arrêt français de 1862 il
s'agissait de l'b^potbèqus légale de la femme; dans celui de Lerne
de I b^pvtbèque des mineurs; mais les principes dans I un et l'autre
cas sont les mêmes; il s'agit toujours d'une bxpotbôque dite
lôgale.

Huoi qu'il en soit, il saut reconnaître que la Lour de Lerne a
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1V. Collision gleichzeitiger Gesetze betr. Güterrecht der Ehe¬

gatten. (Freiburg.)

Aus der Ehe des Jacob Meyer von St, Gallen, wohnhaft zu

Stäffis (Freiburg) und der Josette geb. Duc entsproß eine Tochter,

Josephine. Nach dem Tode des Meyer blieb die Witwe im Besitz des

Vermögens.
Später*) heiratete die Witwe den Adolf Morel, Bürger von

Haut-Gcneveys (Neuenburg).
Mit diesem wohnte sie in Stäffis, wo sie auch im Anfang 1867

starb, Sie hatte am 30. Januar d. I einen Codicill errichtet, durch

welchen sie den Rntznieß des Vermögens dem Witwer Morel zuwendete.

Dieser Codicill wurde am 18. Februar 1867 in Stäffis publiciert.
Da» Vermögen selbst fiel an die Tochter Josephine bzw. deren

Ehemann und Vermögensverwalter Louis Chassor.

Dieser trat nun vor dem Districtsgericht der Broye gegen den

Stiefvater seiner Ehefrau auf und verlangte zu dem Eigenthum auch

noch drei Viertheite des Nießbrauch» am Vermögen ihrer verstorbenen

Mutler, Josette, geb. Duc**).
Morel bcstritt jeden Anspruch der Klägerin.
Wirklich wies das Districtsgericht der Broye sie ab (27. December

>867). Ebenso das Appellationsgerichl von Freiburg (16. März 1868):
Considérant en droit:

Hue I'art. 4 du (leeret cls promulxalion du premier livre du

ètè Isr^e dans l'spplicatîon st l'interprêtation à donner nu droit
international privé et gu'ellv » eu raison d'en agir ainsi. f,a h'rsnce
imitera-t-elle cette manière de taire? II saut s'espérer, malxrê Is
l'roid accueil que (ont souvent les juristes t'ranyais à ce gui ne vient
pas de leur pa^s."

Weitere interessante Bemerkungen über die Hauptfrage dieses

Falles gibt Fürsprech Brunncr in derselben Zeitschrift I, S. 125 ff.
*) Das Urtheil sagt nicht, wann, sondern nur: antérieurement

su ler danvier 1836.

") Ohne Zweifel gestützt auf Art. 219 des St. gallischen Erbfolgegesetzes

vom 9. December 1808, welcher sagt: Während der
Minderjährigkeit behält der überlebende Ehegatte, insofern er der leibliche
Vater — ist, den Besitz oder Frnchtgenuß von dem — mütterlichen
Erbtheil des Kindes. Bei der Großjährigkeit oder aber der Berehe-
lichung müssen dem Kinde drei Vicrtheile des — mütterlichen
Vermögens herausgegeben werden. Ein Viertheil desselben bleibt jedoch
ermeldtem Ehegatten als Fruchtgenuß, so lang als derselbe nicht zur
zweiten Ehe schreitet.
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code civil kribourgevis en «inte du 22 mai 1834 status, que si les
époux n'ont lait aucuns convention matrimoniale relativement à
leurs biens, ils sont simplement maintenus, en es qui concerns lu
jouissance et les avantages assurés à l'epoux survivant, su bens-
Lce lie» lois ou coutumes existentes à l'êpoque ou il» ont contracte
le inurigAS;

(Zu'Xdolpke Illorsl et siosette llle^vr ove vue, ont contracte
mariage antérieurement au 1« janvier 1836 et à la promulgation
à dit premier livre clu colle civil, et que dès lors, à teneur «Ze

l'art. 4 sus-rsppelô, c'est le coutumier 6'Lstavsxor qui doit régler
Is jouissance îles bien» lie dosette Rorel nés One, à laquelle son
mari Xdolpbe lllorol a survécu, puisque le mariage 6e ceux-ci s
èts conclu à klstsvsxer place alors sous Is legislation coutumière
6'Lstavs^er et qu'il n'existe entre ces conjoints sucune convention
contraire;

<Zue cette coutume, attribuant en termes clairs et precis, à

l'epoux survivant la totalité 6e la jouissance 6es bien» 6e l'spvux
prèdêcèdv, l.ouis llbassot, au nom 6e sa lemme née Kleber, tills 6s
kou dosette lUorel née lluc, kemme en premières noce» 6e desu

llle^er, n'est point konde à 6eman6er s ce que la jouissance en
question soit rècluito su quart 6es biens délaissés par dosetts Norel
au protit 6e prê6ite lemme née Kleber;

iZu'il ne peut s'agir 6an» le cas actuel ni 6e la loi neucbâte-
loise, ni 6e celle 6n canton 6e 8t.-KaII, puisque le 6roit 6e jouis-
sauce en contestation no constitue point une question 6e statut
personnel;

<Zuo la clause insérée à l'art, 1 6u eo6icillk 6u 36 juin 1867

lait par Josette Norel nee Duc, suppose même que celle»ci ait
ou l'iotevtiov 6e restrein6ro 6sns le» limites possibles 6s I» loi
et 6ans le sens 6es dispositions 6e l'art. 77 6u co6v civil la jouis-
sance 6s son mari sur les bien» qu'elle délaisserait après sa mort,
os saurait avoir pour eklet 6e porter atteinte à 6es droits
acquis et consacres par les lois en vigueur au jour oû le mariage a
ête conclu.

(dourna! des tribunaux vaudois.XVl. pp. 254 ss.)

11. Collision gleichzeitiger Gesetzgebungen im Wechselrecht.
(Luzern.)

Gegen den Aussteller zweier Eigenwechsel wurde vor dem

Gerichtspräsident in Luzern die Erecutivn anbegehrt und von diesem

bewilligt.
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Der Aussteller erklärte den Recurs an die Justiz-Commission des

Obcrgerichts auf Grund der zwei Thatsachen, daß die Wechsel von ihm
im Canton Aargau ausgestellt seien und er selbst aargauischer
Bürger, folglich als wcchselsähig nur anzusehen sei, wenn er im can-
tonalen Ragionenbuch eingetragen erfunden wird, was der Fall
nicht sei.

Die Justiz-Commission verweigerte die Execution (2, Juni I8K6)
unter folgender Begründung:

Die Zulässigkeit vorliegender Wechsclcrecution hängt von der
Beantwortung der Frage ab, ob nach der maßgebenden Gesetzgebung der
Wechselaussteller wcchselsähig gewesen und ob daher die zur Begründung

der Wechselerecution eingelegten zwei Urkunden als crecutions-
fähige Wechsel können angesehen werden, welche Frage, wo es sich um
die liquide Behauptung absoluter und nicht blos von bestrittenen
factischen Verhältnissen abhängender, daher illiquider
Wechselunfähigkeit handelt, im Erccutiousstadium zu erörtern ist. Nach den

in den meisten schweizerischen Cantoncn geltenden Grundsätzen über
Statntencvllision (§ » lnz. b. G.-B, richtet sich die persönliche Fähigkeit

zur Eingehung einer Verbindlichkeit nach dem Rechte der

Heimath, und wenn diese Regel im schwciz, Wcchsclcvucordat nicht
ausdrücklich wiederholt ist, wie es die deutsche Wechselordnung im Art, 84*^)
gethan hat, so geschah dieß nicht aus dem Grund, um diese Regel
auszuschließen, sondern weil sie sich Angesichts des citierten § i> des

allgem. b. G,-B., resp, des in dieser Frage allgemein angenommenen
Heimathsprincipcs von selbst versteht. Nur eine Ausnahme, welche

gerade die Regel in den nicht ausgeuommenen Fällen bestätigt, ist im
Interesse des Verkehrs durch den 8 93 Schw.W.O, aufstellt, näm-

Luz. b, G.-B. Für Handlungen und Geschäfte, welche —
Fremde innerhalb des Cantons vornehmen, bleiben (sie) in Betreff
der persönlichen Fähigkeit, dieselben vorzunehmen, den Gesetzen des

Landes ihrer Herkunft unterworfen.
Deutsche W.-O. 8 8t, Die Fähigkeit eines Ausländers,

wechselmäfiige Verpflichtungen zu übernehmen, wird nach den

Gesetzen des Staates beurtheilt, welchem derselbe angehört. Jedoch
wird ein nach den Gesetzen seines Vaterlandes nicht ivechsclfähiger
Ausländer durch Uebernahme von Wcchsclverbindlichkeiten im
Inland verpflichtet, insofern er nach den Gesetzen des Inlandes wechselfähig

ist.
Schweizerische (i, o. Luzeruer) W.O. 8 93. Angehörige der

Cantonc, welche dem Concordatc nicht beigetreten, sowie Ausländer
werden bei Uebernahme von Wechsclverbindlichkeitcn in den concor-
diercnden Cantoncn als wcchselsähig betrachtet, insofern sie sich nach
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lich in Bezug auf die ia deu concordierenden Cantonen selbst von
Fremden ausgestellten Wechsel, rücksichtlich welcher lediglich die

Vertragsfähigkeit sich nach der heimathlichen Gesetzgebung bestimmt,
die Frage der Wechselfähigkeit dagegen nicht weiter mehr nach dem

heimathlichen Recht beurtheilt, sondern nach der Vertragsfähigkeit
beantwortet wird. Vorliegend sind die fraglichen Wechsel nicht im
ConcordatSgebiet ausgestellt worden und Aussteller ist nach dem Heimathrecht

unbestrittenermaßen nicht wechselfähig.
(Zeitschrift des bernischen Juristenvereins n. F. Ill, S. 86 f.)

12. Anwendbarkeit des inländischen Gesetzes auf Güter¬

trennung von Ehegatten. (Bern.)
Am 23. November 1845 verehelichten sich im Bezirk Courtelary

(Bern) Fritz Krause und Maria geb. Heidlanf, beide würtembergische
Angehörige. Im Zahr 1864 fiel der Mann in Concurs und der Frau
blieb Nichts, als was sie durch Handarbeit künftig erwerben konnte.
Sie kam daher um Gütertrennung ein, „damit nicht etwa auch das

von ihr sauer Erworbene durch die Gläubiger des Mannes ihr
entzogen werden könne."

Das Districtsgericht Courtelary wies sie jedoch, obschon der
Ehemann und die Gläubiger sich nicht widersetzten, mit ihrem Begehren ab.

Oonsisiêrsnt:
gus Iss époux ôtant tous sieux originaires sin Wurtemberg,

vêlait aux tribunaux sie es pg^s qu'il appartenait si'on connaître,
que los rapports matrimoniaux sies époux, en es qui concerne le»
biens, kont partis siu statut personnel, qus la kemme ltrsuss n'a pas
prouve ni allégus que le oosis eivil sie Wurtemberg permit la separation

sie Kiens.
Der Appellations- und Cassationshof von Bern hob diesen Spruch

aber auf (26. Januar 1865).
Consisisraot:

1. (Zue Is question qui se présents ne tombe pas siireetemeot
sous l'spplication sies principes qui régissent le statut personnel,
sensu stricto, puisqu'il ne s'agit ni sis l'êtat sies personnes, ni si'un
siivorce on séparation sis eorps, ni sis la capacité sies époux à

provoquer un pareil acts, mais qu'il s'agit à'uns siemsnsie en sépara-
tion sis biens entre époux, st que, à la solution sie eotte question,
non-seulement l'oràre publie siu pa^s oû les époux ont êtakli

den ihre Vertragsfähigkeit bestimmenden Gesetzen durch Verträge
verpflichten können.
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leur domicile, mais encore des tiers, crèaueiors, etc., peuvent être
directement intéresses;

2. guo depuis leur mariage, les époux Krauss ont tîxs leur
domicile conjugal dans le dura, qu'ils z? ont acquis îles biens, tant
mobiliers qu'immobiliers, qu'ils ^ ont contracte e» conimuo ries «lettes

et des obligations, que même le mari zc ost tombô on faillite et
que tant les opérations <le cette faillite quo les clivers autres
contrats antérieurs ont êtô règles, sans opposition, et clu consente-
mont dos intéresses, d'spres les clispositions legales «n vigueur clans

ce ps^s;
Z. (lue d'après l'art. 3 c. civ. fr. les lois cle police st de sûreté

obligent ceux qui bskitent le territoire clu dura, que les immeubles
qui sont possèdes même par àes étrangers sont régis par la loi
kranczaise, et qu'en (absence àe tout traite nu convention interna-
tionale avec le Wurtemberg, ce n'est pas aux autorités st lois, à s

ce royaume qu'il faut renvoyer la àemanàerosss pour faire statuer
sur sa demands on séparation de biens, mais qu'il convient et im-

porte que cotte demande soit appréciée par les autorités du pa^s
ou les époux ont vtsbli leur domicile conjugal et ^ ont acquis dos

biens, et d'après les lois sous le bènèliev desquelles les époux se

sont volontairement places pour acquérir ces biens au pour en ac-
quérir par la suite, et que des lors le» tribunaux do notre canton sont
compétents pour examiner le bien ou mal sonde do la présents
demande on séparation do biens;

4. gue — appréciant cette demande — il ost suffisamment

prouve par la faillite du mari iîrauss qu'il ^ a eu désordre dans

la gestion de ses allaires, que le concordat intervenu et par lequel
le failli ps^o 30 o/g à ses créanciers, n'est pas par lui-même une

preuve de bonne administration, et que sa femme a )uste craints
de voir sa dot en péril, celle-ci ne se composât-elle que de son
travail et de son industrie (art. t44Z et suiv. e. civ

(Zeitschrift des bernischen ZuristenvercinS n. F. I, S. 373 f.) '

1Z. Namensänderung. Gegeninteresse. (Waadt.)

Am 23. Mai 18S7 brachten vor dem Bezirksgericht von Vevey

(Waadt) drei Personen des Namens Dnlon folgende Klage ein: Es

sei irrigerweise ihr Name in den Civilregistern von Villeneuve Dnlon
eingetragen und sollte in Uebereinstimmung mit den ältesten vorhandenen

Civilregistern und anderen früheren Actenstücken in d'Ollon geändert

werden, namentlich sollte durchweg in den Civilregistern von Villeneuve
dies geschehen. — Vorgeladen als beklagte Partei wurde die Bürger-
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gemeinde Ollon und aus Gründen öffentlichen Interesses betheiligt
trat in die Erörterung auch der Staatsanwalt ein.

Die Vorgefechte beschlugen die zur Vorlage gebrachten Actenstücke
und ihre Erfordernisse und Schlußkraft, die Qualität der Gemeinde
Ollon als Gegenbetheiligter und die Récusation dreier Richter dieses

Ortes.
Die Zulassung der Gemeinde Ollon als Gegenbetheiligter ward

vom Gerichte ausgesprochen:
Attendu que lu famille à/o» s ouvert notion pour kaire cksn-

Ker I'ortbo^rspbe de son nvm contre eelui </'/?//«»,'

gue, conformément à Is loi, ells s ksit appel aux tiers qui es-
limeraient avoir le ciroit de s'opposer à ce ekanAement;

Attendu qu'un nvm eonstitue une propriété pour Is famille
qui Iv porte et que, conséquemment, tout individu dont un tiers
veut prendre le nom a Is faculté d'examiner si c'est à tort ou à

raison;
Attendu qu'une commune qui n'est qu'une famille plus êten-

iluo et plus nombreuse, <lvit svoir le même droit;
flonsidersot dès lors que Is commune d'Ollvn dont la ismille

Vulvo veut faire son nvm, a un intérêt reel et direct à être
admise s discuter cette question devsnt le tribunal appelé à la

guK«r;
Vu les articles 23 du rode civil et 103 du code de procedure

civils, partie contentieuse.
Aus den bezüglichen Erhebungen ergibt sich:

1) daß der Name der Gemeinde früher verschieden geschrieben
erscheint; a) in einem Kaufbrief des Edeln Johann von Chatonnage
an die Gemeine von Oulon (tl. November >554), b) in einer Quittung

der Gemeine von Oulon (20. Mai 1568), e) in einer Kundschaft

über die Rechtungcn des Schloßvogte an den Jahrmarkt von
la Mvttaz und der Bürgergemeine Doullon (20. Januar 1577);

2) daß in den Civilregistern von Villeneuve unterm 10. September

1592 und den 2S. April 1594 dieselbe Person, das erstemal mit
d'Ollon und das zweitemal als Franz Dulon eingeschrieben ist.

3) daß dieser Name in denselben Registern in den verschiedensten

Gestalten erscheint;
4) daß aber seit Ende des 16. und Anfang des 17. Jahrhunderts

der Name in den Registern sich immer gleich, wie jetzt, bleibt.
Das Districtsgericht von Aigle wies darum den Kläger ab (4.

Februar 186S):
Attendu que ces faits constituent une possession d'état;
Lvosidêrant qu'aux termes de l'art. 17l du code civil, nul ne

peut réclamer un état contraire à celui que lui donne son acte de
naissance et la possession conforme s ce titre;
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Attendu que les registres anciens île l'etat civil île Villeneuve
renferment un grand nombre île variantes clans l'crtkograpbe du
nom cles ancêtres îles demandeurs;

Attendu qu il n'est pas constant que le nom originel île la
famille clemsnlleresse soit eelui d'tA/ou qu'elle réclame ausourdbui;

s)ue cette ortliograplie se trouve même très r rement clans les
nombreux cloeuments qui ont êtè mis sous les xvux clu tribunal.

Ovnsiàvrsnt clés lors que les registres actuels île l'èlat civil
ne renferment pas d'erreurs constatées et pariant qu'il n'^ a pas
lieu a les rectifier.

Das Cassationsgcricht, durch Urtheil vom 22. April I8K8,
bestätigte den Spruch

sowohl in Betreff der Betheiligung der Gemeinde Ollon;
gue l'iotèrât àect qui, selon l'srt. lt>3 clu c. p. c. e., permet à

un tiers cl'intvrvvnir dans un procès comme partie, ne peut être
entencìu que àans le sens qui résulte civ la nature clu procès clans

lequel il intervient;
îZu'ainsi, clans une cause île l'ospèco actuelle ou il s'agit île

la réclamation «l'un nom, l'intèrvt peut être réel sans être materiel,

ou determine «l'une manière matériellement appréciable;
Attendu que l'on ne saurait refuser à un tiers, iucliviilu ou

famille, la faculté d'intervenir clans un procès clans lequel il s'agirait

cle la réclamation cls son nom patronymique;
Attendu qu'une commune, bien que n's^ant pas un nom «le

famille, peut néanmoins avoir un intérêt réel et clirect à maintenir

en sa faveur la possession exclusive «l'un nom ou cl'ane
denomination qui a, pour elle, la valeur et limporlaneo d'un fait
bistorique;

gue cetle importance existe également pour elle, si son nom
de localité attribué » une personne actuelle avait l'ellct de rat-
tseber celle-ci à un personnage bistorique de la commune;

Attendu, evlin, que dans la cause oil la décision de la question

de reetiliation vv peut résulter que de I appreciation des

documents, pièces et titres produits à l'appni, l'intervention do la

communs, si même elle n'vtait pas gustilive, ne serait pas de

nature à avoir exerce de l iulluonco dans le sens prévu à l'sr-
tiole 405 § b du v. p. e. o.

als auch hinsichtlich der Abweisung;

slonsiàêrant, d'après les titres et documents do la cause, que
pendant le temps qui s'est écoule clans la Periode de >406 à 1592,

et même antérieurement, une série de personnes de la braocbe
ascendante et des brsnebes collatérales de la famille dos demandeurs,

sont designées dans ces titres et documents par des noms
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Astronomiques écrits nomme suit: </e tl//ono, 6e (l/o«o, àn/on,
«i'/lu/on, </o»/on, 6o/on, à//on, </'0//on, 6'f/on, /l'f/on, «/f/on,
//u /.o/q/, à /on, /on//, /o», 6e (l««'on, /)»/on, 6'I//on/

(lue souvent, «lans le même sets, liAnrent 6eux vu plusieurs
6s ees noms pour Is même personne, et qu'il apparaît êviàem-
ment, psr les variantes employees, que non-seulement l'ortko-
Zrapke n'en stait pus iixêe, mais que même Is nom n'êtait pas
arrête; — ee qui, 6'silleurs, se présente fréquemment 6ans cette
pvrioàs 6ans laquelle los noms 6e famille continuaient à se

former;
tloosi6êrant que les 6sman6surs ne fournissent pas 6e iloeu-

monts antérieurs à cette époque, ni même 6o cette époque, qui
fassent connsitre lequel 6e ees «livers noms ou variantes serait
celui qui 6oit leur être aitribuê par rectification 6e leur nom
actuel;

Oue si ces 6ocuments ne sont pas 6es actes 6e l'êtat civil,
toutefois ils seraient sutlisants pour être pris en coosi6vrstivn
s'ils présentaient 6s la concvrilsnee, soit eotr'eux, soit avec 6es

actes émanes «les registres «le l'êtat civil, au suget 6u nom rv-
clame;

/l«tten<lu que ces 6veuments présentent 6s nombreuses va-
riantes;

Hue le nom 6'tl//on, qui est l'obget spécial 6e la question, ne
se rencontre que «lans un très petit nombre 6e ces «locuments,
et que même, plusieurs lois, il est emploie 6ans le même sets ou
à la même époque alternativement avec l'un ou l'autre 6e ceux 6ont
la nomenclature est 6onnêo ei-6ossus;

tlonsillêrant que le» actes tires 6es registres 6e l'êtat civil
(établis pour la première fois à Villeneuve en 1573) présentent
la succession suivante «les inscriptions, quant au nom 6« la la-
mille «lont il s'gKit, savoir: ce nom est écrit, en 1573, 6o/on/ 1577,
1531, 1538 et 1593 6'f/on et </f/on/ 1583 /onF/ 1531, 6n /onA/
1532 6'0//on et à//on/ 1533 /ln /on/ 1535 à /on/ 153k /on/
1KZ7 à/on/ 1653 et 1682 «à /on/ 1651 à/o»/ 1683 </'(//<?»/ 1686

/ln/on, et 6epuis lors, ce 6ernier nom qui a continue sans varier
gusqu'à nos temps;

j)ue, «lans «les actes qui ne sont pas 6s l'êtat civil, le nom
à/on est employe, ainsi que cela se voit «lans une reconnais-
sauce 6e (llau6e Ilulon, «lu 27 mars 1563; «lans un extrait 6u
premier manuel 6o Villeneuve partant 6e 1586, et «lans une
reconnaissance 6e lfrsn(ois Ilulon «lu 12 janvier 1621, oii les noms
6e Nicolas llulon, Llaurlo Ilulon, 6n-Ltienns Vulliesins vulon,
3aques Ilulon et autres sont rappelés;

tlonsitlêraat que l'on ne voit point, «lans la pêrioile sus-men-
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lionnés, che I49K à 1592, et mémo auparavant, que les membres
«te In lsmille actuellement Union soient plus particulièrement
chvsignês sous le nom c/'Mon, et que les sutres ilênominstions
proviennent ch'une erreur clans les inscriptions qui ont êtê laites
en ev temps;

Hu'il n'apparaît même ch'aucuns prêlêrvncs pour ee nom en eo
qu'on le voit être emplois inclillêremmont uvee tel autre, clans le
même acte, pour chêsignsr le même inchiviclu, et qu'il ne se ren-
contre point clans In plupart ches clovuments;

Qu'après avoir ête écrit clans quelques actes, puis remplace
par une autre chêsignstio», il reparait clans l'actv île baptême 6e
Nicolas clu 19 septembre 1392, puis est suivi pvnclant quel-
que temps îles noms <à l-on, ou /)u lâ, et ne se retrouve
bientôt plus clans aucun sets;

Oonsiclêrant, sur ces laits, que pour gustilier la rectification
àewanclss, il laut établir que le nom porté actuellement par la
ksmille n'est pas celui qui lui appartient; qu'il est le résultat
ch'une erreur et cloit être remplace par un autre qui soit bien le
sien;

^tteoclu, cl'ull côte, que les recourants Ouloii ne chêmontront

point que le nom cl'O/ton ait êtê le nom constant cle lecirs auteur»
penchant une pêrioclv plus vu moins êtenclue;

Hue le granch nombre cles noms appellatils, sous lesquels leurs
sscenclants sont incliquês, ne permet pas île chistinguer celui cle

ces noms qui, «lors, aurait êtê le vrai st seul nom patronymique;
^ttenclu, ch'autre part, que les clvmancleurs estiment que ces

noms varies proviennent tous cle la même origine, savoir, clu

nom clu village ou commune ch'Ollon et que les chiversos variantes,

soit latines, soit en langue vulgaire, ne sont qu'une tracluc-
lion ou qu'un moêe che sa prononciation, ensorts que terreur
serait née chu maintien «l'un nom Dulon, qui clans l'origine signi-
liait ch'llllon;

^ttevchu, sur ee point, qu'il n'est prochuit au procès aucun
chocument quelconque st qu'il n'est vtabli aucune preuve, ni aucun
lait constatant l'origine chu nom clont il s'agit, ou clesquels on

puisse iokêrer que le nom che la lamille vulon se rattacbe à celui
àe la communs ch'Ollon; que même cette lancille ne se chit pas être

originaire ou bourgeoise che cette commune;
gus les rapports cles experts motives par cles vonsicherations

étymologiques et bases sur los inlsrences que la science peut
tirer che chocuments généalogiques incomplets, ne sont pas

appuyas, toutekois, sur îles laits ou cles actes sullisants et ne sau-
raient être aclmis comme cievant avoir u» ollet juricliqus quant à

une rectilicstioo;
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(Zu'su surplus, Is conclusion de ce» rspports u'a pss Is portes
que les demandeur» lui sltribusut;

Attendu, d'ailleurs, que des présomptions ue pourrsieot suk-
Lrs pour taire sdmettre que peudsot uu trss Krand nombre d'an-
uêes (de 1532 à uos sours), il ^ s eu erreur persistante sur le
nom de famille dont il s'sZit et qu'actuellement oette famille os
sersit pss en possession du nom qui lui appartient;

(lu'il x s lieu, su contraire, de rseovnsître que cette longue
possession démontré que les vsrisotes signslèe» plus lisut se sont
srrête'es et que le oom sotuel qu'elle porte est seul demeure comme
êtsnt le sien.

Nur hinsichtlich des erstinstanzlichen Motivs aus Art. 171 des

Civilgesctzeà gab das Cassationsgericht der Familie recht.
(Considérant, en ce qui concerne ('application de l'srticle 171

du code civil, dont le tribunal civil s lait uo des motiks de son
g'uxemeot; qu'en eilet, il ne s'sßit pss ici d'une demande en cbsn-

xement d'êtst ou d'êtst civil, msis seulement d une reetiliestion de

nom qui o'sursit sucunv conséquence s lézard de l'stst civil, dont
les demandeurs sont en possession.

(dournal des tribunaux vsudois XV. pp. 378 «s.
638 ss., 886 ss., XVI. pp. lt6 ss. 275 ss.)

14. Firma. Begriffsbeschränkung. (Bern.)
Die Witwe des L. C. Guichard eröffnete zu Bern ein Galanteriegeschäft

mit der Bezeichnung s I» ville de Paris. Das Recht zu dieser

Bezeichnung bestritt ihr der Kaufmann Blum-Javal, welcher mit
dem verstorbenen Ehemann der Beklagten früher einen Handel mit
verfertigten Kleidern betrieben, aber dieses Geschäft im Jahre 186l
aufgelöst hatte, unter der Verabredung, das Magazin im
„europäischen Hof" und die Bezeichnung s I» ville de ksris bleibe dem
L. C. Guichard, das Magazin an der Kramgasse dem Blum.

Als im Jahre 1863 dieser erkrankte und unter Vormundschaft
gestellt ward, verkaufte der Vormund das Geschäft des Guichard mit
allen Rechten an Blum-Javal, der nun auch die Firma à la ville
de ?sris als sein Eigenthum ansah.

Der Appellations- und Cassationshof von Bern war aber anderer
Ansicht und wies ihn mit seiner Klage gegen Frau Guichard ab

(26. October 1865) mit folgenden Gründen:
1) Daß — selbst angenommen, die Annahme einer Firma, welche

einer bereits bestehenden gleich oder so ähnlich ist, daß sie Täuschungen

oder Verwechslungen veranlassen könnte, wäre durch Gesetz oder
nach Grundsätzen des Rechte allgemein verboten — im vorliegenden

Zeitschrift f. schweiz. Recht. XVI. 1. (3) 3
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Fällt Herr Blum-Iaval nicht gestützt auf ein solches Verbot zu klagen
berechtigt ist, indem i

». der Bezeichnung „à I» ville «le ?»ris" ihrer Beschaffenheit
nach und wie sie im vorliegendem Falle von den Parteien
gebraucht worden, nicht die Bedeutung einer Firma zukömmt,
sondern dieselbe höchstens als Zusatz einer solchen
betrachtet werden könnte, daher die Annahme dieser Bezeichnung
allein ohne gleichzeitige Annahme oder Nachahmung des
Namens des Eigenthümers oder der Firma des Geschäfts nicht
als Mißbrauch einer Firma gelten kann;

k. das von Frau Guichard errichtete Kaufgeschäft kein Concurrenz-
geschäft desjenigen des Herrn Blum ist, indem es im Wesentlichen

andere Handelsartikel beschlägt, als diejenigen, mit deren
Umsatz Herr Blum sich befaßt, somit dieser letztere durch den

Gebrauch der fraglichen Geschäftsbezeichnung keinen Schaden
erleiden kann und daher kein Interesse hat, zu klagen;

2) daß, wenn der Kläger als Känier des Geschäfts im
Europäischen Hof Gewicht darauf gelegt hätte, daß sein Geschäft
ausschließlich die fragliche Bezeichnung zu gebrauchen berechtigt werde,
es ihm ein Leichtes gewesen wäre, die Ucbertragung derselben auf
ihn gegenüber seinem Verkäufer, Herrn Guichard, beziehungsweise
dessen Rechtsvertreter, zu stipulieren, nun aber, da eine solche

Vertragsklausel nicht aufgenommen worden, Frau Guichard auch durch
keine specielle persönliche Verpflichtung gehindert war, ihrer Firma
die fragliche Bezeichnung beizusetzen.

(Zeitschrift des bernischen Iuristenvereinâ n. F. II, S. 243 f.)

15. Firma. Beschränkung in der Wahl derselben.

(Basclstadt.)
Unterm 17. Februar 1865 erschien im CantonSblatt von Basel eine

Anzeige, daß im Ragionenbuch eine Firma eingetragen worden, des

Namens Ormond S: Comp., bestehend aus W. Ormond und C. Lau-
derer-Champrenaud.

Gegen diese Ankündigung erhob das gleichnamige HauS, dessen

Sitz in Vevey und Genf ist, Einsprache, mit der Behauptung, es leide

dadurch Schaden, indem das Fabrikat des Baseler-Hauses (Cigarren)
dasjenige der Kläger wegen Schlechtigkeit discreditiere. Als
ungefähren Ansatz dieses Miscredits bezeichneten die Kläger die Summe von
Fr. 15000, — die sie auf den Fall verlangen, daß Beklagte die Firma
nicht auf Spruch des hiesigen Richters ändern. Kläger hoben dabei

hervor, daß die Führung dieser Firma nicht sowohl darin ihren Grund
habe, weil der Associerte Ormond ökonomisch oder persönlich bei der
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Fabrication vorwiegend betheiligt sei, sondern weil sie anstrebe, ihr
Fabricat mit demjenigen der Kläger möglichst zu verwechseln und sich

durch den Schaben der Kläger zu bereichern. Für diese Behauptung
legte» sie als Beweis die Fabrikzeichen der Beklagten vor.

Die Beklagten bestreiken diese Absicht und die Ähnlichkeit der

Zeichen und behaupten ihr Recht, nach freiem Ermessen auf hiesigem

Platz eine Firma zu wählen, die im hiesigen Nagionenbuch nicht
entHallen sei. UcberdieS bezweifeln die Beklagten, ob nicht in der Klage
eine Strafklage verhüllt sei, die nicht vor Civilgericht zu entscheiden

wäre.
Die erste Znstanz verwarf aber, durch Spruch vom 26. April 1866,

diese Klage, mit folgender Erörterung:
— Die Befugniß zur Wahl einer Firma sei durchaus frei. Wenn

Einschränkungen bestehen, so könne dies nur der Fall sein in Bezug
auf den Handel in einem und demselben Gebiet, wenn nicht etwa

gar nur in Bezug auf den Platz.
Der Wortlaut der Verordnung vom 6. Mai 186Z spreche nun für

die weitere Ansicht, daß der Canton als das Gebiet anzusehen sei,
in Bezug auf welches die Wahl der Firmen beschränkt werben muß.
Weiter aber könne die Grenze nicht gezogen werden.

Die zweite Znstanz dagegen, durch Urtheil vom t2. Juli 1866,
hob daS crstinstanzliche Urtheil auf, untersagte den Beklagten die

Führung der Firma Ormond â Comp. auf schweizerischem
Gebiete, so lange die gleichlautende Firma der Kläger auf ebendicsem
Gebiete besteht, für den von letzterer ausgeübten Geschäftszweig, von
der Ansicht ausgehend,

daß im Handelsverkehr die Tradition einer schon bestehenden

Firma gleichwie der sich allmählich daran knüpfende Geschäftsvertrieb
zu den Werlhfactvrcn eines Handelsgeschäfts zählen, und als Mittel
und Ausfluß rechtmäßiger Erwerbsthätigkeit gegen unbefugte Uebergriffe

zu schützen sind;
daß wenn auch im Allgemeinen die Wahl einer Firma als frei

gelten muß, dieses immerhin durch die Rücksicht beschränkt ist, daß

nicht Interessen bereits bestehender Firmen dadurch gefährdet
erscheinen, waS bei dem Nebeneinanderbestehen gleichlautender Firmen
für denselben Geschäftszweig nicht nur in demselben Ort oder
Gerichtssprengel, sondern auch in demselben nationalen Productions-
resp. VerkehrSgebiet, namentlich im ausländischen Handelsverkehr
zutreffen kann, weshalb unter diesen Voraussetzungen einer schon von
früherher bestandenen Firma das Recht zustehen muß, gegenüber
einer erst später angenommenen gleichlautenden Firma, selbst wenn
letztere aus dem GcschlechtSnamen eines der Theilhaber gebildet ist,
auf eine unterscheidende Abänderung anzutragen und zwar gleichviel,
ob bei einer derartigen Zusammensetzung und Wahl der spätern Firma
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Absicht oder bloßer Zufall obgewaltet hat, ein Moment, welches nur
bei Bemessung eines hier nicht in Frage liegenden Entschädigungsbetrages

von Belang wäre.
«Directe Mittheilung.)

16. Vertretung von Anstalten durch den Staat. (Wandt.)
Durch Testament vom tZ. April 1816 halte Z. E. Appelt zu Genf

seine Schwester, Frau Renevier-Appelt, zur einzigen Erbin eingesetzt
und folgende Clause! beigefügt'.

„?su mon frère Daniel-äean Appelt. axant laissé à sa veuve
Henriette Appelt, nés Vsxrassat, lu jouissance «l'environ soixante
mille francs «lont, après sa mort, (que Dieu lui aceorils longue
vis), la moilis «loit me reveuir soit à me» héritiers, g'en laisse la
souisssnce à ma soeur si elle survit à ma bellesoeur, lui
éloignant sur son honneur «l'en «lisposer après elle et île ma part
comme suit:"

„Du quart aux 6ivers établissements «le bienfaisance 6s (Ze-

nàve au nombre «le 12 environ, etc."
Auf Grund dieses Testamente verlangte nun „der Staat Genf"

von den Erben der seither verstorbenen Frau Renevier Einweisung in
den Achtel des Vermögens von D. I. Appelt, vcrehelichter Veyrassat.
Er machte diese Klage geltend Namens von nenn Wohlthätigkeits-
Anstalten, weil diese „sont soumis à I'Ltat et «iêpenilent sis lui."

Das Districtsgericht von Rolle wies aber den Staat Genf mit
seinem Anspruch am 4. October 1867 ab.

Statuant sur la première exception tirés «lu «Zeiaut 6e vocation
6e l'Ltst 6s Cenàve

^tteo6u que les établissements «le bienfaisance qui peuvent
avoir «Zroit s» legs kaits par «lèsunt.lean-LmmanusI Appelt 6ans son
testament, n'x sont point spêciiiès 6'uoe manière absolue, quoique
le nombre «le 12 environ z« soit inäiquö;

gue l'on ne voit poiut 6ans l'institution 6s ce legs que l'Ltat
6e (Zenêve ait la surveillance 6e sou exécution;

tionsi6èrant que l'Ltgt 6e tZenevs réclame l'exêcutioo 6u legs
su nom 6e oeuf établissements ênumèrês 6sns sa réponse, koo6è

sur ce que ces établissements sont soumis a l'Ltat et 6spen-
6ent 6e lui;

llonsi6êrant que les 6iverses lois et règlements qui instituent
les établissements 6ont il s'agit en leur 6onnant une existence
légale, ne «lonnent point à l'klst 6s kenève le 6roit qu'il reven-
6iquv au)our6'kui, c'ost-à-6ire 6e les gàinistrer et 6s plsi6er
pour eux;
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slue ces lois et reniements ne sont que les plscer son» Is sur-
veill-mce et le contrôle de I'Ltst, suns l'sutorisstion duquel ils ne

peuvent, en certains css, sZir IsAslemeot;
(loosidèrsut que cette surveillance et os contrôle de l'Ltst

môme, «'exerçant psr des membres du gouvernement clssignes s

cet eikst, n'autorisent point celui-ci à agir en leur nom comme il le
prétend, ceux-ci stunt des personnes morules, indépendantes et
s^snt leur vie propre;

Ooosidèrsnt enlin que si même ces établissements ont besoin
<le l'sutorisstion <Ze l'Ltst pour plaider, il ne s'en suit point que
celui-ci sit le droit de plsider en leur nom, ce droit ne lui vlsvi
point concède psr les lois qui les constituent et les régissent.

(.lournsl des tribunaux vaudois XV, pp. 749 ss.)

17. Heimatangehörigkeit. (Bundesgericht.) *)
Das schweizerische Bundesgericht in Sachen des schweizerischen

Bundesrathes, Klägers, vertreten durch Herrn Trachsler, eidgenössischen

Untersuchungsbcamten in -Heimatlosensachen, in Bern, gegen
I. die Negierung des Cantons Tessin, vertreten durch Herrn

Fürsprech Niggeler in Bern;
II. die Regierung des Cantons Graubündten, vertreten durch

Herrn Fürsprech Bützberger in Langenthal, Beklagte;
fernerm, die Familie Sonanini, in Noveredo, Nebenintervenientin

zu Gunsten des Cantons Tessin, ebenfalls vertreten durch
Herrn Fürsprech Niggeler in Bern,

betreffend Einbürgerung einer heimatlosen Familie,
hat über nachstehende Rechtsfragen zu urtheilen -

*)Das Bundesrecht von 1848 führt den Satz ein, daß die Heimatlosigkeit

in der Schweiz wegfalle, und jeder schweizerische Angehörige
ein festes Gemeindebürgcrrccht und damit auch das betr. Cantons-
bürgerrecht erhalten müsse.

Die Durchführung dieses Satzes führte zu einer Reihe neuer
Cantonalgesetze, wodurch das Verfahren reguliert ward, nach welchem

in den einzelnen Cantonen die Personen, welche denselben angehörten,
ohne besondere Gemeindebürgerrechte zu besitzen, in solche eingereiht
werden sollten.

Wo aber zwischen einzelnen Cantonen Anstünde eintraten, welchen
einzelne Heimatlose zugeschrieben werden sollen, da entschied das

Bundesgericht und es ist eine seiner dankenswerthesten Leistungen,
hierin nach festen Grundsätzen zu Aufhebung des regellosen frühern
Zustandes mitgewirkt zu haben.
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RcchStfrage des Kläger«. Ist der Canton Tessin zur
Einbürgerung der Familie Sonanini in Sonogno verpflichtet,
bestehend aus folgenden Personen:

I. I) Maria Joscpha oà Gtboni, Witwe des Johann Petrus
Sonanini, geboren 1774;

II. 2) Carlo Dominicus Sonanini, Sohn der Eheleute Sona-
nini-Giboni, wohnhaft in Düren, Königreich Preußen,
geboren 1708;

Z) Giuseppa nà Zcbio, dessen Ehefrau; und ihre Kinder:
4) Giovanni Carlo, geboren 1822;
5) Pietro Carlo Dominieo, geboren 1826;
6> Maria Johanna Carolina Joscpha, geboren 1830;
7s Adolph Carl, geboren 18Z2;
8) Anna Maria Monica, geboren 1834;
0) Elisabeth« Maria Joseph» Anna, geboren 1837;

10) Carl Dominicus Friedrich Wilhelm, geboren 1341;
III. II) Dominicus Joseph Sonanini, Sohn der Eheleute Sona-

niui-Giboni, geboren 1700;
12) Giovanna Tini verwitwete Grossi, geboren 1820, dessen

Ehefrau; und ihre Kinder:
13) Maria Ursula Joseph«, geboren >81)0;

14; Pietro Antonio Dominieo, geboren 1861;
IV. 15) Petrus Antonius Sonanini, Sohn der Eheleute Sonanini-

Gibvni, geboren 1801;
16) Barbara Bonalini, geboren 1807, dessen Ehefrau; und

ihre Kinder:
17) Maria Barbara Antonia Joseph«, geboren 1334;
18) Peter Joseph Anton Ambrosius, geboren 1836;
>g> Maria Annunciata, geboren 1830;
20) Ursula Josephs, geboren 1842;
21) Johann Peter Carl, geboren 1844;
22) Carl Anton Peter, geboren 1846;
23) Franciscus Julius Anton, geboren 1850;

V. 24) Julius Sonanini, Sohn der Eheleute Sonanini-Giboni,
geboren 1803;

Da diese Entscheide im Allgemeinen nicht sowohl politische, als
factische Fragen zu erörtern haben, so fanden sie in dieser Zeitschrist
bisher nicht Aufnahme und nur in der „bundesrcchtlichen Praxis^
von Ullmer sind Resultate und einzelne Erörterungen aus dergleichen
Verhandlungen aufgenommen. Damit jedoch das Gcsammtbild eines

solchen Falles aufrechterhalten bleibe, bevor diese Richtung der bun-
desgerichtlichen Thätigkeit wohl für immer verschwindet, erscheint hier
eines der betreffenden Urtheile in seinem vollen Cvntert.
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25) Ursula Ricola, geboren 1817, dessen Ehefrau;
VI. 26) Johanna Sonanini nuts Tanio, geboren 1811, Witwe

des Johann Joseph Paulus Sonanini, Sohn der Ehe-
leule Sonanini-Giboni; und ihre Kinder:

27) Johann Dominicus Julius, geboren 1844;
28) Maria Josephs Ursula, geboren 1845;
29) Maria Antonia Johanna, geboren 1847;
39) Maria Josephs Angiola, geboren 1849;
31) Peter Anton Laurentius, geboren 1851?

L. Rechtsfragen der ersten Beklagten. I. In erster
Linie: Soll es nicht bei dem die Familie Sonanini betreffenden
Beschlusse des Kleinen Rathes des Cantons Granbündten vom 14.
December 1850 und dem zweiten Dispositiv des Urtheils des Oberappel-
lationsgcrichtes des Cantons Granbündten vom 22. November 1353
sein Bewenden haben, und ist nicht demnach das Klagbegehren des

Bundesrathce abzuweisen.?
II. Eventuell, für den Fall der Anerkennung eines tessinischen

Bürgerrechtes der Familie Sonanini: Ist nicht z» erkennen, die

Familie Sonanini habe, außer dem ihr zuerkannten Bürgerrecht im
Canton Tessin, auch Anspruch auf das Angehörigkeitsrecht in Ro-
veredo, und die Regierung des Cantons Granbündten sei verpflichtet,
sie in diesem Rechte zu schützen.

V. Rechtsfrage der zweiten Beklagten. Ist nicht die

Intervention der Familie Sonanini als unstatthaft zu verwerfen?
Den Acten des schriftlichen Vorverfahrens und den heutigen

mündlichen Parteivorträgen werden folgende thatsächliche
Verhältnisse entnommen:

Im December 1844 erhob Dominico Sonanini in Roveredo
bei dem Kleinen Rathe des Cantons Granbündten Beschwerde

gegen die Gemeinde Roveredo, weil diese ihn nicht als Ge-
meindcangehörigen anerkennen wolle und ihm daher die Ausstellung
der nöthigen Ausweisschriften zu einer Reise ins Ausland verweigere.
Die genannte Gemeinde verlangte Abweisung der Beschwerde; denn

die Familie Sonanini stamme aus Sonvgno im Verzasca-Thale, im
Bezirke Locarno, Canton Tessin, besitze jetzt noch das dortige
Bürgerrecht und habe dasjenige von Roveredo nie erworben. In Folge
dessen wurde in Granbündten, nach Anleitung eines dort in Kraft
bestehenden Gesetzes über Bestimmung zweifelhafter Angehörigkeits-
rechte bündtnerischer Heimatloser, eine Untersuchung über die
Verhältnisse der Familie S onanini und eine Korrespondenz mit Tessin

eingeleitet, welche eine Reihe von Jahren in Anspruch nahm. Am
14. December 1850 gelangte der Kleine Rath von Graubündten zu
dem Beschlusse, es sei der Familie Sonanini das Angehörigkeitsrecht
in der Gemeinde Roveredo definitiv zugesprochen; dieser Beschluß
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wurde damit begründet, daß einerseits die Gemeinde Roveredo den

Beweis für die Herstammung der Familie Sonanini aus der
Gemeinde Sonogno nicht vollständig geleistet habe, und daß anderseits
die Regierung des Cantons Tessin sich beharrlich weigere, die Glieder
der in Frage stehenden Familie als dortige Staatsbürger
anzuerkennen. Gegen den Beschluß des Kleinen Rathes wandte sich die
Gemeinde Roveredo nach Anleitung des erwähnten Gesetzes an das

Oberappellationsgericht von Graubündten. Letztere Behörde fällte
am 22. November >853 ihr Urtheil, cvnstatirte darin, daß die
Maßnahmen, um der Familie Sonanini ein Bürgerrecht im Canton Tesstn

auszuwirken, keineswegs als erschöpft zu betrachten seien, und hob den

kleinräthlichen Beschluß vom 14. December >850 auf; gleichzeitig
bestimmte sie in Dispvsitiv 2: „Sollte nach Erschöpfung der geeigneten
Rechtsmittel die Anerkennung der Familie Sonanini im Bürgerrechte
des Cantons Tessin, sei es durch Schritte bei den Behörden des

Letzteren, sei es bei denjenigen des eidgenössischen Bundes, nicht
ausgewirkt werden können, so bleibt die besagte Familie in Gemäßheit
des kleinräthlichen Beschlusses vom 9. Januar 1847 jetzt für dann als

Angehörige der Gemeinde Roveredo anerkannt."
L. Im Jahre 1853 gelangte Peter Sonanini mit einer Beschwerde

über Berschleppung der Einbürgerung seiner Familie in Roveredo an
den Bundesrath Nachdem durch die darauf eingeleiteten Schritte
sowohl bei Graubündten als bei Tessin der bestimmte Beschluß
konstatiert worden war, freiwillig die Familie Sonanini nicht als Bürger

anzuerkennen, beauftragte der Bundesrath am 2l. November 1856

seinen Gencralanwall, über die Einbürgerung dieser Familie
Untersuchung zu pflegen und Bericht und Antrag zu hinterbringen. Am
30. December 1863 beschloß der Bundesrath auf den Antrag des

Untersuchungsbeamten in Heimatlvsensachen, es seien die im Eingange
des vorliegenden Urtheiles genannten 31 Personen als Bürger des Cantons

Tessin (Gemeinde Sonogno) anerkannt. Mit zwei Schreiben vom
21. und 29. März 1864 erklärte der Staatsrath von Tessin, daß die
Gemeinden Frasco und Sonogno (welche früher eine einzige Pfarrei
bildeten), sowie die Familie Sonanini den Bundesrathsbeschluß nicht
anerkennen und den Canton Graubündten als Beklagten ins Recht
rufen, und daß er für den Canton Tessin dieser Erklärung sich

anschließe.

0. In Klagschrift vom 16. Mai 1864 verstellt der Kläger,
gestützt auf Art. 43 der Bundesverfassung und auf Art. 1, 3, 6, 7, 8,
11 Ziffer 1, und 12 Ziffer 2 des Bundcsgesetzes über die Heimatlosigkeit

vom 3. December 1850, die obencnthaltene Rechtsfrage zur
bejahenden Beantwortung. Dieser Antrag wird im Wesentlichen mit
folgenden Sätzen begründet! nach den Ergebnissen der Untersuchung,
baß die in Frage befindlichen 31 Personen der Familie Sonanini
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aus der Familie Sonognini abstammen, welche in Svnvgno im Ver-
zasca-Thal, Canton Tessin, verbürgert sei; die allerdings eingetretene

lange Abwesenheit der Familie Sonanini von Sonogno und der
entsprechende lange Aufenthalt in Roveredo habe den Verlust des

Bürgerrechtes in Sonogno nicht bewirken können, weil es im
schweizerischen Staatsrechte Grundsatz sei, daß das Heimatrechl durch
Abwesenheit nicht verloren gehe, und daß kein Canton seine Bürger des

Bürgerrechtes verlustig erklären könne; nachdem die Abstammung der

Familie aus Sonogno klar erbracht sei, fallen diejenigen Momente,
welche gegenüber Graubündten unter andern Umständen als belastend
erscheinen müßten, als unwesentlich in keinen weitern Betracht.

0. Die Regierung des Cantons Tessin als Hauptbeklagte und die

Familie Sonanini in Roveredv als Nebenintervenientin tragen in
Klagbeantwortung vom t9. April t8S4 auf Abweisung des Klagschlusses
des Bundcsrathes an und verstellen statt desselben die vorstehend
angeführten Rechtsfragen zur bejahenden Beantwortung. Zur
Unterstützung dieses Antrages behaupten sie, daß der Beweis der ursprünglichen

Abstammung der einzubürgernden Familie von Sonogno nicht
erbracht sei, daß dieselbe jedenfalls das Bürgerrecht in Sonogno
verwirkt »nd dagegen die Angehörigkeit in Roveredo erworben hätte,
und daß, angenommen selbst, es stände ihr in Sonogno noch ein

Bürgerrecht zu, sie nichtsdestoweniger auch auf die Angehörigkeit
in Roveredo und auf das Slaatsbürgerrecht des Cantons Graubündten
Anspruch hätte.

L. In Replik vom Januar l8S5 beantragt die Regierung von
Graubündten die Verwerfung der Intervention der Familie Sonanini.
in dem obwaltenden Proceß, die bejahende Beantwortung der vom
Kläger gegenüber Tessin gestellten Rechtsfrage und die Abweisung des

eventuellen Rechtsbegehrens des Cantons Tessin und der Familie
Sonanini. Zur Begründung dieses dreifachen Antrages stellt die
genannte Regierung im Wesentlichen auf nachstehende Sätze ab:

s) In Heimatlosenprocessen sei es überall nicht zulässig, daß die be

treffenden Heimatlosen an der Proccßführung als Zntervenienten Theil
nehmen; denn der Proceß in Heimatlosensachcn beruhe auf einen
amtlichen, wesentlich auf Principien der Untersuchungsmarime gegründeten
Verfahren, während die Intervention ein wesentlich auf derVerhand-
lungsmarime beruhendes Prvceßverfahren voraussetze. Eine
Intervention sei hier auch darum unstatthaft, weil man nicht sagen könne,
daß ein Recht oder eine Verbindlichkeit der Familie Sonanini vom
Entscheide des vorliegenden Processes abhänge; denn wenn diese wirklich

Rechte auf eine bündtnerische Heimat besitze, so werden dieselben

durch das auszufällende Urtheil in keiner Weise gefährdet.
b) Die Abstammung der einzubürgernden Personen aus Sonogno sei

zur Evidenz erbracht, und das ihnen nach der Abstammung gehörende
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Bürgerrecht to der Gemeinde Sonogno daure ununterbrochen fort. Nicht
nur nach der gegenwärtigen Bundesverfassung, sondern nach altem
Bundesstaatsrecht seien die Heimatberechtigungen unverjährbar. Wenn
früher etwa Fälle der Verwirkung des Bürgerrechtes vorgekommen
seien, so sei dies nur geschehen in Folge eines Strafurtheils oder
einer positiven gesetzlichen Vorschrift; ein derartiger Fall liege aber
nicht vor.

o) Betreffend das eventuelle Rechtsbegehren über das Angehörig-
keitSrecht der Familie Sonanini in Roveredo mangle die active und
die passive Legitimation der Parteien und die Kompetenz des Gerichtes.

Die Regierung von Tessin hält iu Duplik vom K. April 1865

an ihrer Auffassung fest.

6. Bei den mündlichen Schlußverhandlungen, welche gestern und
heute stattgefunden haben, setzen die Parteien dem Gerichte ihre
Anschauungen einläßlich auseinander.

II. Was die Abstammung der eingebürgerten 31 Personen betrifft,
so herrscht zwischen den Parteien kein Streit darüber, daß Zoh. Petrus
Sonanini, der verstorbene Ehemann der Witwe Maria Zosepha geb.
Giboni, und der Vater resp. Großvater der übrigen 30 Personen, der

Sohn ist von Carlo Giuseppe Sonanini, geboren 1745 und gestorben
1774, und daß der Letztere seinerseits der Sohn eines Pictro Sonanini
ist; über die Abstammung des Pietro Sonanini stellten dagegen die
Parteien verschiedene Behauptungen auf. Nach der Anschauung VeS

Bundcsrathes und des Cantons Graubündten ist Pietro Sonanini
der im Jahr 1635 in Sonogno geborene Enkel eines Martinus
Sonanini, gestorben 1687; von Seite des Cantons Tessin dagegen
wird behauptet, jener Pictro sei mit dem Enkel von Martinus
Sonognini nicht identisch Unbestreitbar ist übrigens, daß der Pietro
Sonanini, von welchem die jetzige Familie Sonanini in Roveredo
abstammt, aus dem Verzasca-Thal gebürtig war, nach folgendem auf
seinen Sohn Carlo Giuseppe bezüglichen Eintrag in das Todtenbuch
von Roveredo: 1774, äio 8-^ «leoembri«. - Inootnit inor« Csroli
äosopbi ülii petri Lonanini vx vslls Vor^asea oriuixii,
lmc tsmeo in psrocliis oati ntqus «loinieiliati." Diese Thatsache
wird bestätigt durch folgenden, auf einen Sohn des Carlo Giuseppe
bezüglichen Auszug ans den Civilstandsregistern von Roveredo:

„àvo 1767, <Ziv 14 mensis 3ulii. — kx» pilroctuis äulius Lsrbieri,
bsptizavi stakavnem ävsepkum, tilium Caruli 8o»»nini ex
valle Vvr/.sses uriuocki." In verschiedenen Actcnstücken, welche

auf andere, den Namen Sonanini tragende Personen Bezug haben,
ist bestimmter, statt des Verzaeca-ThalcS, der in diesem Thal liegende
Ort Sonogno als deren Heimatort angegeben; auch rücksichtlich der

jetzt in Frage liegenden Familie liegen genügende Gründe vor, ihre
unbestreitbare Herkunft aus dem VerzaSca-Tha! bestimmt auf den Ort
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Sonogno zu beziehen, wie denn auch von Seite TessinS in keiner
Weise hat gezeigt werden können, daß Personen von diesem Namen
aus einem andern Orte gestammt haben.

I. Die Verehclichung des verstorbenen VaterS resp. Großvaters
der einzubürgernden Personen Johann Petrus Sonanini mit seiner
noch lebenden Frau, Maria Josephs geb. Giboni, fand im Jahre >797

in Rovcredo statt, ohne vorherige Verkündigung im Canton lessin
oder sonstige Schritte bei den dortigen Behörden. Dafür, daß damals
die Tessinischc Gesetzgebung für den Abschluß von Ehen ihrer Bürger
im Auslande als Bedingung zur Gültigkeit der Ehen die Mitwirkung
der Hekmatbchörden verlangt habe, liegts nichts vor. Das gegenwärtige,

seit >838 in Kraft bestehende Civilgesetzbuch det Cantons Tessin

enthält dicssalls folgende Bestimmungen:
Art. 20. „Wer zum Vater einen Tessiner hat, ist Bürger de«

Cantons Tessin, auch wenn er im Auslande geboren wird."
Art. 2l. „Die Frau folgt dem Stande des Mannes."
Art. 161. „Gültig ist die im Auslande geschlossene Ehe eine«

TessincrS, wenn die für deren Gültigkeit daselbst jam Orte der
Celebration) vorgeschriebenen Formen erfüllt wurden und die Ehe im
Ucbrigen nicht in Mißachtung der in diesem Titel (Art. 48—6t)
enthaltenen Bestimmungen geschlossen wurde."

In den citierten Art. 43—6t findet sich keine Vorschrift, daß zur
Eingehung der Ehe eines Tcssincrs außerhalb dem Canton die

Einwilligung der Ortsbehörden oder die Publication der Ehe in der

Heimatgemeinde erforderlich sei.

K. Die tessinische Gesetzgebung früherer und neuerer Zeit
enthält keine Bestimmung, wonach auswärts wohnende Tessiner behufS

Jnkrafterhaltung ihres Bürgerrechtes zu gewissen Leistungen oder zur
Erfüllung gewisser Formalitäten verpflichtet gewesen wären; nur
schrieb das Gesetz vom l. Juni 1835 betreffend die Bürgerschaften

vor, es habe jedermann innert einer Frist von sechs Monaten nach

Inkrafttreten des Gesetzes sich zur Eintragung in die Bürgerregister
zu melden, ohne übrigens hiemit die Androhung des BnrgerrechtS-
verlustes zu verbinden. Am 2. Januar t847 erließ dagegen der Ge-
meindcrath Sonvgno an alle diejenigen, und zwar besonders auch an
die auswärts Wohnenden, welche der Gemeinde Sonogno anzugehören

glauben, eine Aufforderung im Amtsblatt, innert einer Frist
von drei Monaten sich zu melden, mit der Androhung, daß sie sonst

nicht als Bürger von Sonogno anerkannt und aller Rechte als OrtS-
und Gemeindebürgcr verlustig erklärt würden. Dieser Aufforderung
steht übrigens folgende vom 6. Februar 1847 datierte Erklärung gegenüber,

welche die Municipalität von Sonogno in Folge eines ihr von
Roveredo eingesandten Stammbaumes der Familie Sonanini gegenüber

der Municipalität von Roveredo ausgestellthat: „Mit Borbehalt,
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daß der Auszug aus den Psarrbüchern von Noveredo betreffend die

genannte Familie getreu ausgefertigt worden sei, und in Anbetracht
auch verschiedener anderer Umstände und bezuglicher Documente,
anerkennt die Municipalität von Sonognv, daß die Familie Sonanini
und Sonognini ursprunglich die gleiche sei und daher Bürger der
Gemeinde Sonogno."

l, Ueber das Verhältniß, in welchem die Angehörigen der Familie

Sonanini biSanher zu der Gemeinde Roveredv gestanden haben,
finden sich in den Acten folgende Aufschlüsse!

o) In Folge neuer Abgaben, welche die Gemeinde Noveredo
im Jahr l8l2 von dem Johann Petrus Sonanini, dem Vater
resp. Großvater der einzubürgernden Personen, eintrieb, und
wogegen der Letztere beim Kleinen Rathe von Graubündten eine
Beschwerde einreichte, kam unter Vermittlung des Letzteren am 3.

November l8l2 ein Vergleich zu Stande, worin die Gemeinde
Noveredo erklärte, in Berücksichtigung des Unistandes, daß die
Familie Sonanini schon seit mehr als l»0 Iahren in der Gemeinde
domiciliert sei, und in Anbetracht der von den obern Cantons-
behördcn getroffenen Vorschriften über die Aussagen und Leistungen,
welche den nicht-bürgerlichen Einwohnern (skitsnti non vicioi)
auffallen, daß Petrus Sonanini unter dem Titel eines Fremden
(korestisrs) mit keinen andern Gemcindeabgaben belegt werden solle,
als denen, welche im Jahr l?gg von den fremden Einwohnern (sdi-
tsoti lorestiori) erhoben worden seien. Seither haben die Sonanini
die Fremdensteuer (lorestergào) stets bezahlt;

b) verschiedenen Mitgliedern der Familie stellte die Gemeinde
Noveredo oder der Canton Graubündten zum Zwecke auswärtiger
Niederlassung oder für Reisen die nöthigen Ausweisschriften aus.
Carl Dominicus Sonanini, wohnhaft in Preußen, hat successiv

mehrere Papiere erhalten, worin er als Angehöriger (sttinents)
bezeichnet wurde. Domim'cuS Joseph Sonanini wurde mehrmals
in AuSweisschriften in derselben Weise qualifiât; im Jahr l82K

erhielt er einen Anqehörigkeitsschcin, worin sich folgender Schlußsatz

findet: „Besagter unser Angehörige soll unter allen Zeiten
und Umständen in unserer Gemeinde wieder Ausnahme finden, ohne

jedoch weder die ökonomischen noch politischen Rechte eines eigentlichen

Gemeindebürgers ansprechen zu können." Einen gleichlautenden
Angehörigkeitsschein erhielt Petrus Antonius Sonanini im Jahr
t828. u. s. s.;

c) bei den verschiedenen Volkszählungen im Canton Graubündten

wurde die Familie Sonanini in abweichender Weise in die

Tabellen eingetragen. Bei der Zählung von l835 erscheinen in
der Rubrik „Gcmeindcbürger oder Gemeindeangehörige, die aber

nicht Cantonsbürger sind," mehrere Personen der Familie Sonanini,
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jedoch immer mit dem Zusätze: „ostiv» ài qui, oriuncio Ticioeso ^

Die Tabellen von 1838 enthalten dreizehn Personen des Namens
Sonanini, mit folgender Angabe der Heimal: „sii Konoxoo, oantooe
Tieino.^ Bei der Zahlung von 1848 werden die Familien Sonanini
mit zwanzig Personen aufgeführt, in der Rubrik: „Personen, welche
weder Bürger noch Angehörige der Gemeinde, aber daselbst bleibend
wohnhaft sind." Die Zählung von 185» zählt 2l Personen des Namens
Sonanini auf mit der Bezeichnung „Tieinosi".

In rechtlicher Würdigung der vorliegenden thatsächlichen
Verhältnisse zieht das Gericht Folgendes

in Erwägung:
1) Ueber die formelle Frage, ob die Familie Sonanini berechtigt

sei, an dem Processe als Rebenintervenientin zu Gunsten des Cantons
Tessin Theil zu nehmen, kann eine Entscheidung unterbleiben, da

dieselbe bei der gegenwärtigen Sachlage des Processes ohne irgendwelche

materielle Bedeutung ist.

2) Was die Hauptfrage anbelangt, so kann ein begründeter
Zweifel daran nicht bestehen, baß wir es mit einem Fall
wirklicher Heimatlosigkeit'zu thun haben. Die Familie Sonanini wurde
weder in Tessin noch in Graubündten als verbürgerrechtet
anerkannt, und wenn sie auch im letztern Canton eine gewisse bevorzugte

Stellung vor andern auswärtigen Niedergelassenen eingenommen
zu haben scheint, so läßt sich jedenfalls nicht behaupten, daß ste

daselbst je das wirkliche Bürgerrecht besessen und ausgeübt habe. Es
liegt hier der im Bundesgesetze betreffend die Heimatlosigkeit Art. t
und 2 vorgesehene Fall vor von Personen, die keinem Canton als
Bürger angehören, aber bisher als Geduldete in einem Canton
(Graubündten) anerkannt waren. Somit kann keinem Zweifel unterliegen,
daß der Proceß nach den Bestimmungen des erwähnten Gesetzes zu
beurtheilen ist.

3) In Heimatlosenprocessen ist für den Entscheid zunächst die

Abstammung von Personen, welche in einem Canton bereits als Bürger
anerkannt sind, maßgebend, und nur wenn dieses Verhältniß nicht
vorliegt, sind vom Gerichte die übrigen im Gesetze angegebenen
Momente für die Bürgerrechtszutheilung in Berücksichtigung zu ziehen

seit. Ges. Art. t t und t2). Es ist daher zu prüfen, ob die vom
Bundesrath angenommene Abstammung der Familie Sonanini aus dem

Canton Tessin wirklich feststehe. Diese Abstammung kann nach in
?sct. lt. angeführten Thalsachen mit Grund nicht bestritten werden;
denn danach erscheint die Herkunft des Pietro Sonanini, von welchem
alle einzubürgernden Versoncn unbestrittener Maßen abstammen, aus
dem tessinischen Vcrzasca-Thal durch zwei amtliche Urkunden als
erwiesen. Die von Tessin vorgebrachte Einwendung, es beruhen die

betreffenden urkundlichen Einträge auf einem Irrthum, entbehrt nicht
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allein jeder Begründung, sondern im Gegentheil finden diese
Einträge ihre vielfache Unterstützung in dem übrigen Material, welches
durch die Untersuchung beigebracht worden ist.

4) Von Seile des Cantons Tessin wird der Abstammung des

Pietro Sonanini aus dem Vcrzasea-Thal die rechtliche Bedeutung
deshalb bestrilleu, weil dessen Enkel Johann Petrus sich ohne
Mitwirkung der Tesfinischen Behörden mit Maria Josephs Giboni ver-
ehlicht und daher diese Ehe für Tessin keine rechtliche Bedeutung
habe; diese Einwendung ist unstichhaltig. Wenn im gegenwärtigen
Jahrhundert von den Gesetzgebungen der Cantone die Nechtsgültig-
keil der Ehen mehr und mehr von der Beobachtung gewisser Hermen,
namentlich von einer Mitwirkung der heimatlichen Behörden, abhängig
gemacht worden ist, so war dagegen im vorigen Jahrhundert, wo
die in Frage liegende Ehe abgeschlossen wurde, noch beinahe überall
der Grundsatz des canonischcn Rechtes maßgebend, daß jede kirchlich
getraute Ehe rechtsgültig sei. Tessin hat auch nicht einmal versucht,
den Beweis dafür zu erbringen, daß zur Nechtsgülligkeic der außer
dem Canton abgeschlossenen Ehe eines Tcssiners im Jahr 1797 die

Mitwirkung der heimatlichen Behörde nothwendig gewesen sei; statt
dessen liegt die Thatsache vor, daß die gegenwärtige Tessinische

Gesetzgebung eine solche Vorschrift nicht enthält.
5) Ebenso wenig hat Tessin darzuthun vermocht, daß die Familie

Sonanini das ihr nach der Abstammung zukommende Heimatrechl
verloren habe. Der von ihm hiefür angerufenen Vorschrift des

Gesetzes betreffend die Bürgerschaften vom i. Juni I8Z5 (vgl. l'->et. X)
kann die gewünschte Bedeutung nicht beigcmessen werden; denn die

Androhung des Bürgerrcchtsverlustes im Falle der Nichterfüllung
war ihr nicht beigefügt, davon abgesehen, ob eine solche Androhung
nach dem damaligen schweizerischen Staalercchte zulässig gewesen und
für die jetzt in Entscheidung liegende Angelegenheit maßgebend wäre.
Ebenso wenig kann auf die Publication des Gemetnderathes Sonognv
vom 2. Januar >847 t^sel. K) Gewicht gelegt werden, theils weil
offenbar keine Gemeinde befugt ist, mit einer administrativen
Vorschrift die Androhung des BürgerrechtSvcrlustes für den Fall der

Nichtbefolgung zu verknüpfen, theils weil damals der Streit über
die Hetmatberechtigung der Familie Sonanini zwischen Graubündten
und Tessin schon obwaltete und es nicht in der Gewalt der Gemeinde

Sonogno liegen konnte, diesen Streit durch eine einfache Aerwal-
tungsmaßregel zu Gunsten von Tessin zu entscheiden, theils weil die

am 6. Februar 1847 an Novercdo abgegebene Erklärung der Gemeinde
Sonogno die Wirksamkeit der Publication vom 2. Januar gl. I. zu
Gunsten der Familie Sonanini wenigstens suspendirt hat.

ö) Nach dem Gesagten ist die vom Bundcsrath aufgestellte Rechtsfrage

bejahend zu entscheiden und mithin der Canton Tessin zu ver-
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pflichten, die Familie Sonanini einzubürgern. Zu prüfen bleibt aber
noch, ob dem für den Fall eines solchen Entscheides von Tesffn
gestellten zweiten Nechtsbegehrcn um gleichzeitige Anerkennung des An-
gehörigkeitsrechtcs der Familie Sonanini in Roveredo zu entsprechen

sei; dieses Begehren ist unzweifelhaft unstatthaft. Die Aufgabe des

Bundesgerichtes in Heimatlosenprvccssen beschränkt sich darauf, die

Cantone, welchen die Kinbürgerungspflicht obliegt, zu ermitteln; sein

Entscheid hat sich innerhalb dieser Schranke zu halten, und es ist nicht
competent, über wirkliche oder vermeintliche Privatbcrechtigungen,
welche die betreffenden Heimatlosen nach Ermittelnng des Cantons,
welcher sie einzubürgern pflichtig ist, gegenüber ihrer Aufenthaltsgemeinde

glauben geltend zu machen können, einen Entscheid zu fällen.
Hiezu kommt, daß im gegenwärtigen Processe das Gericht gar nicht
diejenigen Parteien vor sich hat, welche bei dem eventuellen
Rechtsbegehren betheiligt sind; denn die Familie Sonanini kann zwar, wenn
ihre Ncbcnintervenientin als zulässig betrachtet wird, den Canton
Tessin in der ihm zukommenden processualischen Stellung unterstützen,
ist aber jedenfalls nicht befugt, ganz selbständige Rechtsbegehren zu
stellen, und die Gemeinde Roveredo, gegen welche das Begehren sich

richtet, ist beim Processe als Partei in keiner Weise betheiligt.
Aus diesen Gründen wird, in der Hauptsache mit Einmuth,

rücksichtlich der Intervention der Familie Sonanini mit Mehrheit gegenüber

einem Antrag, stall Erwägung I eine ausdrückliche Anerkennung
des Zntcrventionsrechles in das Dispositiv aufzunehmen, erkannt;

<° Es sei der Canton Tessin verpflichtet, die im Eingange des

vorliegenden Urtheile« genannten 3l Angehörigen der Familie Sonanini
einzubürgern.

2° Sei das eventuelle Rechtsbcgehren des Cantons Tessin um
Anerkennung des Angehörigkeitsrechtes der Familie Sonanini in Roveredo

abgewiesen.
3° Habe der Canton Tessin an den Canton Graubündten eine

processualische Entschädigung von Fr. 500 zu leisten.
4° Seien die Kosten des Instructions- und Gerichtsverfahrens auf

die Gerichtskasse zu nehmen.
5» Sei dieses Urtheil dem Bundesrath und den Regietungen von

Tessin und Graubündten schriftlich mitzutheilen.
Zürich, den 23. December 1865.

(Directe Mittheilung.)

18 Verlust des Bürgerrechts. (Neuenburg.)
Zm Jahr t?25, am 8. Mai, ward Abraham Veillard, geboren zu

Haitterive (Canton Nenenburg), als Gemeindebürger (communier) von
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Enge» und im Jahr 1740 als Genosse der Burgeoiste von Landeron
aufgenommen. Die« geschah in Folge seines Ucbertritts zur römisch-
catholischen Confession.

Die articles généraux, welche bei Anlaß dc» Dynasticwechsel»
im Jahr 17»? da» öffentliche Recht von Reuenburg feststellten,
besagen in Art. I. 8 4: qu'aueune personne ne pourra s'kabituer
(niederlassen) äsn» uii lieu ste religion still'èrente tie la sienne: que
si un protestant se veut luire calbolique-Iîomaio, qu il aille stemeure
et s'êtablier stuns une paroisse eatbvlique-lîomsiiie, comme
les csìbvliques-Romains qui voustront se luire protestant, iront
resistor stuns quoique psruisse protestante et que sto part ni
«l'autre on ne puisse se stèbsucber ai s'enlever los enluns les
uns au» autres pour les attirer à une autre religion. Und
im §5: que stans tous les lieux protostaus sto est état, toutes
les cksrges on vssiees soxeot entre les main» stes prvtestaos; Lt
que stans la Okâtellaioie stu bsosteron les Cbarges ou Olllees soient
entre le» mains sto Oatkoliqiies-lîomaios.

Seit dem Jahr 1814, als die Freiheit des Gottesdienstes im

ganzen Gebiete von Neueuburg zur Geltung kam, that die Familie
Veillard Schritte zu Anerkennung ihres alten Bürgerrechtes im
Gebiet der Stadt, ausgehend von der unbezweifclten Thatsache, daß

der Bater Peter Veillard als Bürger von Neuenburg sich im Jahre
1671 anerkannt findet

Am 26. November 1861 wurde die Klage auf neue Anerkennung
durch die Bürgergemeine Neuenburg von zwölf Gliedern der Familie
Veillard eingeführt, aber mit Urtheil des Districtsgcrichts vom l7. März
1865 und des Appcllhofs vom 17. April gl. I. abgewiesen, von beiden

mit ungefähr übereinstimmender Begründung :

iZuo stepuis la reformation, jusqu'au commencement stu tgms

siècle, les communes et bourgeoisies avaient un earsctèro
confessionnel, et que le principe sto la séparation stes stoux confessions

en territoire et en corporations stistinetes, s'est vtadli st'une manière
absolue ; qu'il x avait ainsi incompatibilité stans la qualité ste membre

st'une confession religieuse et celle ste membre st'une corpora-
tion stans laquelle une autre confession religieuse ètait stominante,
et qu'un membre ste l'une ste ces corporations ne pouvait stevenir
membre ste l'autre ssos cesser st appartenir à la première,

iZuo ces règles et ces principe» sont cvnlirmès par les articles
généraux sto 1707; qu'en particulier, le 4we stu ces articles obligeait
le» personnes qui ebsngeaient ste religion à aller s'otsblir stans une

paroisse ste leur nouvelle religion;
gue cette obligation ste quitter la commune st'vriginv privait

ainsi stu stroit principal iokoreot à ceux ste communier, celui st'exi-

ger st'être requ en tout temps stans sa commune, et avait pour



Personenrecht,) Unverlierbarkeit des Burgerrechts, 49

consequence nécessaire, à cette époque, Is perte des droits et Is
rsdistion du rôle des communier«.

llonsidsrsot que plusieurs arrêtés <Ze là bourgeoisie de Neueks-

tel, les sctes cl'sgrêgstio» d'Xbrsm Veillsrd à Is eommuue à'Loges
et » Is bourgeoisie du I^soderon, et les serments qu'il s dû prêter
à la suite de ces sgrêgstions, sont une eonkrmstion des mêmes

principes;
(loosidèisnt que, si sous l'empire de Is ebsrte de 1314 et des

lois postérieures à cette époque, IsNeuekstelois u's pu, psr Is ssit
d'uve sbg'urstion, perdre ses droits de bourgeoisie et de commune,
on ue peut pss donner à ces institutions un esset rètrosctik, st
renouer les liens qui pouvsient exister entre Is bourgeoisie de Neu-
cbâtel et ^brsm Veillsrd, msis legslsmevt rompus un siècle sups-
rsvsnt,

(kecueil des arrêts de la cour d'sppel de Is république
et csnton de Neuokstel, VII. pp. îîô? ss.)

19. Unverlierbarkeit der Burgerqualität bezw. Burgerguts-
ansprüche. (Tesstn.)

Giuseppe Bossi, Einwohner von Caneggio (Tessin), trat bei dem

Districtsgericht von Mendristo gegen das Burgergut von Bruzzclla
klagend auf und verlangte Anerkennung seiner Ansprüche als Burger
daselbst. Dieses hielt ihm entgegen 1) daß wenn auch vielleicht in
allerältester Zeit die Voreltern des Klägers Bürger zu Bruzzella
mögen gewesen sein, doch nun seit längstem Gedenken weder er, seine

Familie noch seine Ascendenten in Bruzzclla niedergelassen waren
noch an dem Burgernutzen Theil nahmen, auch auf der Burgerliste
nicht erscheinen, vielmehr sie in Caneggio wohnen und da ihre
Nutzungen ziehen und in Bruzzella keine Gebühren zahlen, so daß
sie billigermaßcn das Burgerrecht verloren haben, wie es auch allen
vom Vorstand der Burgergemeine angedroht sei, welche außer dem

Etter leben und nichts zum Unterhalt des Vicars und nichts sonst an
die Burgergelder zahlen; namentlich aber 2> daß Siro Bossi, der väterliche

Gioßvater des Klägers, am 16. Februar 1311 noch ganz
ausdrücklich auf das Burgerrecht von Bruzzella für sich und seine Kinder
und Nachkommen verzichtet habe und 3) die Wiedergewinnung nun
verjährt sei, 4) endlich und hauptsächlich, daß den Kläger die Strafe
der Ausschließung treffen müsse, welche bei Anlaß der Bereinigung
der Burgerliften der Borstand im Jahr 1847 durch öffentliche
Aushändigung allen denen angedroht habe, die aus irgend einem Grunde
Ansprüche aus das Burgergut machen wollen,

f, ichiceij. Viechr, XVI. 1. sZ) 4
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Auf Grund dieser Einwendungen hatte am 19. April 1864 das

DistrictSgencht von Mendrisio auch wirklich den Kläger mir seinen

Ansprüchen abgewiesen.
Die Appellationskammer dagegen, mit Urtheil vom 9. Juni 1866

hob diesen Spruch auf.
8ul primo e seeonào punto ài oppositions:
t. I,s circostants secennsts sott« il dU t se bastano s primo

trstto per islskilire àelle presun/ioni s kavore àell'sssunto (lel
pstritislo ài llrut/.ells, guests presuntinni pero àsvono cesssre
àsll'essere tali quanào intervenAouo satti ineontestsdili ede àiretts-
mente vi si opponKsno

2. IXell'istromento l6 kedkrsg« l8it la guslits ài pstritio ài
Ilruttella i» Liro llossi visne esjllicitsmento rieouosciuta, siceliè

guesti ne ls cesàvve sl Ustri/.islo meàiaute eorrispettivo, gusli
rose non ponno cancepirsi àisAiuntamente àsl àiritto ài pstritio
nsl llossi stesso.

3. Uitonuto il Liro llossi eome pstritin nel i6 sedbrs^'o 1811,

imports veàers s« la rinuneis àa ini katta in àvtto giorno, àovevs
vslere anode rispetto si ài lui liglio Uietro.

4. Us solutions ài tsle guistions o sudoràinata all'altra — se

cioè Is gu,Iits ài pslritio ers inàispenssliile nel 1811 per ^oàers
àelio ststo ài cittsàinn — poielie nvl csso stl'ermstivo ne àerivs
come necesssrio eorollario clie gli eLetti àell» rinuneis àevoosi

restrinZere al rinunciante, s nel vaso nv^stivo àovredbero esten-
àersi sneds si ll^Ii s norms ài gusnto s àisposto nvl summevtovsto
istroment».

Z. tlonviene la stesss psrts àel ?stritisto clie nel nostro (lan-
love nel sveolo à-corso, il Oomune era sssordito àsl pstritiato s

eds in guesto venivsou s compenstrarsi tutti i àiritti inerenti slla
cittsàiusnts.

6. Un tale concetto eke sor^e àalls storia non puo àirsi va-
risto, ms viene sn?.i rsilermato àalls llostitu/sone àel 18VZ Is gusle
slUart. 3 àopo sver inàiesto àiversi sltri reguisiti per il àiritto
ài eittsàinsnta, ststuivs pure clie, nei cireoli ove srsnvi àei Ustri-
tiati se non si ers prim» patritio ài uns àvlle tlomuni àel (!sn-
tons, si àovesse psKsre alls essss àei poveri àel suo àomicilio
un'snnua somms, il cde, ssttsne l'gpplicstiune si csso in eouereto
eguivsls s àire elle, esistenào s IZru/.tvIIa un pstritisto, i pstriti
élis vi sppsrtenevano, esercitsvsuo i àiritti oivici in loits àel loro
àiritto ài pstritiu; eds se snede eol psAsre uns àsts somms alls
cassa àei poveri si seguisivsno i àiritti eiviei, eio avveniva perekà
meàisnte àetto psKamento si aààiveniva eomproprietario àei déni
spparteneoti al Ustritisto eomv ers àisposto àsll'art. 4 àella eosti»
tutione istesss, il gusle svti, posto il osso ede il sorsstiers ac-
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quistssse lg eiltsdinsntg 'picinese, determivava I» somma vlis eZIi
dovevg sborssre per lsequisto dells comproprietà dei boni del ?a»
tritisto del suo domicilio, il rtie suppone vlie »II» cittsdinsnta
svesse xis dovuto precedere I'scquisto c!el pstritisto.

7. k.e Is^xi del 1896 e 1819 s Is llvstitutione del l8>4 sull'
scquisto dells cittsdinsnts, disponendo clie nessun korestiere potesss
scquisire Is cittsdinsnts Airiness 8e prims non svesse ottenuto il
patritisto, dsnno von cio sttriliuito slls quslità di pstritio un es-
rattere esevtislmente eivioo,

8 Lmer^s d» lutto ciö eks nsl 181 l per e88ers eittsdino ers
indispenssbile e88erv pstritia, e quindi, svestendosi di quest ultima
quslità si perdevs siiclis la quslits di eittsdino.

9. II diritto di cittsdinsnrs come inerente ed ideotilìcsto coil'
individuo noo puô perdersi clie per il kstto proprio s von per il
kstto di altri, vemmeno del proprio genitors (Is^. 2 digest, de

in/erckctis et retens/», i/u« oero no» a pâtre seck o penere, o eivitate,
a rernm notnra tri/iuerentur eo manere »s ineotumà).

19. guindi Is rinuncis tstts nel 1811 al pstritisto di IZruttells
ds 8iro kossi non puô rillettere i diritti pstritisli del di lui ÜAlio
?ietro il qusle ers xjg nato, e quindi xis investit» del csrsttere
di eittsdino Ikieinese in kvrts dells sus quslità di pstritio di
Lrut?,eIIs.

11, 8i è sostenuto dsl pgtritisto clie il Ilossi?ietro, sebdene

msxgiorenne, lungi dsll'opporsi slls rinuncis dsl psdre e protestsre
contro ls di lei vslidilà, ìs sceettô svti implieitsmente, non sveodo
msi luvKo il corso dells sus vits pretese ne ckiesto di essere in-
seritto nell sldo pstritisls di IZruttells, nè ps^sto ì'estimo s teoore
del 1^. 24 libro 1» dello 8tstuto di Acndrisio,

12. R» lrstlsndosi di diritti eui vsnno eon^iunte le preroZstivo
di citlsdino, non bsstsno per indurns Is rinuncis cerli kstti od
ommissioni clie non conlenxono uns determiosta espressions vd
Importguts, ms ks d'uopo d'un kstto vd stto cde ioeootrastsbil-
menle, rscckiuds Is rinuncis istsssa,

13, IVon iscsturisi e neeesssrisments un tsle concetto dai kstti
come soprs accennsti dsl ?stritisto 1° perclis lo Ltstuto di Illen-
drisio non commins Is perdits dells quslità di pstritio s elii non
sottosts slle ts»lie o sd sltro peso, per cui ds uns tsle ommissiovs
si dovrebde piuttosto e pin rssionevolmento iokerire il diritto nel
pstritisto di cliisdsre il soddiskscimento dexli odbliAlii tuttora in
arretrsto. 2,» percliè non emerge Is prova clie, per sopperire slle
esiAents pstritisli, »'sliliis ricorso alle privsle eontr>butiooi « non
piuttosto attinto slls kvnte del pstrimonio pstriàls.

14. I^iou vsle s ksr riteners diverssmento la cosi detta Oon-
vevtione o Lindscsto clie non venue prodotto, per cui oè Kiuseppe
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Loss! su in grado di discuterne Is portsts e consegueore, os si
giusdicents è coocssso lit potsrvi coo certerrs sppoggisrs il pro-
prio giudirio.

15. It ooo aver ekiesto Is inscririons oeil slko pstririsle ili
tjrurrells ooo puô sversi In cooto 61 riouncis si?stri?.isto istesss.
t.o percbè esercitsodo il pistro llossi i diritti civiei io Lsoeggio,
ooo sussistevs, per tsle rispetto, »os rsgiooe impvllsote s domso-
liars Is ioserirone oell slbo pstririsls di IZrurrella. 2.» pc>r> lis ooo
emerge cbe sites esuss si verilieasse, guals ssrebbs uos non esigus
dislriburiooe di boni pstririsli, ciie potssse iodurlo sd ionoltrsre
Is domsods istesss.

Ik. ()uiodi dsi tstti oppvsti dsi?stririslo di krurrslls ooo puo
iodursi is riouncis di pietro lîossi slis guslità di pstririo osl
tüomuns istvsso, ed uos tsle guslils veone caoseguentemsote trss-
messs iotstts si di lui siglio Liuseppe sttusle sttore.

17. Lulls proscrirooe. — I diritti di cittadioo sonn impsrscrit-
tibili, ed uns tsle prsrogstivs, per le rsgiooi sovrssspresss, deve
vsteodersi, sucbe si diritti di pstririo.

13. ll'sltroode ooo s trsscorso il tempo rickiesto per Is prsscri-
riooe contrn liiuseppe kossi cire, diveouto msggioreons osl 1833,

spiecavs nel 181(1 un libvllo, in eui sddiinsndsvs sl pstriristo di
birurrells di esssre rieonvsciuto pstririo.

19. Lulls psrsorione. — Lsseodo io corso il libella del 1840

kstto intimsre da llossi (Ziusepps si ?striristo di IZrurrslls, Is psrti
vvllivsno posts nell'obbligo s nel diritto rispottivo di diseuterv
regolurmeote in giudirio suits gualits o meoo di pstririo di Ilrur-
relis, in (liuseppe Ijossi, os potevs Is Dluniripslits coo uo stto
uoilstsrsls stuggire slis cvoseguenre di uns tsls situsriooe e

togliers io mode divers» Is verteors.
2(1. i>?oll esiste poi legge ciie sccordi sd uos lllunieipslità od

vkticio ?stricisie il diritto di ksr csdere io perevrions Is guslità
di pstririo, emsnsodo uo'spposits grids.

(lìspertoriu di giurisprudeoru pstris, I. p. 2L5 ss.)

20. Burgergutstheilung. (Tessin.)
Zn den Jahren 1808 und 1809 verhandelten die CorporationS-

genossen von Brontallo und von Menzonio (District Vallemaggia)
über die Theilung ihres gemeinsamen Burgergutes und vereinigten
sich durch Vertrag vom II. April 18U9 dahin, daß Brontallo zu 120

und Menzonio zu 190 Einheiten berechnet werde.
Diese Theilung gerieth aber, wie cS scheint, in Stocken. Durch

Vorstellung vom 11. Januar >317 wendeten sich die in Brontallo wohnhaften
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Genossen an den Staatsrath von Tesssn und verlangten Anweisung
an die Genossen von Menzonio behufs Feststellung eines neuen
Theilungsfußes auf Grund der seit 1809 wesentlich veränderten
Bevölkerungsverhältnisse. Der Staatsrath wies aber durch Decret vom
3». September gl. I, die Ansprecher an die competenten Gerichte.

Die Genossen von Menzonio hielten den Vertrag vom lt. April
1809 als ein zweiseitiges billiges Ilebereinkommeu fest, das ohne beid-
seitigc Gegenabrede nicht könne aufgehoben werden und das auch
seither bei verschiedenen Anlässen, namentlich bei Verlheilnng von
Erträgnissen von Burgergütern zur Grundlage angenommen geblieben

sei.

Die Kläger dagegen legten dar, daß die bei dem Act vom
tl. April 1809 leitende Voraussetzung die sofortige Ausführung der
Theilung gewesen sei und wie man damals die Kopfzahl als den

billigen Ausgangspunct angesehen habe, diese gleiche Ansicht auch
heute wieder, da die Theilung wirklich endlich stattfinden solle, zur
Geltung kommen sollte. Wenn in seitherigen Vertheilungen Bron-
tallo verkürzt worden sei, so dürfe das nicht ihm auch jetzt wieder
vorgreifen, uud überdies sei Vertheilung von Erträgnissen und Theilung

von Eigenthum zweierlei, endlich seien die Iahres-Nutzungen,
wie Heu, Streu, Holz u. f. w. auch nach dem jeweiligen Stand der
Bevölkerung erfolgt.

Im Anschluß an diese Thatsachen und in Auslegung des

Vertrags vom Jahr 1809 wiesen be:de Instanzen und zwar das Districts-
gericht von Vallemaggia mit Spruch vom 2t März I8S9 und die
Civilkammer des Appellationsgerichtes durch Urtheil vom 2l. Dezember

gl. I. die Beklagten mit ihren Einwendungen unter folgender
Begründung ab:

kiteouto cbe colla conventions ciel 20 marto 1808 non si pattui
altro se non il principio <li msssima stell» stivisions stei beni in
Comuoe, sent» stsbilirs base aleuna oncle essettuarla;

Ilitenuto cbe la trsnsstione l l sprite 1809 presents stue speeisli
principi; In divisions cioè stover ssAuirs sulla bass stelln popols-
tions àl/e stue terrs, s seconstariamsuts stetta popoìstions
ritensrsi lisssts in anime 190 per ölentooio, est in >20 per Lron-
tallo;

Consistèrsnsto non essersi in qusll'stto statuito cbs la proportions

sti sninis sllora lissats si stovesse sempre ritenere sneks psi
csso stell» ritarststa stivisions, s quslunqus si kosss l'effettiva popo-
lations stelle stue terre; ciô prova, rbe la eikrs stelle anime allora
asseAnsta era l'essettivo oumero stelln popolâtione in quel tempo,
e ebs Uintentione stelle parti ers quell» à'sststivenirs subito alla
stivisione, e non protrsrla a si luvAo tempo;

Loosistersnâo non potere l'alto àel 1809 rikerisi alla postêrità,
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e cko con esso voll si potovano vineolare di tal Kuiss i diritti, s

Al'intoressi d'una popolaniono cko tutti xli snni si varisvs ed ac-
crescvva, dsl moment» eke sllors slls ilivisiono non si v proeo-
Zut», oi° dunqus contro i! prineipio ssncito mediants quells con-
venninno sts it katto delta sccreseiuta o vsriats popalaniovo, eke

ko dirittn s parteeipare o quel beui elie sono coniplessivamento
spettsnti slls comuno fsnnglia pstrinisle, st d percià dimostrato
cke quell'atto or si presents inAmsto, contrario sll'equità ed si
principi dell'oidiue pubklico;

(^onsiderando cko s per Is le-^e pstrinisls del 1895 e per quells
del 1857 or vi^ente Is ilivisiono dei keni patrinisli devesi eso^uirs

per l'uoeo, vals s dire sulls käse dollv fami^lio componenli il ps-
trinialo; o eke ors volomlosi proeedvre slls divisions dei déni pa-
trinisli, Is bsss devesi foruiaro sulls popolanione sttuslinente
esistsnts, paiekè la divisions non avvsnnv in base s quells popo-
lacions stats prims lisssts, no quindi sv^ui l'esereinio llel diritto
oonvenuto colla plu volte ripetuls transanions ll sprite 1809, ed «

msntenuts la condinions ilells divisione, per la qusls si lìsssvs in
sllors la popolsniono;

t)ansideraudo eke l'arxomeuto di pretess rieo^ninione ed ese-
cubions continus dell'stto t> sprits l8l>9 bssato ai riparti snnui
ordinary v straordinar^ (livisi nvlls propurniane col suddvtto stlo cou-
veuuto, non reAKe:

u) perckè sltro è Is divisione dolls propriets, sltro s quells
dei reddili pstriniali, frs cui dvvesi snnovsrsre sncko il prodotto
dolls sliensnioni dei doscki, ritenntn non coms sostavne, ms come
frutto délia proprietà patrinislv;

à) poreks se llrontallo s'sccontentà di riparti nan relslivi slls
essettiva popolsnione cià su s suo dsnno, ma non si puà traroo la
dodunione di prsKiudielievoli eonso^uenno s suo csriea relativs^
mente alla base con cui dividers i keni patriniali, od i t'uturi Aodi-
mooii dei krutti procedenti dsi keni modesimi, ai quali keni la popo-
lanione tutts ka diritto di partscipaniane indipeudentemeoto da cià
cks puà dipendere dalla amministruniono dei prodotti poreetti o
divisi;

c) percko cires il Aodimeoto dei keni a dividers! consistent!
ool Lensre, psseolsre, boscaro ecc. Is popolsnions vi psrtecipà
tutts, e Kodetto in comune, senna rigusrdo a quanta eras! con-
venuto net 1899,

lìitenuto per coosexuenna cke il fatto dells continua osecunioue
del sistoma di divisions del 1899 non ka alcana consistenns in causa,
stando^li di fronts l'altro fatto del xodimonto continua sssrcitsto
da tutts Is populations sui boni eke lormano la sostan?.a prioeipslo
del pstrinisto e quells sppunto cko devesi divider«;
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Visio I'srt. 353 s relstivi clsl Coilics (Zivils oonelrs Is lSAAS
pstrivisle 23 msAZàa 1857; —

(lîspertorio <ii xiurisprusisn^s pstris, II. pp. 625 ss.)

21. Verschiedenheiten der Burgergntsansprüche innerhalb
desselben Verbandes. (Tesstn.)

Die Burgergemeinden Fraseo und Sonogno im Canton Tesffn,
welche unter sich eine gemeinsame Genossenschaft bilden, verkauften
an die Firma Scazziga und Bacilieri den Zahresertrag des Genossen-
waldeS. Vierundzwanzig Einwohner von Gerra VcrzaSka, Serafinv
Foletta und Cons., sprachen nun als Angehörige der genannten Burger-
gcmcinden Antheil an dem unter die andern Genossen zu Gordola
vertheilten Erlös an und wandten sich zu diesem Ende (mit Zuschrift
vom t. März 1854) an den Staatsrarh von Tcssin, wurden aber an
die Gerichte gewiesen.

Sie siützten sich zu diesem Ende auf die Art. 5, 8 und 9 des can-
tonalen OrganisationsgcsetzeS für die Burgermeinden vom t. Zuni
1835 und auf iöre Eigenschaft als Mitgcnossen an dem Burgergut
von Frasco und Sonogno.

Die betr. Artikel lauten!
5. II ripsrto sei frutti procesisnti ils capitsli, renilito, lovs^ioni

esimili «pettsoti sl patri^isto, ilevv ssssr« reZolsto soils bssi sulls
gusli venxono ispsrtiti i pesi s ls spese inersnti sl àetto pstri-
?isto. — kfou si prsAiuàs si «liritti àells corpors^ioni eoxnoseiuts
sotto il nome ill tsrrs, ilsAgxns o sltro eonsimils titolo o sieno-

mius^ions nel ^oäimento île lieni propri.
3. I,s oompsrtecips^ions sl reNiiilo s xoäimento <lei Koni pstri-

^isli svrs luoKo sl (»vors siel patrimo elis bs trasloesto il suo so»

mioilio kuori ilsl comuns sl eui il pslrl^islo sppsrtiene o kuori ilsl
Csotnne, perslrs support! tutts Is snnui imposts comunsli o pg-
tri/ssli, orclinsris s strsorsiinsris, ineumbenti SKli sltri patrizi sii

guvl oomuvs in esso skitsnti.
l p >tri?i siomicillsti in sltrs eomuns lisnnv àiritto cl'intervsoirs

sll'sssemkles <lel pstri^isto eui gppsrten^ona.
9. 8e un pstrlalo no» svrs ssieinplto si pess suàiletti non potrs

ripetsre Is guots non perrette sii reclclito o Ao<tii»ento rlei boni

pstri^isli s non ssrs obliAsto di ps^sre l'impnrto rli pssi srretrsti.
Durch Spruch vom 2ti. Juli 1858 wurde aber dieser Anspruch

von dem Civilgericht von Loearno und in Bestätigung desselben durch
Urtheil der Civilabtheilnng des AppellbofeS vom 16. November >865

als unstatthaft erklärt mit folgender, theilweise das Factische genauer
aufnehmenden interessanten Begründung:
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liitsnuto elie in quests pasi-ione di stti sis il 3'ribuvale cdia-
msto s deciders:

1. 80 i petevti sisno s ritenersi o no pstrixi di trssco o

Können»;
2. 8e ne> easo sllermstivo no» ostsnte Is loro speeiale posi-

?iono abliisno o meno diritto al rvclgmstu ripsrto v eninpsrleci-
psslione in quanta A>! invvesti arlieoli di leß^e nun si oppn/lAano,
m» sisno suri ksvorevoli, e vi/torinsamente appliesliili sl lor spe-
eislv sssunto.

(Idite >e parti velle verksli preliminsri sttitsxioni, e leite ed
essminstein soAuito Is sllo^s^ioni scritte, »an «die tutti ßli stti s
doeumenli dimessi in quests cuuss el>o tu rssse^ilsts s mstmits d!

Kiudi/.io net giorno >7 del msggio 1858;
Visto ellv Is qualità di pstrii^i negli Istsnti veogs ds loro so^

stenuts nvn sll'sppoggio di titolo di originsriets o diseeuden?:«
dslle Lomuni di I"esses v 8onvgnv, »»n in lisse s titsls di reZo-
Isee scqnisto, sibbene desunniido ed grgomentsudo tsle lors qus-
lità dsi kstti e ds un quai dsts possess» di ststo;

Visto cl>v i loeo argomenti s quests rigusrdu si risolvooo so-
stavîislmente in eis cil» essi :

t. 8s»o eome vieiui di loesses e Lonogno insceitti nsl libra
d'estims di quvl tlomune;

2. dbe in quests quslits sons ststi peoelsmsti ds quel viciosto;
3. Lbe evine tsli bsnno sempre psgst» il luoco eomuasle

esme vgni sites pstrislio, e evn eis Iisnns senlpre esoteiiiuito s
sostoneee eon essi i suselii coinuilsli e pstri?.isli;

4. dke di vonseguenzs lnrono unelie smmessi esme loro alls
compsrtecips/.iouv dell'unieo ripsrto seguito del pee??» dells ven-
dits del eavo dells teementins dsi busebi pstrt/isli;

Vists clie questi lues asseeti essends ststi eombsttuti come in-
sussistenti ed in ogni csso ioevoeludenti dsi couveuuto pstei^isto,
sissi sstto luogo s prove relative, si qusle sssunto kurvno d'smbe
le parti prodotti dvcumenti, quinternetti e registri, e kstte sssumere
varie testimonisn^e;

Visto constsrs in lines di katto prineipsls da quests prove elis
l'vstimv ports, insieme all'sltra tsglis ordinsria, un dsnsro di Isglia
per eiaseuus lsmiglia di quel tlumune solto denomins/ione di dsnsr o

di vieinato, e elle quests dsnsro si trovs registrato snelie si partita
degli sttusli pretendenti;

Visto elie quests dsnsro comeccbv psgsto ds ogni kam! lis
kvsss snelie ellismato dsnsro di suoco;

Visto eoustsre enelis in geoere dsi liliro delle risolsrioni e dsi
documents IV. 27 dells esistsn?,» in tlordola e (lores di ksmiglio
rieonosciute e ckisnisute vicine /orastiere di I'rnsco e Lonogno;
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Visto eonslsre sind« in xenere dsi libra delle risoluiciooi in
combinstione dells deposition! tostimooisli il kstto dells vendit»
del csvo dolls tremontins, noo constsre pero del psri so ed g qusnti
do protsndenti sis ssto seoordsto di psrtocipsre slla divisions
del pret/.o di quells vendits.

Lonsidersudo in xenero oirva le quistioni di sttinents pstritisle
eke se non o sttendibils Is nisssims scesmpsts dsllv psrts con-
vonuts dells insmmissikililà di tsli preteso ove non sbbisno per
kondsmento il titolo di originsrietà o sltro titolo scquisitivo scritto,
sbbencbè il preteso diritto si ks esse discendere de epves immcmo-
raài/e, sis pvro iinportsnle Is distintiane, dove quesla diritlo si vo-
iesso sorre^Aeilo eon lstîi ed indutioni, del csso di uns pretess
sd un pstritisto per origine, ds quells in eui il pretendento cbe

jpodesse gis del suo pgtrir.isto ori^insrio voglis essore ricvnoseiuto
pstri/.io in sltro llomune, svvs^ngccbo si posss ben presumere eke

uo ticinese sis sntbo pstritio, e lo sis quindi di quel tlomuno di
cui dsli plausibili lo ssceisno supporis orij>insrio, mentre Is pro-
suotiooe sls contro il sstto eke un cittsdino gods del diritto di
due pslritisli;

llonsidersudo d sltronde cko qusndo un diritto si vuol desumero
dsi tstti e dsllo indutioni I'interpretstione voZlis ossere restritlivs;

llonsidersndo sltresi cbe qusndo i tslti o le srKoinentstioni di
un preteso diritto si csvsno ds documenti ed smmissioni avverssrie,
vo^lissi svor rignsrdo slls inscindiliilits loro ed gils portsls com-
plessivs dells vsluts?ivne di tsli stti ed smmissioni;

llonsidersndo coereotements s questi Princips cbe, sedbeoe slle
psrtito di eslimo del pretondenti, sis ussts s loro ri'Kusrdo Is ps-
rols viàâ, sis pero Is nsturs di quests vieinsnts spieZsIs dsi
senso dells psrols di vbini korsstieri cbe trovismo s psg. 82 o 8K

del re^istro, o cbe si vedo oel document» IV. 27, come con tsl
nomo di vicini iorsstieri ckisinsno piu testimovs sssunti Zdi Istsuti
di Kerrs e (lordols;

Lonsidorsndo cbe Is di?orenzis di quest! vicini sorsstieri dsi
veri vicini si sr^omsnti sncko dalle liti trs loro v^rtits, come no

psrlsvo il reZ;istro e documenta suporiormente citsti;
(üonsidsrsndo cbe uns Isle distinctions reK^e insvAiorments

pells eonsiderstiono cbe Kli ^ttusli prétendent! non sono msi inter-
venuti slle sssemklee pstritisli di k'rssco e Lonogoo, comunque i
Korresi sisno vicini o conlinsrs coo ?rssco, o qusnto si liordolesi
venissero piu volte tooute in (Zordols Is dette sssemklee;

slovsidersndo cbe socbe Is eircoslsnts di non tixurgre i

prétendent! noi cstolvKki dei votsnti v sltro sr^omeuto dells loro
dilkerenzcs di diritto vicinsle in confronta dei veri vicini;

(loosidersndo eke tale distivtione si sppslcsj msKxiorments
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àai quinternetti, lsààovo sedbens gli lstsnti ligurino sggrsvsti ài
un àsnsro ài tsglis ài vieinato, oliv per essore pagats às tutto le

lsniiglie venivs snclis àetts àsnsro àel luoco, quanilo per» si im-

ponevs quslclre tssss ài kocstiou prapriamente àelto nan ers csri-
esta ode saprs vori vioini originär^, ooms si rilovs àslls ispetione
àei quinternetti IV, 1 e 15 eomln'nsti ooi rolstivi ronàieonti » psg, 21

àel rogistro IV, 1? àovo si veàe elie Is tssse koestiodv sommsnào
s IV, 63 per ?raseo v IV, 61 per Zanogno, non sono campresi ode

gli originär^, s > Iis il oomplossa ciel numero àei clsnsri ài taglis
ls àimostro rds o in quests partita eke lu comproso il àsnsro àel
vieinsla.

tûoasiàorsnào ode anede questo à msro nan risults essor sempre
«Isto psgsto, came si veàe si quinternetti iloposti sotto i IV. 17,
18 e 13 qusli portsnàa tro esstioni latte ils k'rssea negli snni 1832,

31, 36, sltornsle ovn quelle latte nogli snni intorme l^ <Is Lonogao,
esolucionv anclie ls giustilìcstiono lisssta alls eireostsnts àells prs-
ties klei àuo eamuni, cli pvrtare un anna per eiaseuna nei proprj
quioternetti i «letti contribuenti, per cui posss essore ekliinera Is
msncsnts «li registrations <Ioi meàesimi i» quslelro partiale quia-
teraetto,

ìûonsiàeranào olio snolre às sltre esstioni risults ode gli sttusli
allori non ksnao psgsto I imposts koostioa eomo gli oriZioar^, il
clio sppsre segnatsmente àsi quinternetti IV. 1 e IV. 23, eià, cde, in
eombinstioae anolis ciel già àetto, sognstamonte in base ai IV. 1 o

IV, 15, ei porla per ooerents a rigusràsro eome un esso ài errors
il lstto rillsttente un solo àegli Istsnti ài eui psrlsno i àoposti sotto
le letters k. l),

kîilenuto ode àa quests àilleronts ài contributo si rilovs coms
sis snellè insltenàibilo Is pretess àegli lstsnti ài sver essi soppor-
tsti i pesi iu proportiovo àei bisvgni anedo strsoràinsrj se si eo-

eeltui il pooo aumsnto àella tsglis ài sleuoi snni sopra sltri, al
qusl unieo sggrsvio eome tutti i eontribuenti per tsglis vonivano
essi sssogettati pel àsnsro àel vieinsto.

lìitoouto olio quests àilleronts ài pstritii e viciai lorsstieri aoa
sis uns liritiollo àel esso oonereto, ossenào lstto prstico in piii
eomuni ài quosto OIstretto, la eui àilleronts sostsntisls sts aell'
essore i primi i veri psàroni àells eoss patritialo, eà i seeoaài

con ntenti, segnstsments àei cosi àotti boni comoài.
liiteanto cks s voler àire provsts in senso Isto l'usucapioae,

o si àirebbe anode per possess» ài ststo, ls qualità ài vori pstritii
ài llraseo o Loaogno nsgli lstsnti, urti un» tslo opinion« eol pria-
eipio àells restrittivs inlerpretstione, o peràsn» à'altronào àells
loro «ic-mliesnt» i àsti lornili àsgli lstsnti a questo seop» ài lronte
alls impresumidilits àel possess» ài àuv pstritiati, msssimv qusnào
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guei dati s guslis pcesun/.ioni troviao sltre spiexa^ivni vüs eselu-
dono l'assurdo oel tempo stes-o eds salvaoo i Princips

lliteouto ede guesta impresumihililà prends maszior consi8ten7.a
da eic> cdo 8> rends aneüe improbabils ekelfrasvo o LonoKno pos-
sano overs SA^reKati tanti patri/.g cde verredbero a eo8tituire il
ipisrto approssimativsmsnte della totalita dei pairi/.s.

tlnosidorsvdo cds guests vonolusioni non urtino nè vol daoaro
«ist vivinato cde ben 8i spisZa come uns taxlia cli Kodimento, ne
eol latto delle relative ààaàm,'

Oonsiderando cde tali vvnclu8iovi p088ono rsKAsre ancke vol
easo (losse pur provato) dell'ammissions al riparto 8ul pre77,o del
cavo della tremenliva pot«»do8i riguardare guesto latto vomo von-
sexuen7a del psxamsnto della taxlia di v»dimento e eoine vero krutto
dells VV8S a eui 8i da cliritto di tal xodimeoto.

Lonsiderando inline eds lrovano in guests eonelusiooi Is loro
spie^a^ione aneds Is risolu7ioui doll'asssmblea, nonede l'stto stssso
municipale deposto aotto Is letters l?.

lîitsnuto dalle premesse eonsidera/.inni potersi eonvluders cds

xli Istanti cde pa^ano il dansro del vivinato vnAliano eaaer ri-
co»08eiuti per viein! korastieri di llrasco e Lonntzno nvl sensa
superior,nente espresso, ma non potersi ritsnere guali veri patriaii,
per modo de ssser smmessi sl domaodato seomparto del pre??o in
guistione del boseo venduto,

(lîepertorio di Aiurispruden7,a patris, ll, p. 24l ss.)

22. Sinn der Verbeistiindung. (Lnzern.)

Der Kaufbrief vom t7, September lSKl), mit welchem die Witwe
Wymann ihren Stiefsöhnen ihre Liegenschaft überträgt, war von sämmtlichen

Betheiligten und auch vom Beistand der Mutter unterzeichnet.

Nach demselben behielt die Verkäuferin dafür ein Guthaben, auf dessen

Zahlung ihr die Ucbernehmer einen Gültbrief von Fr. Lvov,
angegangen mit dem Tage des Kaufs, abtraten. Durch einen vom 2-t.

Januar >8Kl datierten Nachtrag des Kaufbriefes verrechneten die Söhne
der Mutter Fr. S800 für Baukosten des Vaters, und auf diese

Gegenrechnung nahmen nun die Söhne wieder den Gültbrief von Fr, 2V00

zurück und weigerten der Mutter die Herausgabe, als sie denselben

verlangte. Die Mutter hatte zwar diesen Nachtrag nicht unterzeichnet,
wohl aber der Beistand, und die Waiscnbehörde hatte nach reiflicher
Prüfung der Baukostenrcchuung die Unterschrift dieses Beistandes
genehmigt (25. September t8Kl).

Die erste Instanz fand die Weigerung der Söhne gerechtfertigt;
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nicht so das Obergericht, welches am 28. September I8S5 die Beklagten

zur Herausgabe des Gültbriefs anhielt, in Betracht:
t) Daß in der Zusicherung der fraglichen Gült an die Klägerin

im Käufaufsatz vom l7. September I8K0, der von sämmtlichen Liti-
ganten unterzeichnet ist, ein gültiger Titel auf das Eigenthum an der

streitigen Gült liegt -,

2) daß ein Beweis dafür, eS sei Klägerin persönlich mit dem

eine neue Nebcnverabrcdung enthaltenden Nachtrage einverstanden
gewesen, oder auch nur um ihre Zustimmung angegangen worden, nicht
erbracht, nicht einmal ernstlich versucht wurde, indem ihre Unterschrift,
die unter der eigentlichen Kanssverabredung vom >7. September 1860

steht, dem Nachtrag nicht beigesetzt ist, auch sonst nichts für deren
Einwilligung resp. Bevollmächtigung des Beistandes vorliegt, vielmehr
die quäst. Gült in der unterm Z0. Juli l8öZ gcmeinderäthlich
genehmigten BeistandSrechnung unter dem Guthaben der Klägerin
aufgetragen ist;

4) daß volljährige unverheirathete Weibspersonen, welche nicht
bevogtet sind, gemäß § 0 B.-G.-B.^) durchaus handlungsfähig sind und
nur ihren Handlungen in rechtlichen Angelegenheiten — mit
Ausnahme vor Behörde, wo sie sich im Sinne des H 72 Civilrcchtâverfahren
müssen vertreten lassen — gemäß § l7ti B.-G.-B. die Berathung
durch ihren Beistand vorhergehen resp, zu deren Gültigkeit in den

Fällen des Abschn. ll, cit. § l7K die Zustimmung deS Beistandes und
die Ermächtigung deS Gemeindcrathcs noch hinzukommen muß;

5) daß mithin ein bloßer Beistand, selbst unter Ratification des

heimatlichen Gemeinderaths, nicht an der Stelle seiner Clicntin
ohne deren Wissen und Wollen und deren Mitwirkung zu handeln
berechtigt ist, indem sogar ein Vogt, der allerdings an der Stelle des

Vögtling» zu handeln hat, den lctztcrn nach zurückgelegtem 14. Alters-

Bürgerliches Gesetzbuch § 9. Die Rechte beider Geschlechter sind

einander gleich, insofern das Gesetz nicht besondere Ausnahmen macht.
§ l7K. (Nach dem Gesetz vom t4. Brachmonat I8Z9.) Der

Beistand einer Weibsperson hat dieselbe in ihren rechtlichen Angelegenheiten

zu berathen und in vorkommenden Fällen vor Behörde zu
vertreten. Wo es um Handlungen zu thun ist, durch welche über das in
der Dcpositalkasse liegende Vermögen einer solchen Weibsperson verfügt
wird, sowie bei Veräußerung oder Verpfändung von Liegenschaften
oder bei Erwerbung derselben durch einen belästigenden Vertrag, muß
der Beistand, damit diese Handlungen gültig seien, seine Zustimmung
ertheilen und zu solcher Zustimmung die Ermächtigung deS Gemeinderathes

oder bei Verweigerung dieser, der obern vormundschaftlichcn
Behörde erhalten haben.
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jähr zu allem wichtigen Berathungen über seine Angelegenheiten
wenigstens zuzuziehen und seine Ansichten zu vernehmen hat;

6) daß gemäß dem Angeführten die nachträgliche Rebenverabredung

vom 23. Januar 18kl, auf die sich die Beklagten zur Abweisung

der Klage berufen, für die Klägerin nicht verbindlich ist, die

Frage aber, ob deßwegen die Beklagten ihrerseits nicht mehr an den

Kauf überhaupt, auch nicht mehr an die ursprüngliche, von ihnen
unterzeichnete Hauptverabredung vom t7. September 1860 gebunden
seien, eventuell nicht ans Recht gesetzt wurde.

(Zeitschrift des bernischen Juristenvereins n. F. II, S. 250 f.)

23. Verbeiständung durch Betheiligte. (Baselstadt.)

Im Jahr t8«5 eröffnete der Lehrer S. zu Basel einem Freunde
und seinen Verwandten, daß in einer von ihm verwalteten
Vormundschaft ein Deficit von ungefähr Fr. 15000 vorliege, das gedeckt
werben müsse, wenn er nicht von Amt und Ehren kommen solle.

Diese Angegangenen sagten ihm ihre Hülfe zu gegen das
Versprechen, er, der Lehrer S. be;w. seine Ehefrau, werden in das ihnen
künftig von der Mutler der Ehefrau zufallende Vermögen nicht suc-

cediren, bis diese aus Gefälligkeit übernommene Ersatzleistung aus
den Mitteln der Mutter werde getilgt sein. Dieses. Gegenversprechen
des Lehrers S. und seiner Ehefrau wurde in der Weise formuliert,
daß die genannte Mutter Schuldscheine ausstellte für die Summen,
die ein Jeder der Angegangenen zur Deckung des Deficits beitragen
zu wollen erklärte. Diese Schuldscheine unterzeichneten auch der Lehrer
S. und seine Ehefrau.

Neben der Ehefrau unterzeichnete „als Beistand" der Sohn
derselben, der Ingenieur S.

Da die Rechnung über die Vormundschaft, in welcher das Deficit
sich befand, noch nicht abzulegen war, so blieben einstweilen die Summey
noch unbezahlt.

Wenige Wochen nachher starb der Lehrer S.
Mit seinem Hinscheid fiel der Hauptgrund weg, der die

Angehörigen bestimmt hatte, das Deficit geheim zu halten. Die
Unterschlagung ward jetzt ruchtbar und die Ehefrau und die Kinder des

Verstorbenen crklärtcn den Erbverzicht.
Die Vormundschaftebehörde verlangte nun den Ersatz des fehlenden

von denjenigen, welche in der frühern Vormundschaftsrechnung
neben den Aussteller unterzeichnet und, ohne zu prüfen, das

Vorhandensein von Titeln bezeugt hatten, die in der Wirklichkeit schon

längere Zeit gefehlt hatten.
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Einer dieser Haftbaren, Notar S,, war im Besitz etneê der Schuldscheine

der Mutter.
Nach langem Sträuben zahlte derselbe seinen Theil an das Deficit

und belangte nun den Vormund der Witwe des Lehrers S., als
Mitunterzeichnerin des Schuldscheins, den er in Händen hatte.

Dieser wendete neben Gründen, die hier unerörtert bleiben,
hauptsächlich zweierlei ein:

1) der Schuldschein sei ohne gehörigen Beistand von der Ehefrau
unterzeichnet worden;

2) die Zahlung, deren Ersatz Kläger verlange, habe er nicht aus
demjenigen Grunde geleistet, aus welchem die Schuldnerin den Schein
unterzeichnet habe, sondern in Folge eigener Verschuldung, weil er
Titel als vorhanden erklärt habe, ohne über deren Vorhandensein sich

ins Klare zu setzen, während der Schuldschein eine ganz andere
Zahlung, nemlich eine fre i willige Uebernahme des Deficits voraussetze.

Der Kläger dagegen hielt die Unterschrift der Ehefrau und ihres
freigewählten Beistandes als den Bestimmungen des Gesetzes über die

Qualitäten des Beistandes für völlig entsprechend. Das Gesetz
verlange nemlich „einen in Sachen ganz Unbetheiligten". Sei nun auch

allerdings Betheiligung immer vorhanden, wenn der Sohn die Mutter
bei einer Schuldunterschrift verbeistände, so sei ja doch klar, daß diese

Betheiligung in einem Falle, wie der vorliegende, den Sohn gerade
bestimmen werde, die Mutter vor jeder llebercilung zu warnen. Denn
die Betheiligung sei G e genbethetligung, indem wenn die Mutter durch
die Unterschrift sich verkürze oder schade, der Schaden auch des

Sohnes, ihres dereinstigen Erben sei.

Und was den zweiten Gcgengruud angehe, so sei der im Schuldschein

vorausgesetzte Grund der Ersatzleistung in beiden Fällen, ob

der Kläger freiwillig da» Deficit übernehme oder gezwungen ersetze,

ganz derselbe, die Absicht, einen Schaden zu vergüten, den der Lehrer
S. aus Untreue verschuldet habe.

Beide Znstanzen, das Civilgcricht Basel durch Spruch vom l4.
September 18K7 und das AppellationSgericht durch Urtheil vom 2l.
November gl. Z. verwarfen aber die Klage mit folgender Erörterung:

Die Thatsache, daß der Beistand der Schuldnerin bethciligt sei,

wird von der Klagpartei zugegeben; aber zugleich wird von ihr darauf
aufmerksam gemacht, wie sehr er an der Ausstellung ein solches Gegen-
inlcresse habe, daß wohl Niemand habe gefunden werden können, der

größere Veranlassung hatte, der Unterzeichnerin Gegenvorstellungen
zu machen.

Diese Auffassung könnte einigen Schein haben, wenn einerseits
nicht das Gesetz schon einen ganz unbetheiligten Beistand so

ausdrücklich verlangte, anderseits die Lage der Sache diese Bestimmung
nicht in ein besonderes Licht stellte.
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Das Gesetz über Beistände ist offenbar von jeher hier sehr mangelhaft

befolgt worden, wie dieß die Einleitungen zu den betreffenden
Bestimmungen darthun. Das Ergebniß davon war für die Einen
das Bedürfniß einer jeweilig erneuerten Einschließung desselben, für
die Andern das einer großen Willkürlichkeit in seiner Anwendung und
darum endlich für die Redaction des Civilgesetzbuch-Entwurfes der

Vorschlag für Aufhebung des Instituts.
Es ist nun klar, daß diese Aufhebung nicht schon in Sitten und

Gebräuchen vollzogene Thatsache ist, ja es ist vielmehr sicher, daß
dieselbe nicht ohne starken Widerspruch erfolgen würde, der jetzt schon

laut genug geworden ist. Einer Aufhebung der Beistandschaft aber
käme es gleich, wenn der Nichter die Eigenschaften des Beistandes
außer Acht ließe, wie ihm hier zugemulhet wird. Als erste Eigenschaft

bezeichnet das Gesetz vom 28. Mai i?87 (siehe Rechtsquellen
von Basel I. Nro. 584) in Sachen ganz uninteressiert zu sein.

Gegen belheiligung wird wie jede andere Betheiligung ausgeschlossen.
Gerade dieser Fall zeigt am allereinleuchtcndsten, wie selbst die
Gegenbetheiligung nicht gemeint ist, weil hier die G egen betheiligung au«
der Angehörigkeit fließt, die in noch viel höherm Maße zur Mitwirkung

bei dem fragt. Acte antreiben mußte. Denn ist es Interesse des

Sohnes, nicht daS künftige Vermögen der Mutter verkümmert zu

sehen, so ist es in noch viel höherem Maaße sein Interesse,
gegenwärtig seinem Vater, seiner Familie und damit auch sich die

Schmach zu ersparen, die den Vermögeusruin und das Wegfallen
einer Hülfsquellc, wie das Einkommen des Baters, zu Folge haben
mußte. Es müßte folglich das, was das Gesetz gerade für vorliegenden

Fall am allerdeutlichsten verlangt, vom Richter vollständig ignoriert
werden, wenn er der Unterschrift der Ehefrau resp, ihrem Verzicht ein
rechtliches Gewicht beilegen wollte.

Abgesehen von obigem Grunde müßte aber auch der zweite Grund,
den Beklagter eventuell entgegenstellte, durchschlagen, da die Zahlung,
deren Erstattung Herr Dr. S. verlangt, von ihm gar nicht auf Grund
dieses Titels erfolgt ist, sondern auf Grund des waisengerichtlichen
Spruches. Vielmehr wußte der Zahler schon längst vor der Zahlung,
daß der Titel von der Ausstellerin resp, ihrem Vogt werbe angcstrilten
werden. Zahlte er also dennoch, so zahlte er, weil er die Vogts-
rcchnung von Lehrer S. unterschrieben hatte. Dieser Grund ist cS

auch, auf den das Waiscngericht ihn verfällt hat. —

(Directe Mittheilung.)
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24. Verantwortlichkeit für das Fahrhabevermögen der Ehe¬

gatten. (Bern.)
Die Ehcleute Morel bewohnten zusammen mit der Schwester der

Ehefrau, einer geborncn Chupuis, vom Jahr t842 an eine Wohnung
und lebten in ungetseiitem Vermögen, Ungefähr nach eilf Jahren
verließ der Ehemann seine Frau und arbeitete anderswo in seinem

Berufe. Zwistigkeiten mit der Schwester führten endlich eine

Aufhebung der Gemeinschaft herbei und durch Schiedsurtheil vom 5. März
1863 fiel an die Eheleute Morel die Hälfte der Fahrhabe.

Bald darauf verlangte die Ehefrau Morel auch Gütertrennung
gegen ihren Mann, In der bezüglichen Verhandlung verlangte dieser

Anrechnung dieser Hälfte auf das Guthaben der Ehefrau mit dem

Betrag von Fr. 1800. Die Ehefrau erklärte, das falle in die Gütermasse

und damit anch sein ganzer sonstiger Erwerb seit 1333.

Die beiden Instanzen, sowohl das Districlsgericht Pruntrut als
der Appellations- und Cassationshof von Bern, letzterer durch Urtheil
vom 5. August 1865, bestätigten den Antrag der Frau:

llonsidèi ant:
s)uo si le sucement arbitral ilu 5 mars t8KZ spécialement invo-

que par le sieur iUorel porte que la moitié astvenus à la femme «lans

les obzets mobiliers dont s'agit est restée en sa possession, il asouto

que les obsets et essets mobiliers sont restes en la possession et clans

la maison «les epauw 3kore/: qu'à l'vpoque (le ce partage la maison
kabitêe par la femme êtsit celle ciu àmci/e con/UA«/ fies époux, et

que c'est le mari qui a signe les actes île partage cle 1863 en sa

qualité su cbsk cle la communauté et tant pour lui que pour sa
kemmv.

Ou'il n'est ni pose en kait ni stadli que la lemme ait êtê marcbande
publique, autorisée cle son mari, et que les t800 francs clont on rê-
clame le rapport à la masse aient passe dans son commerce, et qu'il
n'est pas d'avantage prouve qu'il x ait eu ciol cle lu part de cette
kemme ou qu'elle ait profite do la fortune do la communauté et s'en
soit enrickie (art. 1437 L. civ);

gue le mari est seul administrateur des biens de la communauté
(art. t42l s). civ.) dont il peut même dans certains cas disposer à

titre gratuit (art. 1422 L. civ.): que cette qualité d'administrateur
légal est d'ordre public et que, malgré une devolution de fait, par
mandat tacite ou autre de la part du mari à sa femme, cette qualité
ne disparaît pas légalement vis-à-vis du mari, lequel est touzours
seigneur et maître des valeur» de la communauté et qui, tant qu'il
ne prouve pas le dol do Is part de sa femme ou I« speculation qui
l'onricbit aux dépens de la communauté, reste responsable et ne peut
s en prendre qu'à lui seul s'il x a kaute ou négligence;
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<Zuc qusnt aux mille francs reconnu» par Norel enmmo provenant

«le ses économies, cette somme «loit flzurer à Usctik «le Is com-
munsutê, «l'sprès l'art. 1401, puisque cette somme, comme créance,
kait psrtis «lu mobilier ou «le ce que le msri » sequis à ce titre «lu-

rant Is eommunsuts
(Zeitschrift des bernischen Juristenvereins, n. F. II, S> 176 ff.)

25. Folgen der Sicherstellung des Frauenguts und der

Gütertrennung. (Bern.)
DaS Berner Civilgesetz H WZ verfügt:
Ist der Ehemann, der zur Versicherung der Hälfte des Zugebrachten

verfällt worden, nicht im Stande, diese Verpflichtung zu erfüllen,
so soll der Frau ein Beistand bestellt und der Ehemann angewiesen
werden, demselben den Belauf der Hälfte des Zugebrachten zu Handen
der Frau eigenthümlich zu übergeben. Dieser Beistand soll das Gut
der Frau so lange verwalten, bis der Ehemann dasselbe genügend
versichert, dem Ehemann aber den Ertrag dieses Gutes verabfolgen
lassen.

Ein Gesetz vom 26. Mai 1848 erklärt dies Recht als blos
widerruflich, sofern auf andere Weise für die Sicherheit der Ehefrau
gesorgt sei.

Nun hatte Frau Köhler geb. M in Buren durch Act vom S. Februar
1864 eine solche Versicherung erhalten und mit demselben namentlich
auch den Ladenfond.

Die Firma Bechert, Meyer ck Comp. hatte in dieses Ladengeschäft
Waaren geliefert und erließ nun am lg. Februar 1864 „an den

Ehemann für sich und im Namen seiner Ehefrau" Zahlungsaufforderung
dafür. Die erfolgte Pfändung hatte ein Insolvenz-Zeugniß des

Ehemannes zur Folge. Gestützt hierauf und auf die Thatsache der

güterrcchtlichcn Trennung der Ehefrau verlangten die Gläubiger
Eröffnung des Concurses gegen die Ehefrau; ebenso auf eine

Zahlungsaufforderung vom l9. Juni 1865, hin die Herreu A. Lauterburg >K Sohn,
welche diese Aufforderung der Frau Kohler persönlich hatten
insinuieren lassen.

Beide Begehren wies der Nichter ab und auch nach erfolgter
Beschwerde der Appellations- und Cassationshof durch Urtheil vom
17. Februar 1866 gegenüber der Auseinandersetzung, daß zufolge der

Satz. ZOZ und isa (5. das einer Ehefrau herausgegebene Weibergut
der Verwaltung des Ehemannes entzogen sei und von ihrem ordentlichen

Beistand habe verwaltet werden müssen, und daß, da nunmehr
die Gcschlechtsvormundschaft weggefallen sei, die richtige Konsequenz
die sei, daß, wenigstens in Beziehung auf das abgetretene Vermögen,

Zeitschrift f. schn-ciz. Recht. XVI. 1. (3) 5
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die Ehefrau rechtsgültige Verpflichtungen eingehen und dafür bis zum
Geltstag betrieben werden könne. Jedenfalls handle es sich im
vorliegenden Falle um nichts Anderes als um Forderungen, welche von
der Verwaltung des herausgegebenen Vermögens herrühren, denn

unter demselben befinde sich der Ladenfond des Handelsgeschäfts, und
die Verwaltung eines solchen bestehe eben im Ankauf und Verkauf
von Waaren. Zudem seien die angehobenen Bctreibungsvorkehren in
volle Rechtskraft erwachsen und dem Nichter stehe die Befugniß nicht
zu, den Fortgang des Aollziehungsverfahrens zu sistieren.

Dem Urtheil lagen folgende Erwägungen zu Grunde:
t. Daß eine Ehefrau während der Dauer der Ehe und bevor

der Ehemann durch seinen GcltStag vermögensrcchtlich von ihr
getrennt worden ist, nicht zum Geltstag getrieben werden kann, indem

ihr Vermögen, mit alleiniger Ausnahme des vorbchaltenen Gutes,
nach Satz. 88 C. auf den Ehemann übergeht, welcher dagegen auch

einzig für ihre Schulden haftet, die nicht ihr vorbehaltenes Gut
betreffen;

2. daß selbst in Betreff des vorbchaltenen Gutes das Recht der

Gläubiger der Ehefrau nicht weiter geht, als auf Herausgabe dieses

Guts, Satz. 92 E.;
3. daß nun im vorliegenden Falle von vorbehallenem Gute

nicht die Rede ist, und der Ehemann Köhler nicht vergeltstagt, also

auch von seiner Frau nicht güterrcchtlich getrennt ist im Sinne der
Satz, lllö C. ;

4. daß die an Frau Kohler geschehene Vermögensherausgabe
für den Werth der Hälfte des von ihr Zugebrachten keine Trennung
des Vermögens im angegebenen Sinne der Satz. IM! C. zur Folge
hatte, sondern lediglich Sicherstellung der Rechte der Ehefrau durch
Einräumung eines blos widerruflichen Eigeuthumsrechts au den ihr
herausgegebenen Gegenständen, Satz. t»5 C. und H l des Gesetzes

vom 2ti. Mai 1848;
3. daß in Hinsicht auf solches Vermögen den Gläubigern blos

die ihnen im 8 2 des angeführten Gesetzes vom 2«i. Mai 1848
eingeräumten Rechte zustehen, keineswegs aber dasjenige, den Geltstag der

Krau Kohler zu verlangen.
(Zeitschrift des bcrnischcn Zuristcnvercins, n. F. II, S. 417 f.»

26. Verhältniß des Vormundes der Kallitcnfrau nach Rück¬

ruf des Concurscs. (Baselstadt.)
Das Proceßgcsctz der Stadt Basel sagt <8 288 neuere Ausg.) : wenn

nach ausgebrochenem Eoneurse und beendigter AuSkündung, aber vor
der Versteigerung der in einer Masse gehörenden Liegenschaften oder
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Fährnisse alle Creditoren, welche sich angemeldet haben, freiwillig die

schriftliche Erklärung geben, daß sie ihre Anforderung wieder zurückziehen

wollen, so kann nur durch Beschluß des Gerichts bei vorhandenen
erheblichen Gründen und wenn die Gerichtsämter keine Begünstigung
einzelner Gläubiger noch sonstige Unordnungen wahrgenommen haben,
der Gemeinschuldner in die freie Verfügung über sein gesammtes
Vermögen wieder eingesetzt werden.

Mit einer solchen Einsetzung ist jedoch die Rehabilitation noch

nicht verbunden."
Nun war gegen Victor Haller, Vater, der Concurs durch

Gerichtsbeschluß unter der obigen Voraussetzung wieder zurückgerufen
worden. Auf Grund dieses Beschlusses verlangte Haller von dem

Vogt der Ehefrau auch die Rückgabe des in seiner Hand befindlichen

Frauenvermögens. Derselbe bestritt aus Auftrag der betreffenden

Zunft (Vormundschaftsbehörde) dessen Recht hiezu.
Das Waiscngericht von Basel wies Haller durch Spruch vom

4. October t8KK ab:
da die vom Civilgerichte ausgesprochene Zurückziehung des Con-

curses ausdrücklich den Vorbehalt gemacht hat, daß die Rehabilitation
nicht ertheilt werde, ein Nichtrehabilitierter aber keine Vogtei, also

auch die über das Frauenvermögen nicht übernehmen kann.

Ebenso, aber mit Aushebung der waisengerichtlichen Erwägungen,
das Appcllativnsgericht durch Urtheil vom là. und 22. November

gl. Jahrs:
In Betracht,

daß mit Ausbruch des Concurscs für sämmtliche Creditoren der

Anspruch auf Ausweisung ihrer Forderungen nach Verhältniß der

Masse in gegenwärtigem Coneursverfahren erwachsen ist;
daß daher eine Einstellung dieses Verfahrens und eine

Wiedereinsetzung des Schuldners in die freie Verfügung über sein Vermögen
nach 8 288 Civ.-Pr.-Ordn. nur durch die einstimmige Zurückziehung
der Anmeldungen sämmtlicher Creditoren — zu welchen im Fall einer

angemeldeten Wcibergutsforderung auch der Vogt der Frau gehört —

durch Beschluß des Gerichts zu Stande kommen kann;
daß aber solche Erklärungen nach den Regeln des Verzichts einer

stritten Auslegung bedürfen und daher in ihrer Wirkung dem Wortlaut

des genannten Gesetzes nach nur auf das gegenwärtige Vermögen
des Gemcinschuldners, resp, aus die damalige Masse zu erstrecken sei;

daß daher, wenn zu einer solchen Concurseinstcllung wie im
vorliegenden Fall auch der Vogt der Ehefrau mitgewirkt hat, seine des-

fallsige Erklärung auf das der Ehefrau künftig etwa anfallende
Vermögen nicht ausgedehnt werden darf, sondern in Ermang uua einer
mitlkerweiligen Rehabilitation des Mannes, solches Vermögen als
Wetbcrgut zu behandeln ist und unter vögtliche Verwaltung gehört
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daß dieses «m so mehr auch von dem Falle gilt, wo in Ermanglung

einer dcrnialigcn Weibcrgutsforderung die Hcncurseinstellung
ohne Mitwirkung des Vogis der Frau zu Stande gekommen ist;

und wenn nach 8 27ü Civ.-Pr.-Ordn, in dem analogen Falle
eines zu Staude gekommenen Accommodements auch das nicht
ausgeschlossen ist, daß die Weidergutssorderung a» dcn Vo, t der Frau als
privilegierte Gläubigerin ausgewiesen, das übrige Vermögen des

Schuldners dagegen durch Beschluß der Handschul dgläubiger demselben
wieder zur freien Verfügung überlassen werden kann, aus Allem diesem
sich crgiebt, daß mit Wiedereinsetzung des Gemcinschuldncrs in die

freie Verfügung über sein Vermögen, der Fortbestand der bei
Ausbruch des Eoneurses der Frau geordneten Vormundschaft bis zu einer
etwaigen Rehabilitation des Mannes nicht nur rechtlich vereinbar,
sondern auch im Interesse der Frau und der Familie geboten und
daher als Regel festzuhalten ist;

daß dagegen im einzelnen Fall die Genehmigung gewisser
Verfügungen des VogtS im Sinne einer Ilebcrlassung von Vermögen der

Frau an den Ehemann der Erwägung der Aufsichtsbehörde anheimgestellt

bleibt, in welcher Beziehung der Kläger zugestanden hätte,
unabhängig von seinem Begehren um Entvögtignng der Ehefrau einen
eventuellen selbständigen Antrag bei der Zunft rcso. vor erster Instanz
zu stellen,

rDlrcele Mittheilung.)

27. Rechtsfolgen des absoluten Territorialsystems in Vor-
muiidschaftssachen. hBasclstgdt.)

Am ii, November 18.78 starb in Basel der daselbst niedergelassene
Joseph Häfelin von Gossan und Obcrbürcn iEanton St. Gallen) mit
Hinterlassung einer Witwe und von sechs Kindern, In einem unterm
t. August >855 notarialisch errichteten Testament hatte er die

Bestimmung getroffen;
„Er hinterlasse unter Anwendung der htz W, !>t, lül. 2l!l und 220

„bcS St, Gallischen Erbfolgcgesctzes vom !1. December l808 seiner

„Ehegattin Frau Anna Häfelin, geb, Vlöhr, einen Vicrtheil seines

„GesammtvermögcnS zum Voraus; ncbstdem solle der nach 8 9K seiner

„Gattin gebührende Äindesthcil ihr ungeschmälert zufallen."
Das Ilcbrige siel den Kindern als Notherbcn zu. Eine Erbtheilung

fand jedoch nicht Statt, und weder der Frau noch den damals
sämmtlich noch minderjährigen Kindern wurden von der Hcimats-
behörde Vögte geordnet, obschvn letztere v on dcn Verhältnissen Kenntniß

erhielt. Die Witwe blieb in ungeth cillem Besitz des ganzen Vcr'
mögens, in welchem sich auch die Liegenschaft Nro, Is am Nadelberg
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befand, und verfügte in der Weise frei über dasselbe, daß sie selbst
durch nvtarischen Act roni l5> Mai iKöl mit ihrem „erbetenen
Beistand" Johannes Herzog, Notar, „die ihr eigenthümliche Liegenschaft"
Nro> 14 ans dem Nadelbcrg in zweiter Hypothek für einen Credit von
Fr. 30,000 verpfändete, den die Herren Oswald Gebr. Comp. der
Firma Ed. Theiler ck Co., deren Commanvitärin Witwe Hafelin
war, eröffneten. Von dem Miteigenthum der Kinder an diesem Hanse
war dabei nicht die Rede. AIS aber zwei Fahre darauf dieser Credit
gekündigt wurde und Ed. Theiler â Co. sich genöthigt sahen, einen
Ersatz dafür zu suchen, fanden sie die BaSler-Handelsbank bereit,
ihnen gegen Verpfändung fraglicher Liegenschaft einen Credit bis auf
Fr. 4v,ooo zu eröffnen, und die unterm l l. December l8t!Z durch
Herrn vr. Schanb als Notar ausgefertigte Vcrxfändungsurkunde
wurde nun nicht nur von Frau Häselin, sondern auch von Adolf
Herzog, Namens und als erbetener Vormund der minderjährigen Kinder

von Fran Häfelin unterzeichnet, wie auch ausdrücklich darin
erklärt wurde, daß die Liegenschaft gemeinschaftliches unvertheiltes
Eigenthum von Frau Witwe Häfelin und ihren Kindern sei. Der
Ausfertigung dieses Actes waren lange Verhandlungen des Notars
vr. Schaub mir den St. Gallischen Behörden über eine Vogtsbestellung

vorausgegangen, deren Resultat im Protocol! deS St. Galler
NegierungsratheS vom ll. December t8ü3 enthalten ist, dahin
lautende „auf das Gesuch um Ertheilung der Einwilligung zur
Aufnahme einer Hypothek auf die gemeinschaftliche Liegenschaft und um
Bestellung eines Vormundes für die minderjährigen Kinder zu diesem

Zwecke werde in Betracht, daß keine Gründe vorliegen, dem Gesuche

nicht zu entsprechen, beschlossen, es sei die nachgesuchte Zustimmung
zur Bestellung eines Vormundes für die minderjährigen Kinder Häfelin
in Basel durch die dortige zuständige Behörde ertheilt."

In der Folge gicng das Geschäft Ed. Theiler Comp. auf Jacob
Spähn von Schaffhausen, Ehemann der ältesten Tochter Häselin, als
einzigen Inhaber unter der Firma I. Spähn >k Comp. über, und

am IN. November l8öli gerieth Spähn in Concurs und zog auch die

Commanditärin Frau Häfelin in denselben hinein; auch sie mußte sich

im Januar I8K7 insolvent erklären. Frau Spähn erhielt nun von
der Hcimatsbchördc ihres Mannes, Schaffhansen, einen Vogt in der

Person von Ioh. Bader-Schäfer, und auch die St. Gallischen
Behörden sahen sich jetzt auf Andringen der Baslerischen veranlaßt, für
die übrigen Kinder Häfelin zur Wahrung ihrer Interessen einen Vogt
aufzustellen in der Person von Ferd. Banmgartner.

Diese beiden Vögte Namens der von ihnen vertretenen Kinder
Häfelin sowie der inzwischen mehrjährig gewordene Florian Häfelin
fochten nun die Verpfändung des Antheils der Kinder an der Liegenschaft

Nro. lt Nadelberg, als ungültig an, weil Herr Adolf Herzog
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ganz unberufen sich als Vormund der Kinder geriert habe und nicht
befugt gewesen sei, die Rechte der Kinder auf diese Weise zu schmälern,

ihr Mitcigenthum an der Liegenschaft also durch die fragliche
Creditvbligatiou zu Gunsien der Handelsbank nicht habe belastet werden

können. Sie berechnen ihren Anspruch folgendermaßen: die Lie-
genschaftscolloeation ergab einen Reinerlös von Fr. 85lZ. VS über die
erste Hypothek, Zinsen und Kosten hinaus ; von dieser Summe, welche
die Gerichtsämtcr in der Liegenschaft-Colloeation vollständig der

Handelsbank als zweiter Hypothekar-Creditorin zugewiesen haben,
gebühren aber den Kindern Häfclin laut einer dermalen nicht in
Betracht kommenden Berechnung oder Fr. Svtk. 61.

Diese Summe von Fr. 5016. Kl wurde gegen die Handelsbank
eingeklagt, weil ihr durch die Collocation der ganze Erlös zugewiesen
worden sei, während sie höchstens für ^/z§ oder den Antheil der Witwe
an der Liegenschaft resp, deren Erlös, ein Pfandrecht ansprechen könne.

Beklagte, die Basler Handelsbank, trug auf Abweisung der Klage

an, weil nach Analogie des Grnndbuchgeseyes vom lk. April 1860, zz 1t
und 32, womit auch schon die Gesetze und Verordnungen über das Hypo-
thekcnbuch (1808) und die Collocations-Ordnung § 8 11852)
übereinstimmen, eine Verpfändung wegen falscher Angaben und Unterschristen
nicht könne unkräftig werden, falls nicht böser Glaube auf Seilen des

Gläubigers im Zeitpunkt der Errichtung des Pfandtitcls nachgewiesen

sei, — eine Bedingung, welche im vorliegenden Fall selbst

klägerischer Seits nicht behauptet werde. Die Kläger könnten daher
das Pfandrecht nicht anfechten, sondern höchstens eine Entschädigungsklage

gegen den instrumentierenden Notar oder den Herrn Ad. Herzog
als unbefugt sich einmischenden nv-potiorum Aostor oder beide
zusammen erheben. Eventuell für den Fall des UnterliegenS verlangt
Beklagte Verfällung ihrer Litisdenunciaten, Notar vr. Schaub und
Adolf Herzog.

Die bcisen Litisdenunciaten unterstützen die Ausführung der

Beklagten und machen zu ihren eigenen Gunsten geltend, daß die Kinder
ökonomisch durch die Verpfändung nicht geschädigt worden seien,

vielmehr auch ihre Lage durch den Credit der Handeisbank gebessert worden

sei. Eventuell machen sie Ausstellungen gegen den Betrag der

geforderten Summen. Für den Fall der Verurtheilung behalten sich

beis gegenseitig den Regreß auf einander vor
Das Civilgericht Basel durch Spruch vom 3. September 1867 in

Würdigung dieser verschiedenen Thatsachen und der Rechtsgründe
wies aber dies Begehren der Kläger ab, unter folgender Auseinandersetzung

seiner Gründe:
Es kann der Ansicht der Beklagten nicht beigepflichtet werden,

daß die fragliche Obligation, weil sie in das Hypothekcnbuch
eingetragen und ein an ihr haftender Mangel von der Creditorin nicht
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verschuldet sei, unanfechtbar geworden sei. Denn die §§ lt und 32
des Grundbuchgesetzcs finden jedesfalls schon darum keine directe
Anwendung, weil für diejenige Section, in welcher sich die belastete
Liegenschaft befindet, das Grundbuch noch nicht zur Verification
aufgelegt und genehmigt worden ist.

Eine analoge Anwendung dieser §§ aus die vor dem Grundbuch
entstandenen Hyvothecarverhällnisse findet aber in unserer frühern
Gesetzgebung keinen Anhaltspunct. Vielmehr weist der § 36» der

Gerichts-Ordnung, welcher Verpfändungen von Frauen- oder
Kinderliegenschaften durch den Mann oder die Eltern ohne den Willen der

Eigenthümer für nichtig und kraftlos erklärt, sowie die Vogtsordnung
II 4, (wonach „eine vom Vater etwa vorgenommene unbefugte Verkaufung

oder Verpfändung eines zum KindeSvermögeu gehörenden liegenden

Gutes zu allen Zeiten als ungültig, null und nichtig angesehen
und gehalten werden solle") welche Bestimmungen durch die spätere

Hypothekenbuchgesetzgcbung nicht aufgehoben wurden, — darauf hin, daß
eS nicht im Sinn und Geist unserer bisherigen Hypothecargesetzgcbung
liegt, eine Pfandurkunde und ein Pfandrecht schon deßhalb als
unanfechtbar zu erklären, weil den formellen Erfordernissen hinsichtlich
Eintragung in das Hypothekenbuch genügt ist. Und wenn dort
eigenmächtige Verpfändungen von Kindergut durch die Eltern als null und
nichtig bezeichnet werden, so muß dasselbe noch vieleher angenommen
werden, falls eine Verpfändung durch einen unberufenen Dritten unter
Anmaßung des Titels Vormund vollzogen wäre. Daran ändert auch

§ 8 der Collocations-Ordnung nichts, welcher blos vorschreibt, daß

die im Hypotbekcnbuch eingetragenen Obligationen collociert, mithin
von den Gerichtsämtern formell als gültig behandelt werden sollen,
unbeschadet einer etwanigcn Anfechtung durch Benachtheiligte wegen
materieller Ungültigkeit.

Es müßte daher aus dieser Rücksicht dem klägerischcn Begehren
entsprochen werden, wenn die von Seiten der Kläger zu Grunde
gelegte Annahme richtig wäre, daß der als Vogt für die Kinder Häfclin
auftretende und die Pfandurkunde unterzeichnende heutige Litisdenun-
ciat Herzog wirklich ganz unberufener Maaßen oder entgegen einem
bestimmten Gesetze diesen Act vollzogen habe. Dieser Anschauung
kann aber nicht beigetreten werden. Es ist unbestritten, daß die
St. Gallischen Behörden, obschon sie von dem Tode des Vaters Häfelin
Kenntniß erhielten, nichts thaten, um die Interessen der Kinder zu
wahren. Die Basier Vormundschaftsbehörden ihrerseits waren ihrer
ganzen Verfassung und Einrichtung nach nicht in der Lage, zu einer
Vogtsernennung zu schreiten. Daß man sich daher im gegebenen
Falle, wo es sich um eine Verfügung über Kindcrgut handelte, nach
einem Vertreter umsah, der die Stelle eines ordentlichen Vogtes
einnehmen könne, ist natürlich, und daß A Herzog auf den Wunsch der
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nächsten Anverwandten der Kinder und ihrer Mutter, sich dieser Aufgabe

unterzog, kann ihm um so weniger zum Borwurf gemacht werden,
als der letzte Schritt, wirklich Vogt in bester Form Rechtens zu wer-
den: die Bestätigung durch eine Bormundschaftsbehörde, ihm durch

die Weigerung St. GallenS und die Incompetenz der Basler
Behörden abgeschnitten war. Man kann darum nicht von unberufener
Einmischung eines Dritten reden und noch weniger die Nichtigkeit
der Verpfändung aus dem Mangel eines rechtsgültig bestellten Vogts
begründen. Dieß wäre nur dann richtig, wenn eine Vormundschaftsbehörde

vorhanden gewesen wäre, die zugleich den Willen und die

Bcfugniß gehabt hätte, die Vogtsernennung zu vollziehen, und mit
deren Umgehung A. Herzog sich zum Vogt aufgeworfen hätte. Dies
ist aber um so weniger der Fall, als vielmehr St. Gallen, von der

beabsichtigten Verpfändung in Kenntniß gesetzt, selbst erklärt hat, es

habe keinen Anstand gegen Ernennung eines Vogtes durch die BaSler
Behörde zu diesem Zwecke, und Herzog ohne Zweifel die förmliche
Ernennung von Basel aus erhalten hätte, wenn er sich an eine hicfür
zuständige Behörde hätte wenden können. Wenn man also festhalten
muß, daß im gegebenen Fall, wo keine Vormundlchaftsbehörde sich

der Sache annahm, die Vogtscrnennung, die nun einmal nöthig
erschien, so vollständig erfolgte, als sie überhaupt unter den vorhandenen
factischen Verhältnissen möglich war, d. h. durch Wahl eines Vogtes
Seitens der nächsten Anverwandten; daß die Bestätigung desselben

durch eine Vogtsbchörde nicht in Folge von <l»Ins oder Nachlässigkeit
des Vogts, sondern in Folge Weigerung derjenigen Behörde, die das

Interesse der Kn.der als ihrer Angehörigen zu vertreten hatte, unterblieb,

und daß endlich von evnipetcnter St. Gallischer Seite kein
Einspruch gegen die beabsichtigte Verpfändung erfolgte, obschon man davon
wußte, und deren Folge wohl zu beurtheilen im Stande war, so

ergiebt sich hieraus die Unanfechtbarkeit der fraglichen Verpfändung
als eines durch einen rechtlich zulässigen Vertreter abgeschlossenen
Actes gegenüber der 'Beklagten.

Des Weitern handelt es sich dann allerdings darum, ob A. Herzog
bei dieser Verpfändung seiner Vogtspflicht gehörig nachgekommen sei,
d. h. ob er den erforderlichen Fleiß in Wahrung des Interesses der

Vogtskindcr angewendet habe, oder ob wegen Saumsal in Wahrung
dieses Interesses ihm eine Schadenersatzpflicht obliege. Diese Frage
liegt außerhalb des dermaligen Klagantrages; sie könnte heule nur
entschieden werden, wenn der Litisdenunciat der Beklagten, A. Herzog,
von den Klägern mit einer Entschädigungsfordcrung direct belangt
wäre. Da dies nicht der Fall ist und auch klägerischerseits nicht in
dieser Richtung verhandelt und das den Klägern in dieser Hinsicht
vielleicht zu Gebote stehende Material nicht zu den Acten gebracht ist.
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so steht sich das Gericht nicht befugt, hierüber jetzt schon seinen
Entscheid zu fassen.

(Directe Mittheilung.)

28. Umfang der Theilungspflicht. (Bern.)
Zn dem Civilgcsetz von Bern finden flch folgende Bestimmungen!
Satz 518 Hinterläßt eine Mutter Kinder aus verschiedenen Ehen,

so find — ihre sämmtlichen Kinder Notherben für das Vermögen,
welches fie seit der letzten Theilung erworben (527) mit Ausnahme des

in der Satz. 523 bestimmten Erbfalles.
Satz. 523. Hinterläßt ein Ehemann eine Ehefrau und nur Kinder,

die er mit derselben erzeugt, so ist seine Ehefrau sein Notberbe, jedoch

mit Vorbehalt des Theilungsrechtes, wenn sie in eine fernere Ehe
tritt (528.)

Satz. 528. Die Theilung des elterlichen Vermögens wird
fällig t> wenn die Mutter zu einer fernern Ehe schreitet. —

Auf diese Bestimmungen gründete der Appellations- und Cassa-

tionshof von Bern einen Schiedspruch vom 12. Mai 18S5 in folgendem

Nechtsfall.
Die Witwe des Bendicht Walther wollte zu einer dritten Ehe

schreiten.
Aus ihrer ersten Ehe mit Johann Walther war ihr eine Tochter

Anna Maria geboren worden. Mit dieser hatte fie vor Eintritt in
die zweite Ehe auf Grund der Satzung 528 gehörig getheilt.

Aus der Ehe mit ihrem zweiten Manne giengen keine Kinder
hervor Nach seinem Todte beerbte fie ihn und später ihre eigene

Mutter.
Nun entstand bei ihrer Verlobung mit dem dritten Manne). Brönni-

mann die Frage, ob die Tochter erster Ehe Anspruch auf neue Theilung

mit der Mutter habe und bejahenden Falles, ob die Tochter
auch das Vermögen des zweiten Ehegatten in Theilung ziehen dürfe?

Beide Fragen bejahte der erwähnte Schiedspruch
in Betracht

1) daß für die Beurtheilung der im Evmpromiß aufgestellten
Streitfragen die Satz. 518 und 528 C. Regel machen;

2) daß steh aus Satz. 518 ergiebt, daß dasjenige Vermögen, welches
die Mutter seit der Theilung erworben, und zwar, da das Gesetz

keinen Unterschied und keine Ausnahme bezüglich dieses Vermögens
macht, sowohl das von ihrem zweiten Ehemanne erheirathete (wenn
aus zweiter Ehe keine Kinder vorhanden sind) als das ihr von der

Mutter zugefallene elterliche Vermögen, dem Kinde aus erster Ehe
nothcrbrechllich verfangen ist, und dasselbe daher die Mutier neuerdings

zur Theilung anhalten kann, wenn auf diesen neuen Vermögens-
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erwerb eine Thatsache eintritt, welche die Mutter theilungspflichtig
macht;

3) daß, nach Satz. 528 E. die fernere Verheirathung der Mutter
eine solche Thatsache ist, und diese Theilungspflicht der Mutter bei

jeder weiter» Wicderverheirathung eintritt, da das Gesetz von der

fernern Ehe spricht und die Theilung den Zweck hat, die Mutter,
die sich unter die Gewalt des fernern Ehemanns begiebt, gegenüber
den Kindern aus früherer Ehe von der notherbrechtlichen Vcrfangen-
heit frei zu machen, beziehungsweise diese letztern für ihre Ansprüche
auf das dannzumal vorhandene elterliche Vermögen abzufinden;

4> daß diese Theilungspslicht der Mutter bei ihrer dritten Ver.
heirathung in dem Fall, wenn Kinder aus zweiter Ehe
vorhanden sind, nicht bestritten ist, da für diese Kinder zweiter Ehe
die Theilung des Vermögens der Eltern durch den Tod ihres Vaters
und die Verheirathung ihrer Mutter nach Satz. 52Z, welche auf
Satz 528 hinweist, fällig wird, nun aber der Umstand, daß aus zweiter

Ehe keine Kinder vorhanden find, das Verhältniß nicht ändert,
indem das Kind aus erster Ehe sein Theilungsrcchl nicht aus dem

Vorhandensein von Kindern zweiter Ehe ableitet, sondern (wie auch

die Kinder zweiter Ehe) ans der Wicderverheirathung der Mutter
und aus seinen notherbrechtlichen Ansprüchen — Ansprüche, welche

sich auf Satz. 5l8, wie die der Kinder zweiter Ehe auf Satz. 523 C.

stützen — auf deren Vermögen;
5) daß endlich der Ausdruck „elterliches Vermögen" in

Satz. 528 C. nicht nothwendig voraussetzt, daß väterliches und mütterliches

Vermögen zur Theilung gelangen müsse, da auch da, wo die

Mutter von ihrem Manne gar nichts ererbt hat, oder wo sie nach dem

Tode desselben Vermögen ererbt hat, oder die Ehe geschieden worden,
oder der Ehemann vcrgeltstagt ist, im Fall der zweiten Heirat der

Theilungsfall nach Satz. 528 C. unbestrittcncrmaßen vorhanden ist,
obgleich in diesen Fällen ihr ausschließliches Vermögen in die Theilung

fällt.
(Zeitschrift des bernischen ZuristenvereinS n. F. II, S. 53 ff.)

29. Theilung einer Familicnstiftung „Familienkifte." (Bern.)
Durch Testament vom 23. August 1828 und Nachträge vom

2. October l833 und 2. Juni l83K hatte Ulrich Schmocker zu Unter-
secn eine Summe von t2,W0 Pfd. vcrmächtnißweise ausgesetzt, um
ans dem Ertrag einen männlichen Angehörigen des Stammes Schmocker

„in eine Lehre thun" zu können.
Am lt. Juli l83b starb der Testator und das Legat fiel unter

gesonderte Verwaltung.
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Am 6. Mai 1837 erließ der große Rath von Bern ein Gesetz'

wodurch die Bestimmungen des alten Rechts vom 8., 13. und 22. April,
18. und 2l. November 1740 über Familienstistnngen als mit der

Verfassung unvereinbar erklärt, einstweilen zwar Stiftungen unter dem

Betrag von zweimalhunderttausend Bernpfunden als gemeinschaftliches

Vermögen aller Zweige eines Geschlechts, das denselben Namen und
dasselbe Wappen führt, unter den Schutz der Gesetze nimmt und für
spätere Stiftungen ähnlicher Art die Bewilligung der obersten Landcs-

behörde vorbehält, vom Erlaß des Gesetzes ab aber jeder „Miteigenthümer"

an dem Vermögen einer Familienkiste das Recht erhält, aus
der Gemeinschaft zu treten und den ihm gebührenden Antheil heraus'
zuverlangcn.

Diesen Antheil traten später zwei Angehörige der Familie Schmockcr

an Dritte (Nichtgcnosscn) ab. Einer der Cedenten starb im Jahr
1858, der andere 1859. Am 20. October beschlossen die sämmtlichen

Mitglieder der Familienkiste deren Theilung. Von den Cesstonaren

war der eine nicht erschienen, der andere aber als nicht berechtigt durch
einstimmigen Beschluß der Familiengcnossen von der Versammlung
und dem Stimmrecht ausgeschlossen.

Nun verwahrten sich die Ausgeschlossenen ihre Rechte, bis über
ihre Ansprüche entschieden sein werde.

Ein Carl Schmocker verlangte den Betrag sämmtlicher Interessen
des Gutes der 12,090 Pfund für seinen Sohn, der seit 28. März 1801

die Secundarschule zu Untersten besuchte, bis zu Vollendung seines

22. Altersjahres.
Diese Ansprüche wurden rompromißweise vor den Appellations-

und Cassationshof von Bern gebracht, welcher seinen Schiedspruch am
11. October 1802 dahin erließ:

I. daß die Auftheiluug des fraglichen Legatgutes von den Betheiligten

am 20. October 186t grundsätzlich beschlossen wurde, mithin
der Theilungsfall auf diesen Tag eintritt;

daß somit bloß diejenigen Nachkommen des Mannsstammes Schmocker
erbberechtigt sein können, welche beim Eintritte des Thcilungsfalles
entweder am Leben oder bereits gezeugt waren (Satz. 1» C vorausgesetzt,

daß sie innerhalb zehn Monaten, vom 20. October 1801 hinweg

zu rechnen, lebendig und lebensfähig zur Welt kommen;
daß in Bezug auf die Benutzung des Legatgutes für die Zeit vor

dem 20. October 1801 die Bestimmungen des Testators einzig Regel
machen und zur Anwendung kommen können.

Auf Grund dieser Auffassung wurde die Berechtigung der
Personen des MannSstammes Schmockcr von Unterseen zur Veetheilung
des Legats von 12,000 Pfd. anerkannt (unter Vorbehalt von Dritt-
mannsrechten), und zwar so, daß als Datum, an welchem der
Theilungsfall eingetreten, der 26. October 1801 angenommen und alle an
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diesem Tage lebenden oder l» Monate nach demselben lebend und
lebensfähig zur Welt gekommenen Nachkommen des Mannsstammes
Schmocker als nach Köpfen zu gleichen Antheilen berechtigt erklärt
wurden; ebenso soll es mit dem ans den Zinserträgnissen der Stiftung

seither vorgeschlagenen Vermögen, jedoch unter Vorbehalt der
nachfolgenden Dispositionen betreffend Carl Schmocker, gehalten sein.

II. In Betrachtung:
1) daß Carl Schmocker seinen Sohn Carl seit dem 28. März

1861 in die Secundarschule von Untersten geschickt hat;
2i daß er deshalb das Schulgeld bezahlen mußte und sonstige

Auslagen hatte;
3) daß er das ZinSerträgniß wiederholt reclamierte;
4) daß jedoch die Bestimmungen in der letzten Willensvcrordnung

bezüglich der Verwaltung der Zinse nur bis auf den Zeitpunkt des

Theilungsfalles Anwendung finden können;
wurde dem Carl Schmocker das ZinSerträgniß der 12,000 Pfund

für die Zeit vom 28. März bis 26. October l86l zugesprochen; für
eine längere Zeit dagegen nicht.

III. In Betrachtung!
I) daß vor dem Theilungsfallc das Sliftungsgut als Gesammt-

eigenthum des Mannsstammes Schmocker zu betrachten war;
2> baß dieses Gcsammteigenthum erst mit dem Theilungskalle den

Charaeter von Mileigcnthum annahm;
3) daß nach der Idee des Gesammtcigenthums die Rechte der

einzelnen Berechtigten mit ihrem Tode auf die Gesammtheit über-
giengen;

4) daß somit vor dem Theilungsfalle denselben nicht ideelle Theile
»standen; —

wurden die vor Eintritt des TheilungsfalleS ergangenen
Abtretungen von Antheilen an der Familienkiste als für die Theilungs-
contrahcnten unverbindlich erklärt, die beiden Cesfionare somit mit
ihren Ansprüchen abgewiesen.

iZeitschrift des bernischen Iurlsteuvereins n. F. I, S. 186 f.)

ZV. llvnolieium Inri ntnrü. Lvcale Entwicklung des gemein¬

rechtlichen Instituts (Basellandschaft.)

Die in Aasclland als Civilgesetz geltende Landesordnung vom
Jahr I8l3 enthält in ihrem § 2ll4 folgende Bestimmung:

„Was die Anskündigung eines Verstorbenen betrifft, dessen Masse

nicht in ein Falliment gerathen, so heißen solche auch freiwillige Aus-
kündungen.
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Da aber dadurch rechtmäßige Schulden nicht getilgt werden,
so wird den Erben gestattet, sich um eine peremtorische Frist, d. i.
um die Bewilligung bei E. E. Rath zu melden, den Verstorbenen
bei Srafe der Ausschließung fur die, so ihre Anforderung
nicht eingeben, auskünden zu lassen."

Der Sinn dieser Stelle kam, so einfach er aus dem Wortlaut
hervorzugehen scheint, in folgendem Falle zur Streit-Erörterung.

In der Erbschaft der Witwe Buser in der Weid bei Zpfen fand
sich eine Handschrift auf Hans Jacob Tschovp, Schuhmachersjoggi
daselbst, im Betrag von Fr. 151), >Z. ck, l2. Januar 1852, verzinst vom
Schuldner bis 13. Juni 1861. Nach dem Tode der Witwe Buser
gelangte dieser Titel an Mathias und Johannes Müller von Eptingen
und später an den ersten allein, für welchen dessen jetziger Vogt,
Mathias Schmutz bei Eptingen, die Einforderung dem Geschäftsmann
Rolle in Lausen auftrug.

Der Schuldner war nemlich im Frül jahr 1862 gestorben und
durch Amtsblatt vom t2. Mär; gl. I. mit Bewilligung des Regierungsrathes

vom 6. März sub beneiieio ivvenlsrn ausgekündet worden.
Die Auskündung ruft alle diejenigen auf, welche wegen Schulden,
Bürgschaften oder irgend etwas Andern, rechtmäßige Anforderungen
zu machen haben, solche innert den nächsten sechs Wochen vom 15. März
1863 au bei Strafe der Ausschließung bei der Bezirksfchreiberei Liestal
anzumelden.

Hinsichtlich der oberwähnten Forderung des Mathias Müller
erfolgte in dieser Frist bei der Bezirksfchreiberei keine Anmeldung.

Nach Abschluß des Inventars gelangte nach Bescheinigung der

Amtsstclle an die Erben des ausgekündeten Tschopp noch ein nicht
ganz unbeträchtlicher Vermögensüberschuß.

Am 6. Februar 1865 erhob der Beauftragte des Creditors
Betreibung gegen diesen Erben auf Ausbezahlung der Forderung von

Fr. 15». — Der Beklagte stellte aber die Forderung „unkannt«. Nach
üblichen Präliminarien ist am 12. Januar 1866 durch Bezirksgericht
Liestal Beklagter zur Bezahlung der geforderten Summe sammt Zinsen
und Kosten verfällt worden.

Am 18. gl. Monats wurde die Appellation gegen dieses Urtheil
vom Beklagten eingelegt.

Derselbe beruft sich auf § 2«g der Landesordnung, wonach die

Auskündungcn sub denolicio iuventsrii peremtorisch wirkcn, und auf
den mit dem Gesetz übereinstimmenden Wortlaut der Auskündung des

Schuldners, wodurch diese Forderung nicht mehr eingeklagt werden
könne.

Der Kläger und mit ihm das Bezirksgericht Liestal anerkennt,
daß Kläger sich nicht mehr gültig zur Masse anmelden könne,
unterscheidet aber von der Zulässigkeit der Anmeldung die Rcchtsgültigkeit
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der Forderung selbst, welche nicht getilgt sei, somit zur Folge habe,
daß der Erbe immer noch hafte, soweit aus der Erbsmasse Etwas an

ihn gelangt sei.

Die zweite Znstanz, das Obergericht von Baselland, entschied am
K. Juli l86ö im umgekehrten Sinn").

Die Gründe dieses Spruches entwickelt ein ihm zu Grunde
liegendes Gutachten. Dasselbe sagt hinsichtlich des Ganges, den das

benelieium inventnrii in Basel genommen, Folgendes:
Der Sinn dieser Einrichtung ist ursprünglich sehr einfach.

Bekanntlich haftet ein Erbe, wenn er einmal angetreten hat, für alle
Schulden des Erblassers. Er haftet auch, wenn er mehr Schulden
«IS Güter erbt. Kr haftet mit seinem eigenen Vermögen.

DaS benetieium iiivenlarii soll nun diese Haftung unschädlich

machen. Darum heißt sie benelieium, Ncchtswohlthat. Er soll nie

mehr zahlen müssen, als er empfangen hat.
Wie aber der Erbe eine Gefahr läuft, so laufen eine andere die

Gläubiger und Legalare eines Erblassers. Der Erbe kann vom
Vermögen des Erblassers unbemerkt Vieles unterschlagen und damit haftet
er nur für eine kleinere Summe, als er wirklich empfangen hat.

Diese Gefahren sollen nun ausgeglichen werden. Der Erbe muß,
wenn er gegen die Gläubiger und Legatare geschützt sein will,
ungesäumt nach dem Tode des Erblassers ein Inventar über alle vorhandenen

Güter des Erblassers errichten und zwar unter Mitwirkung
einer öffentlichen Person und von Zeugen, auch von Gläubigern und
Legataren, und muß schließlich auf sein Gewissen bezeugen, daß das

Inventar das ganze Vermögen enthalte. ^ So ist die Gefahr der Gläubiger

beseitigt.
Hat der Erbe das gethan, so haftet er dann aber auch nur für

den Ucberschuß des Gutes über die Schulden hinaus.
Das war also der doppelte Gedanke:

1. Schutz des Erben, daß er nicht mehr zahlen müsse, als er

empfing;
2. Schutz der Gläubiger und Legatare, daß sie nicht weniger em¬

pfangen, als der Schuldner hinterließ.

In deutschen Landen wurde diese Bchandlungsweise der Erbs-
schuldcn festgehalten, ja im Allgemeinen war man der Haftpflicht der
Erben eher entgegen. Vgl. Mittcrmaier Grundsätze § 4l>7, wo auch
die Quellen angegeben sind.

Wie sich die Sache bei uns machte, ersehen wir aus:
t. dem Gesetz vom 24. September tK48 (Rechtsquellen von Basel;

Band I, S. üb» f.);
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2. der Gerichtsordnung von 1713 (Rechtsquellcn u. s. w. Band I,
S. 83» f.) ;

3. der Landesorduung von 1757 (Nechtsqucllcn u. s. w. Band II,
S. 36»f.);

4. der Landesordnung vom 1813 §. 204.

I. Die erste umfassende Bestimmung über den Erbvcrzicht und
das benelieium und über deren Voraussetzungen und Folgen enthält
das Gesetz vom 24. September 1648.

Zwei Punkte sind hier besonders erheblich,
1. Die Erweiterung des Jnventarbegriffs und
2. die Ausdrücke über den Sinn des benotn ium,
nil 1. Das alte Recht redet von einem Inventar, das der Erbe

aufnimmt. Er soll wohl eine öffentliche Person zuziehen und sogar
Creditoren und Legataren eine Mitwirkung dabei gewähren. Aber
woher weiß er, wer die Creditoren seien? Dazu bietet das Inventar
ihm keine Mittel. Findet er sie nicht in den Scripturen der Erbschaft
oder melden sie sich nicht selbst, so weiß er sie nicht. Das Haben ist
vollständig, aber nicht das Soll, Das Inventar entbehrt eines rechten
Abschlusses, Darum ordnet nun das Gesetz von 1648 an, daß die

Gerichlsschreiberei nicht nur alle vorhandenen Hab und Güter
aufschreibe, sondern auch,

„der Gegenschulden halber Zedul in alle Zünft und
Gesellschaften verfertigen lasse."

Gegenschul den sind Ansprachen an den Er b l asser. Und
die „Zünft und Gesellschaften" sind die Orte, wo die Bürger täglich
sich zusammen zu finden pflegen.

Wenn man darum Etwas bekannt machen wollte, so geschah dies

durch Anschläge am Rathhaus, am Rheinthor, auf den Zünften und
Gesellschaften. Und so fordert das Gesetz von 1648 auch die Creditoren
durch Anschlagzettel auf, sich mit ihren „Gcgenschuldcn", mit ihren
Ansprüchen an den Verstorbenen bei der Gcrichtsschreiberei zu melden,

ack 2. Die Ausdrücke über den Sinn des bonslleium inveotsrii
sind in diesem Gesetz theils positiv, theils gegensätzlich oder negativ
gewählt. Es ist nicht nur gesagt, was geschehen solle, wenn das

beveficium ergriffen wird, sondern auch was geschehe, wenn es nicht
ergriffen wird.

Zuerst — in dem Abschnitt vom Erbverzicht — wird gesagt, was

geschieht, wenn das beuetieium nicht ergriffen wird, Dann tritt der
Erbe „ohne Mittel" an oder er verzichtet. Eines von beiden. Als
Folge des Antretens wird angegeben, daß er „den Schuldgläubigern
und andern Ansprechenden umb ihre völlige Prätension und Forderung

Red und Anwort zu geben pflichtig und verbunden sein — soll,"
Dann ist aber noch eine dritte Möglichkeit vorhanden. Und von

dieser spricht in dem gleichen Gesetz der Abschnitt vom Inventar, Da
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là gesagt, daß wenn nach Aufnahme des Inventars ein Erd —
antreten zu wollen erklärt, derselbige — „alsdann der Schulden halber,
so man außer dem Erd zu bezahlen pflichtig, ein mehrerS nicht,
dann in angeregtem Inventario begriffen, obgleich nachgehends
sich andere Schulden herfü rlhun wurden, Ned und Antwort zu
geben schuldig sein, sondern bei seinem Inventario geschützt werden"

solle.
Dies kann nun zweierlei heißen.
Es kann heißen, der Erbe, weicher snli konelieiu inventsrii

angetreten, hafte mit mehr Vermögen, als im Inventar begriffen, also
mit dem Seinen nicht.

Es kann aber auch heißen, der Erbe, welcher sub Iwneiieio in-
veotnrii angetreten habe, hafte für mehr Schulden nicht, als im
Inventar angegeben seien.

Für die erste Auslegung spricht die ursprüngliche Absicht und
der im gemeinen Recht verstandene Sinn dieser Einrichtung und auch
der Gegensatz mit dem Schluß des vorangehenden Abschnittes, daß wer
„ohne Mittel" angetreten, den Schuldgläubigern — umb ihr völlige
Prätension und Ansprach, Ncd und Antwort zu geben schuldig sein soll.

Kür die zweite Auslegung spricht der Gegensatz, der in den

Worten ausgesprochen wird: „obgleich nachgehends sich andere
Schulden herfürlhun wurden."

Wie die Sache damals verstanden wurde, wissen wir nicht und
haben dafür bisher keine Haltpunkte.

II. Die zweite Bestimmung, die uns leitet, ist die Gerichtsordnung

für die Stadt von l7lS, in welche dieses Gesetz von IlU8 großcn-
theils wörtlich übcrgicng.

Aber doch sind einige Abweichungen bei dieser Uebertragung
eingetreten und zwar sehr wesentliche.

Die schon erwähnte Aufgabe der Gerichtsschreiberei, in die Zünfte
und Gesellschaften Zedul zu schicken, wird auch hier ausgesprochen,
aber folgendermaßen l

„daß der Gerichtsschreibcr auf das Förderlichste immer möglich
„Zedul in alle Ehrcnzünfte, Gesellschaften und sonsten, ausfer-
„tigen lasse, daß jenige, die an solche Verlasscnschaft Ansprach haben,

„innert den nächsten sechs Wochen in solcher Gcrichtsschrei-
„berei bei Verinst ihrer Prä tension und Ansprach sich

„geflissentlich angeben »nd specifier zeigen, was und wie viel
„sie zu fordern haben."

Es ist also hier wieder von den „Gegenschulden" oder „den Prä-
rensivnen und Ansprachen" die Rede, um die der Erbe Red und
Antwort zu geben habe. Es wird aber hier von „Verlust dieser

Prätension und Ansprach" geredet und kann kaum etwas Anderes darunter
verstanden sein, als T il g u ng der Ansprache. An ähnliche Folgen
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von Versäumnissen war man gewöhnt bei andern, damals hochgehaltenen

„Ansprachen", namentlich beim Zugrccht, welches auch verloren
gieng, wenn man in einer gewissen Frist es nicht anmeldete.

Es kommt aber noch hinzu, daß dann in Wiederholung der ältern
Sätze über die Folgen des Antritts ebenfalls ein verstärkender Zusatz
eintritt. Nach dem Satz, daß der Erbe bet dem Inventar solle
geschützt werden, heißt es nemlich weiter:

„Wann aber dem einen oder andern Creditoren, so mit den

„Unsrigen nicht concurriert, wegen weiter Entfernüß die Auskün-
„dung nicht wissent gemacht worden und solches erwiesen werden
„könnte, solle einem solchen Kreditoren der Regreß an den Erben,
„wann nemlichem nach Bezahlung derer Schulden, so sich angegeben,
„von der Erbschaft noch etwaS Vorschüssen thäte, vergönnt sein."

Es wird in diesem Zusatz ein Vorbehalt getroffen, wonach unter
Umständen auch derjenige Erbe, welcher sub booetieio angetreten hat
und also bei dem Jnventario geschützt werden soll, dennoch für Etwas
haften soll, was nicht angemeldet worden war, aber mit mehr nicht,
als er vom Erblasser nach Zahlung seiner Schulden empfangen hat.
Es ist also hier gerade die Frage entschieden, die im Jahr tK48
ungewiß gelassen wurde, nemlich, daß wirklich unter dem „Schutz bei
dem Inrentar" verstanden sei, der Erbe müsse nie mit dem Seinen
hasten. Aber dieser Vorbehalt ist an ganz genaue Bedingungen
geknüpft, nemlich diejenige, daß „dem Creditor die Auskündung
wegen weiter Entfern ü ß nicht wissend gemacht werde
und auch das erst noch nur dann, wenn ein solcher Creditor „mit
den unsern nicht concurriert." WaS bedeuten nun diese

Beschränkungen?

DaS erkennen wir durch Erinnerung an die früher geltenden
Sätze über die Rechte der Gläubiger im Concurs.

Bekanntlich erhielten die Auswärtigen darin nicht pro rsts ihren
Antheil, sondern allein was übrig blieb, nachdem die einheimischen

Gläubiger völlig befriedigt waren. Das hieß man: „die Auswärtigen
concurrieren nicht." ES gab aber einzelne befreundere Städte und
Gebiete, deren Angehörige ausnahmsweise gleiche Rechte mit den

Einheimischen hatten (concurrierten). Solche Ausnahmen bestanden durch
besondere Concvrdate. Durch diese wurde dann auch verabredet, daß

man ihnen die «uskündungen auch zuschicke, gerade wie zu Basel in
die Zünfte. Außer diesen „concurrierenden" Creditoren gab es auch

solche, die ohne Auskündung, vielleicht durch Scripturen oder sonstwie
bekannt wurden, ohne daß leicht eine Anzeige an sie gelangen konnte
oder nur mit unverhältnißmäßiger Auslage (gerade bei kleineren

Forderungsposten).
In Bezug auf dieses bestimmt nun die Gerichtsordnung:
Im Allgemeinen hat der Erbe, der das beuekeium genießt, auf

Zeitschrift f. schirciz. Recht. XVI. 1. (3) 6
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solche Ansprachen, die nicht in sechs Wochen von der Auskündung an

in der Gerichlsschreiberei angemeldet worden sind, einem später
auftretenden Creditor keine Rede noch Antwort zu geben.

Er hat auch keine Rede und Antwort zu geben dem Auswärtigen,
welcher die Auskündung vernehmen konnte, weil er einem Gebiet
angehört, in das die Auskündnngen geschickt werden („wenn er
concurriert").

Nur in dem einzigen Fall ist die unangemeldete Forderung
nach den sechs Wochen noch zulässig, wenn sie einem Gläubiger gehört,
dem die Auskündung „wegen großer Entsernüß" nicht konnte wissend

gemacht werden.

Aber, fährt die Gerichtsordnung fort, auch in diesem einzigen Fall
haftet der Erbe diesem verspäteten Gläubiger nicht mit seinem sonstigen

Vermögen, sondern nur in soweit, als nach Bezahlung der
Erbschulden noch Etwas an ihn gelangt ist und für und um mehr
nicht.

Was nun das Gesetz von t6I8 unbeantwortet läßt, ist hier nach

beiderlei Seiten beantwortet, t) Der Erbe, der das bsveiieium
genießt, haftet für später gemeldete Forderungen nie für mehr, als an

ihn gelangte, nie mit dem Seinen. 2) Der Erbe, der das benekeium
genießt, haftet aber selbst in diesem beschränkten Maaß nie anders,
als wo dem auswärtigen Gläubiger die Auskündung nicht bekannt
werden konnte.

III. Die dritte Bestimmung schöpfen wir nun aus der vom Notar
Schweighauser verfaßten Landesvrdnung von 1757.

Dieselbe beruht in vielen Hinsichten auf den Anschauungen unserer
Gerichtsordnung von t7l9. Sie hätte auch in dieser Hinsicht wohl
am besten diese Satzungen über Erbverzicht und beneiieium aufge.
nommen. Es geschah aber nicht.

Vielmehr spricht dieselbe von dem denelicium inveotnrü direct
nirgends, sondern nur beiläufig im Titel vom Erbverzicht sl. Titel
25), wo dem Erben aufgegeben wird, „wenn er sich um Viele der

Schulden willen zu sofortigem Antritt der Erbschaft nicht entschließen
könne," sagt sie:

Ein solcher Erbe solle auf das schleinigste ein Inventar der
Verlassenschaft errichten und „indessen" den Verstorbenen auskünden
zu lassen.

Mehr ist an dieser Stelle nicht gesagt.
Die Ergänzung dieser Lücke ist zu suchen in dem Abschnitt über

AuSkündungen (Abthl. II, Tit. t7), wo aber auch wieder genau
genommen diese Art der AuSkündungen (wegen ergriffenem beoelleium)
nicht erwähnt wird.

Aber es ist von den Auskündigungen überhaupt hier gesagt:
„Wenn nun eine solche Auskündung ergangen, so wird mäoig-
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„lich gewarnt, daß sich Niemand mit der Angcbung versäume,
sounder» innert der bestimmten Zeit von dem Dato der Auskündungs-
„zielen an sich gebührend angebe, massen nach verflossenem Termn
„die Bücher geschlossen sein, und Niemand mehr angehört werden

„solle, er könne denn vor behorigem Nichter
rechtmäßige Entschuldigung se i ner V erzögerun g halten
„und ein Urtheil auswirken, daß er an noch
anzunehmen sei,"

Also nicht, wie in der Gerichtsordnung, bestimmt begrenzte
Ausnahmen, sondern offene Hand für den Richter, wie er es halten wolle.
Dieser Richter konnte die besondern Umstände des Falles erwägen
und dabei sollte es dann bleiben.

Ein merkwürdiger Zufall lehrt uns einen Fall kennen, in dem

gerade wir dieselbe Frage verhandelt finden, die heute das Ober-
gcricht wieder beschäftigt und wir wissen auch, wie der Nichter auf
Grund obiger Bestimmung urtheilte.

Der Fall ist folgender:

Die Erben des H. Thommen von Arisdorf hatten diesen «üb

beoekeio auskünden lassen. Einer seiner Creditoren, B. Strubin von
Liestal, hatte sich für eine Forderung von 48 Pfund zu melden
versäumt. Da die Erben seine Nachforderung zu zahlen weigerten, ging
derselbe den Nichter (das Gericht zu Arisdorf) an, der ihn aber mit
seinem Begehren abwies.

Der Fall war der Summe nach nicht appellabel. Der Abgewiesene

ließ sich dies aber nicht anfechten und brachte nichts destoweniger die

Sache an den Rath zu Basel, der mit Untersuchung derselben seine
Lank-commission beauftragte. Diese brachte darüber ein Bedenken ein,
das dahin gieng : „Obschon die Summe nicht appellable, so finde man
billig, daß wegen übel verstandener obiger Stelle (von Auskündungen)
d.m sinkenden Recht beigesprunge» werde und,

weil kein Erbe aus einer Nerlassenschaft Vortheil ziehen könne,
bis die Schulden bezahlt seien, indem das benekeium inventsrii die

Erben nur vor Verlust verwahre und die Creditoren, so sich nicht
angeben, nur von der Collocation, nicht aber von ihrem „gänzlichen

Recht" ausgeschlossen sein sollen, welches auch der Sinn der
Landcsordnung sei,

und endlich, weil auch dieser Schuldner unter verschiedenen
Namen Schneider und Weber beschrieben sei, welches Anlaß zu
Zrrungen gebe,

so werde einhellig angerathcn, der Erbe des Herrn Thommen
zu Bezahlung des eingeklagten Capitals von 4ü Pfund sammt
Interessen anhalten zu lassen."

Auch der Rath erkannte (am l4. September l782), es solle durch-
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aus nach dem Beschüß dieses Bedenkens verfahren werden. (RechtS-
quellen von Basel. Band tl. Note auf Seite Zkl.)

Wollte man also von einer richterlichen Praxis reden und
könnte dieselbe aus einem Spruch abgenommen werden, so wäre aus
diesem Fall zu entnehmen, daß der Nichter die Präcluflvnatur der
Auskündung festhielt.

Das ist aber allerdings leicht möglich, daß wenn der Rath mit
einem ganz unzulässigen Vorgehen diesen Spruch aufhob, in ähnlichen
Fällen die Gerichte kaum wagen durften, durch Aufrechterhaltung
dieser ihrer Auslegung ihm entgegenzutreten.

IV. Die vierte Bestimmung und diejenige, welche hier zunächst
entscheidet, ist der § 2»1 der Landesordnung von 18 lZ.

Eine Praxis, weiche sich vox I8l3 an die alte Fassung dex

Landesordnung angeschlossen haben mochte, kann darum natürlich zu dessen

Auslegung nicht weiter verwendet werden. Wir müssen also auf
selbstständige Weise dessen Sinn zu ermitteln trachten.

k. Rechtliche Erörterung des Art 2111 der Landesordnung.
Derselbe lautet:

„Was die Auskündung eines Verstorbenen betrifft, dessen Masse

„nicht in ein Falliment gerathen, so hießen solche auch freiwillige
„Auskündungen.

„Da aber dadurch rechtmäßige Schulden nicht getilgt
werben, so wird den Erben gestattet, sich um eine peremtorische
„Frist, daß ist nun die Bewilligung bei K. E. Rath zu melden,
„den Verstorbenen bei Strafe der Ausschließung für die,
„so ihre Anforderung nicht eingeben, auskündcn zu lassen."

Der Sinn dieser Fassung scheint nun vollkommen unzweideutig.
Es ist bekannt, daß Niemand seine Erblasser gerne „unter dem

Boden fallit macht." Es ist aber ebenso bekannt, daß jeder Erbe gern
wüßte, woran er mit dem Erbgut ist. Beides zusammen hat die

freiwilligen Auskündungen hervorgebracht, wodurch der Erbe hofft
und trachtet, einerseits die Lasten der Erbschaft zu erfahren, und anderseits

dem Verstorbenen eine Makel zu ersparen. Diese Makel wird
nämlich auf ihn gewälzt, wo man bemerkt, daß der Erbe eine mißliche
Vermögenslage fürchtet und deßhalb Alles thut, um mit Sicherheit

den Stand der Masse kennen zu lernen. Das allein sichere

Mittel ist das benekieium inventsrii. Dasselbe unterscheidet sich von
der sog. „freiwilligen" Auskündnng dadurch, daß diese eine

Halbheit bleibt, eine einfache Verwaltungsmaßregel, um möglichst bald

zu Bereinigung der Masse zu kommen. Freiwillig heißt diese

Auskündung also, nicht weil dem Erben nicht auch frei stände, das bevo-
Lcium zu ergreifen, sondern darum, weil diejenigen, welche sich melden,

dieses nicht thun müssen, sondern „freiwillig" thun. Solche

Wendungen sind nicht selten in der Sprache. Eine „freundliche Bitte"
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ist nicht die Bitte eines Freundlichen, sondern an einen Freundlichen;
eine „gefälligste" Anfrage ist nicht die Anfrage eines Gefälligen,
sondern a n einen Gefälligen; ebenso ist eine „freiwillige Auskündung"
nicht die Auskündung von Seite eines solchen, der die Wahl dazu

hat, sondern an einen solchen, der die Wahl hat, sich zu melden oder
nicht, ohne daß er bei der Nichtanmeldung etwas verliert.

Die Landesordnung führt nun als Thatsache an, daß Verstorbene,

deren Masse nicht in ein Falliment gerathen, gewöhnlich
„freiwillig" ausgekündet werden. Sie tadelt diesen Weg nicht und mahnt
davon nicht ab. In der That bestehen ja heute in der Landschaft
diese „freiwilligen" Auskündungen noch immer.

Aber sie sagt: da nnn durch solche Auskündungen rechtmäßige
Schulden nicht getilgt werden, so werde den Erben gestattet, „perem-
torische Fristen" bei dem Rathe zu begehren.

Was heißt eine „peremtorische" Frist? Eine Frist mit Til-
gunaskraft oder mit Strafe der Ausschließung.

Ilnd waS wird als Zweck des Begehrens an den Rath bezeichnet?
Eben das, wa« man nicht erreichen kann mit der freiwilligen
Auskündung, nämlich daß rechtmäßige Schulden sollen, auch rechtmäßig,
getilgt werden. Rechtmäßig werden aber eben Schulden außer der

Zahlung nur getilgt durch Ablauf von Fristen, die zu ihrer-Einfor-
dcrung gesetzt sind. Und solche Fristen sind hinwiederum nur
rechtmäßige, wenn der Rath zu ihrer Aufstellung die Ermächtigung
ertheilt, oder wenn sie das Gesetz vorausbestimmt. Das Gesetz bestimmt
sie bei der Verjährung lLandcsordnung Th. II, Tit. 21); der kleine

Rath ertheilt die Ermächtigung zur Anwendung da, wo in kürzerer
Zeit die Fristen sollen peremtorische Kraft üben.

So ist nun offenbar der einfache Sinn der Bestimmung des § 204

folgender:
Die Auskündungen eines Verstorbenen können mit einem Falliment

verbunden sein.

Sie können auch „freiwillige" sein. Sind sie das, so haben sie

keine peremtorische Kraft, tilgen rechtmäßige Schulden nicht
Sie können aber auch vom Rath bewilligt werden. In diesem

Falle tilgen sie auch rechtmäßige Schulde», weil der Rath
peremtorische Fristen bewilligt hat. Diese Frist ist peremtorisch, weil sie

bei Strafe der Ausschließung für die oder vielmehr gegen die erfolgt,
so ihre Anforderungen nicht eingeben.

Was nun der klare unzweideutige Wortsinn der Landesordnung
mit sich bringt, das ist auch nicht nur formell, sondern wirklich recht.

Man muß, um davon sich zu überzeugen, wieder auf den einfachen,
ursprünglichen Gedanken, der ^n dieser Sache leitete, zurückgehen.

Der ursprüngliche Gedanke des bsnoinium war, nach dem Oben-
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gesagten, daß der Erbe nicht mit seinem Vermögen für Schulden des

Erblassers haften solle, baß er aber auch nicht aus dem Vermögen des

Erblassers etwas ziehen dürfe, so lange noch Schulden vorhanden
sind. Diese beiden Sätze sind auf'L engste verbunden und bedingen
sich gegenseitig.

Aber nicht nur den letzte» hat daS hiesige Recht aufgegeben,
sondern auch den ersten.

Wird das Iienvlieium Inventur» ergriffen und die Ermittelung
des Vermögcusstandcs crgiebt eine Ilcbcrschulduug, so ist es wohl
häufig, daß der Erbe verzichtet; es ist aber nicht Regel. Sehr häufig
tritt der Erbe an. Warum? Weil er die Ehre des Verstorbenen
schonen will; weil er die vorhandenen Schulden decken will.

Was heißt das nun, er trete an t heißt es, er zahle aus den

vorhandenen Activen, soweit sie reichen und zwar pr» rutu? Dann würde
allerdings eine Collocation erfolgen müssen. Nein, es heißt einfach,
er übernehme die augemeldeten, rechtmäßigen Schulden ganz und
ezahl sie, wo nöthig, aus den. Seinen. Dies ist unzweifelhaft der
Sinn des Autritts nach unsern Anschauungen. Der Erbe ist bei dem

Antritt behaftet. Die rechtmäßigen Creditoren, die sich gemeldet
haben, können gegen ihn mit Erfolg klagen.

Ist aber dem so, warum wird denn ein Erbe überhaupt das bene-
sseium verlangen? Will er ja die Schulden doch bezahlen, so wird er

ja das ohne benelieium auch können? Er thut es, weil er das mit
in Rechnung nimmt, daß er die Schulden, die nicht angemeldet sind,
nicht zu fürchten braucht; er hat sichere Rechnung.

Waö ist nun der Erfolg?
Er übernimmt die Masse, vielleicht in der Hoifnung, daß er eine

Liegenschaft oder einen dubiosen Posten, der niedriger angesetzt ist,

höher verwerthen könne. Kann er das, so ist er ohne Schulden
durchgekommen; kann er nicht, so muß er eben aus dem Seinen haften.

Wird er aber diesen Sprung wagen, wenn er denkt, auch wenn er

diesen Gewinn gemacht habe und es erzeige sich hinterher eine neue

Forderung, so werde er das gute Loos, das ihm gefallen ist, wieder

fahren lassen müssen?

Nein, er wird dann lieber verzichten.

Ist es nun wünschenswerth, baß diese gutwilligen Erben
abgeschreckt werden? Ist es zu wünschen, daß die Zahl der Erbsverzichte

vermehrt werde?

Will man aber das nicht, so muß man auch die versäumten

Anmeldungen nicht hinterher doch gelten lassen, zur Hinterthür hinein
nicht führen, wem die Vorderihür verschlossen ist.

(Directe Mittheilung.)
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32. Lenelieiitm imontnrii ohne die Wirkung der Einstellung
von Betreibungen. (Solothurn).

Am 2l. Januar >864 zog Ulrich Rastörfer für Fr. 733 pr. 2t. April
1864 einen Wechsel auf die Solothurnische Bank, welcher durch
Blancoindossemeut des Trassanten an Gustav Schaad in Biberist (Canton

Solothurn), von diesem anff Carli und hinwieder von diesem

an die genannte Bank zurückgieng. Am 22. April gl. I. wurde von
der Bank dieser Wechsel protestiert und darauf gegen Schaad der

Regreß erhoben, von diesem weiter zurück auf den Trassanten Rastörfer
gegriffen.

Nun war aber inzwischen Letzterer gestorben und am 2. April
über ihn im Amtsblatt das öffentliche Güterverzeichniß ausgekündet
worden, mit Eröffnung einer Meldungsfrist von zwei Monaten, also

bis 2. Juni gl. I.
Als nun auf Grund des Regresses Schaad am t4, Mai gl. I.

gegen die Erben des Rastörfer die Betreibung anhob, wurde das

Recht hiezu bestritten (unkannt gestellt), weil nach §§ 442. 438 des

CivilgesctzeS für die zweite Meldungsfrist Rechtsstillstand zu Gunsten
der Erben eintrete, namentlich aber auch, weil Kläger den Originalprotest

nicht einlege.
Der Negreßnehmer bcstritt die Statthaftigkeit dieser Gegengründe.
Wirklich wies auch am l. Juni >864 das erstinstanzliche Gericht

(Bucheggberg-Kriegstetten) die Verlassenschaft mit dieser Einwendung

ab, das Obergericht fand die zweite Einwendung gerechtfertigt —

In Betracht zwar allerdings in der Regel bei öffentlichen
Güterverzeichnissen nach § 438 C.-G., welcher den l. Januar >843 in
Wirksamkeit getreten ist, in Beziehung auf Betreibungen der im § 442 C.-G.
angegebene Sillstand eintritt;

In Betracht es aber nach § >33 der Wechselordnung, welche mit
1. Juli >837 in Kraft getreten ist, bei der Wechselerecution und im
Wechselproceß weder Rechtsstillstände noch Gerichtsferien gibt;

In Betracht ferner jedoch nach § 33 der Wechselordnung der
Regreßpflichtige, als welcher allerdings Rastörfer erscheint, wechselrechtlich
verpflichtet ist, spätestens am ersten Werktage nach geschehener Aufforderung

dem Negreßnehmer Zahlung zu leisten, wogegen dieser aber
den Wechsel und den Protest nebst einer quittierten Netourrechnung
auszuliefern hat, folglich im Besitze des Wechsel« und Protestes und
in der Verfassung sich befinden muß, dieselben ausliefern zu können;

In Betracht nun aber der Negreßnehmer, Appellat, nur im Besitze

einer zum Bericht ausgefertigten, vom >. Juni >864 datierten,
notarialischen Abschrift des Protestes vom 22. April >864 sich befindet.
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und folglich, wcnn man auch zugeben wollte, daß eine solche Abschrift
dem Originalprotest f§ 46 Wechselordnung), beziehungsweise der
Expedition oder einem Duplicate derselben gleichzusetzen sei, der Negreß-
nehmer zur Zeit der Zahlungsaufforderung resp, am Zahlungsverfall-
tage, welche offenbar der Betreibung vom 14. Mai >864 vorangiengen,
jedenfalls stch nicht im Besitze des Protestes bà d, da die Parteien
darüber einig gehen, daß zu jener Zeit die Origiualprotesturkunde
bereits vermißt wurde;

In Betracht unter diesen Umständen d'e Zahlungsverweigerung
wechselrechtlich vollkommen gerechtfertigt war

(Directe Mittheilung.4

33. Bedeutung des Ausdrucks „Ascendent". (Tessin).

Am 2l, April 1849 starb zu Meudrisio ein gewisser Alexander Soldati

unter Hinterlassung einer Witwe, einer Tochter erster Ehe, An-
tonietta, und zweier Söhne zweiter Ehe: August und Peter.

In seinem Testament vom 26. März 1849 hatte er die Tochter auf
den Pflichttheil gesetzt und das übrige Vermögen seinen Söhnen
August und Peter gegeben, mit Substitution des Einen auf Vorabsterben

des Andern.
Nun starben diese beiden Söhne nach einander noch im selben

Jahre 1849, der eine am 20. September, der Andere am 20. October,
und ihre Erbschaft sprachen jetzt einerseits der Großvater väterlicherseits

zu 2/4 an, anderseits ausschließlich die Mutter der verstorbenen
Kinder, Antonietta, geborue Bolzani, an, beide unter Berufung auf
Art. 452 des Tessiner Civilgesctzes, welches sagt:

Le il stefunto non üs Isscist» no fl^li no sllii fliscoixlonti, Is
successions si «lsvolvs poe tr» gusrti sxli aseeuiionti siolls linos ps-
terns e per un gusrlo s»Ii ssconclonti <>ells tines msterns.

ll'ascenffontv clio si trovs nol xrsilo piu prossimn cunseKuisco
Is parts asssANsts alls sus lines, s<l esclusione st, tutti xli altri.
Eli sseenstenti ilel mesissimo Arssio o nells meilesim» lines succe-
flooo per rspi^j.

Auf diese Bestimmung beriet sich die Mutter, mit Hinweisung auf
Art. ZZ4, welcher Vater und Mutter von den Ascendenten trennen^
und, wie es dem Sinne nach selbst Art. 452 thue, indem er die nächsten

am Blut die nächsten am Gut sein lasse.

Durch Gesetz vom Zl. Mai 1856 ist seither die Theilung zu
Hälften eingeführt, wie im französischen Recht.

Lrosti necesssri sono: — § 2. ll palles o ls msàrv e xli altri
ascooflenli paterni legitim!.
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Das erstinstanzliche Gericht, das Districtsgericht von Mendrisio,
folgte in seinem Spruch vom 20. November 1849 auch wirklich den

Schlüssen der Mutler.
Nicht so das Appellationsgericht in seinem Urtheil vom 13.

September 18501

Oonsistersnsto cüe In stenoiniosiiono sti sscenstento ricevuts nel
seoso oaturale e comuns eomprenste psstro v mastre, e come tsls s
ritenuts stalls leKAs, e ckisisniento sppars stalle psrole usats nexli
srticoli 451 o 455, e mexlio sncoro sts qusnto à stisposto stsl pro-
eestente srticolo 434*), il qusle esclusterekbo stslls successions IcAittims
il psstrs s Is inastre, so questi oon stovessoro vssere comprvsi trs
Ali sscenstenti;

Oonsistersnsto esse s quests ctiisrs est ovvis intelliAeov» stelln lex^o
non osts il stisposto stell'art. 334, il qusle stiedisrs eresti neeesssri
il psiiro v Is mastre, e quells sites persons silo qusli stslls leAAv s
sssexnats uns portions stell'vrestità, perche sppunto quests portions
s Is IsAittims, cioo Is melà psrto sti quello. cke ssrebbe loro per-
vonuto noils successions ivtestsle, o eke viene stsbilito in ssKuito
si titolo stells successions legitlims.

(kepertocio sti xurisprustoovs pstris, I, p. 457 ss.)

3-t. Vorzugsrecht des jüngsten Sohnes auf des Vaters Seß-
haus. (Bern.)

Bekanntlich hat das Berner Recht in seiner Satzung 545 des Civil-
geseybuches da« in der Schweiz**) auch sonst gangbare Vorrecht des

jüngsten Sohnes auf des Vaters „Säßhaus" oder „Herberg"
aufrechterhalten.

Als im Jahr 1864 Z. U. Christen starb, war sein jüngster Sohn,
Johann Niclaus, schon ihm vorangegangen und hatte vier noch

minderjährige Kinder hinterlassen. Der jüngste Sohn war also jetzt der

*) tz 45l. ^1 psstro, alls msstr» est a quslunqus »Itro sscenstent«

suecestono i tiAli e loro stiscenstenti etc.
§ 454. Le vi sono sseenstenli stells sols lines pslerns o vi »ooo

srstelli s sorolle etc.
§ 434. l,s lssssso ckiama all» successions IsKittima 1.«i stiscenstenti,

2.o xli sscenstenti, 3 ° i collstersli etc.

**) Zürich (erst im Stadterbrecht 1783. Bluntschli II, § 52);
Basel (Rechrsq. II, 88. 107); Luzern (Entlibuch, Rotenburg.
Segesser II, 528 ll. 3); Waadt (mit Unterscheidung von Stadt und

Land, Lehen und Eigen. Oontmnier à psxs ste Vsust. II. t. 29.1. Z.)
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vorletzte, Johann Jacob. Dieser erhob den Anspruch auf das
Vorrecht, Haus und Hof des Vaters um eine billige Schätzung an sich zu
ziehen. Die Geschwister und die Schwiegersöhne widersetzten sich dieser

Auslegung des Gesetzes.

Auch der Appellations- und Cassationshof durch Spruch vom
24. August 1865:

in Betrachtung!
I) daß das Borrecht des jüngsten Sohnes in Satz. 545 C weil

es eine singulars Ncchtsbestimmung enthält, nicht ausdehnend
interpretiert werden darf, sondern diese Satzung ihrer strengen Wortbedeutung

nach auszulegen ist;
2. daß für die Frage, ob und wer nach dieser Satzung als jüngster

Sohn des Erblassers legitimiert sei, der Zeitpunkt des Erbanfalles
Regel macht;

3. daß im vorliegenden Falle bei dem Kläger Johann Jacob
Christen diese Legitimation nicht vorhanden ist, indem die Söhne des

verstorbenen Niclaus Christen nach Satz. 52l> P. an der Stelle ihres
Baters eintreten, dieser Letztere also durch seine Söhne zu Theil geht,
und demgemäß für die Mitcrbcn, bez. für den Kläger Johann Jacob
Christen, vorhanden ist, so daß folgcweise, so wenig wie dessen

Vermögensrechte überhaupt, die Befugniß der Satz. 545 C. auf den Kläger

übergegangen ist;
4. daß die historische Entwicklung des Instituts mit dieser

Auffassung übereinstimmt, indem nach der Gcrichtssatzung (Satz. l6
fol. 157) beim Avrabsterben des jüngsten Sohnes dessen Kinder das

Vorrecht ausüben konnten und daraus, daß ihnen nach der heutigen
Gesetzgebung diese Bcfugniß entzogen ist, nicht folgt, daß nunmehr
ein Anderer dieselbe beanspruchen könne, zumal wenn das Gesetz dieses

Andern für diesen Fall nicht erwähnt.
(Zeitschrift des bernischen Juristenvereins, n. F. Il, S. 205 ff.)

35. Erbrecht im Conflict mit Concurs. (Appenzell a/RH.)

Ueber I. A. in Waldstatt brach Ende 1864 der Concurs aus.

Die Activa ergaben bei einer ersten Ausrechnung Fr. 240756. 35, die

Passiva Fr. 05445. 27. Nachher erfanden sich aber mehrere Activposten,

z. B. innerrhvdische Capitalbricfe als ganz wcrthlos oder doch nur
30 dch des Anschlags werth, Ausstände im Betrag von Fr. 35000 zu

a/, unerbringlich, viele Passivposten zu niedrig angeschlagen, im Ganzen

um wenigstens Fr. 5000», so daß spätere Berechnungen das Passiv

auf Fr. 5033. 31, noch spätere auf Fr. 6103. 07 brachten.

Die Liegenschaften waren nun nach Art. 7 des Gesetzes über das
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Concursverfahren vom 29. April 1860 und 28. April 186l an eine

Gant zu bringen gewiesen; eine Verwerthung ant freier Hand
verlangt die Zustimmung des Fallilen.

Verhandlungen der AusfallScommisston und des ihr beigeordneten
Curators mit zwei Tochtermännern des Falliten führten zu einem

Vertrag, wonach letztere den ganzen Massastatus gegen Vollzahlung
der Creditoren ohne Weiteres übernehmen sollten, welchem Abkommen
der Fallit beitrat.

Gegen diesen Vertrag erhoben ein Sohn in Herisau und ein dritter

Tochtcrmann in Waldstatt durch „landammannamtliche Gewalt"
Protest, welchen h. Standcscvmmission aufrechterhielt. So gelangte
die Frage an die Gerichte.

Die Einwendungen stützten sich aus die Behauptungen: s) der

wirkliche Werth der Activen überschreite den wirklichen Werth der

Passiven; b) dadurch seien sie, die Erben, in ihren Rechten geschädigt,
und zwar mit Kenntniß der Gegenpartei, so daß sich die Sache als

Betrugsversuch gualisiciere. Die Stelle des Erbgesetzes, auf welche die

Einwendungen sich beriefen, lautet: (Art. 13) »Solche Schenkungen
unter Lebenden oder Verträge, welche in der Absicht unternommen
werden, das Erbgesetz zu umgehen und einem Erben in seinem gesetzlichen

Erbrecht verhältnißmäßig erheblicher Maßen zu verkürzen, sind

unzulässig."
Mit genauer Verfolgung dieser Anklagen vertraten die Vertragsparteien

die Richtigkeit der Ansätze, ausgenommen derjenigen äuf Passivposten

n. 11.

Der kleine Rath hinter der Sitter (erster Instanz) hielt die
Protestation wirklich aufrecht; das Obergericht von Appenzell A.RH.
verwarf sie durch Spruch vom 16. April 1866

in Erwägung:
s) daß rechtlich ausgewiesen vorliegt, es habe sich Hr. Jacob A.

in Waldstatt Ende Januar 1864 in Concurs erklärt;
b) daß beim Eintritt eines Concurses der Concursant auf sein

Vermögensrecht zu verzichten und es in dieser Weise seinen

Gläubigern zu überlassen hat, d. h. der Gesammtbesttz desselben
als Eigenthum an seine Creditoren übergeht;

v) daß hieraus die natürliche Rechtsfolge abzuleiten ist, es müsse

der Creditorschaft das Recht zugestanden werden, in der Art
und Weise über das ihr zugefallene Gut zu verfügen, wie sie

es in ihrem Interesse am entsprechendsten erachtet, es sei denn
— im Falle einer Verwerthung aus freier Hand — daß diese

Vorlehnungen mit dem Willen des Concursanten, welcher mit
seinen Gläubigern sachbezüglich und nach der nunmehrigen
Sachlage als der alleinige Interessent erscheint, einig gehen;

st) daß nun die Creditorschaft es als in ihrem Interesse erachtet
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hat, mit Vertrag aus freier Hand und durch Abtretung des

Gesammtmassagutcs die Austragung der Massaangelegenheit zu

realisieren, — ein Vorgehen, zu dessen Nechtsbeständigkeit laut
Art. 7 des Concursverfahrens einzig die Zustimmung des Con-
cursanten gefordert wird, und eine Bedingung, der, rechtlich
nachgewiesen, ein Genüge geleistet ist;

e) daß überhaupt und nach allgemeinem Rechte die Klage auf
Verletzung bestehender Erbschastsrechte, welche hauptsächlich den

Anhallspunct zur Auflösung der Cession bilden soll, als eine

völlig grundlose erscheint, zumal nicht die mindeste Gewähr
auch nur für einen Rappen Ucbcrschuß vorliegt, und daß die

Zumuthung, als sei die Creditorschast pflichlig, das Verfahren
der öffentlichen Versteigerung einzuschlagen und damit
folgerichtig das Resultat zu riskieren, während sie durch das getroffene

Arrangement für vollständige Befriedigung geborgen ist,
mit dem natürlichen Rechte geradezu im Widersprüche steht und
jeglicher rechtlichen Haltbarkeit entbehrt;

s) daß das Resultat der Strafklage ein schwebendes und immerhin
der Art ist, daß dasselbe mit der heute zu lösenden Civilklage
in keiner Weise zusammenhängt und daher auf diese keinen

Einfluß üben kann, da durch dieselbe der Creditorschast keinerlei
Dvlus oder sonst rechtswidriges Vorgehen zur Last fällt.

(Directe Mittheilung.)

36. Erbrecht in ein Patronatrecht. (Tcssin.)

Am 27. März 18»6 unterzeichnete Antonio Quadri gen. Vigvtti
von Maglioso „Namens seiner Brüder Johann Baptist, Dr. Augustin
und Ambrosius Quadri" eine Erklärung, dahin gehend, daß

„essenflo per insoliere (teile cpiistioni sul possesso ciell'
oratorio «>i 8. Eiuseppo, per conservais la lmona armonia kra Is
flue kamixlis guaflri e Illepori, si «flfliveniva aofli appuvlsmenti
fli cm a fletta seritta tra li ciltaflini l'ratslli t)naflr> per una parte
efl il ciltsflino xiufliee I.oren20 Deport per i'a/tra e la ài lui moxlie
O, Oslterina nsts s)uafl>i" —

den genannten Lorenz Lexori und seiner Ehettau gestattet sei, von ihrer
Gartenseite her einen Eingang in diese Capelle zu brechen und einen

Bau für ihre Angehörigen da anzubringen,

„sen?a pero il menomo preginflirio flsl fliritto fli ßfluspatro-
nato competeuts esclusivamento ai kratvlli guaflri sopra flslto
oratorio."

Dann steht in derselben Erklärung (Art. -t.);
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„venendo s msnesre In àiscenàen?» msscvlina àei cittaàini
srstolli lZusàri prims àells àisesnàen^s msseolina àell'sttusìe
esss l.epori in tests Z-iuàiee D. b.epori s), m. IVstsIo, il giuspa-
tronsto àell'orstorio sbkis s pssssre nelis lines msseolin» àells
àiscenàeo^s àells cittaàins I>. Cstterins Quadri smmoAlists l,epori."

Am Schluß der Erklärung steht-

^e per essere le suàtts part/ ooerenti s se meàesime si sono
soltoscritte ài prvprio pugno.^

Unterzeichnet ist aber Niemand, als Antonio Quadri, nicht einmal
L. Lepvri.

Auf diese Erklärung gestützt sprach G. F. Lepori von Lugano am

12. December 1859 das Patronatrecht auf diese Capelle gegenüber

Domintk, Johann und AmbrosiuS Quadri an, welche sich als Besitzer

desselben geltend machten.

Das Civilgericht von Lugano, vor welches mit Klage vom 3. Mai
1861 Lepori gelangte, entschied durch Spruch vom 6. December 1862, und
der Civilkammer des Appellationsgcrichts, ihm in den Motiven folgend,
durch Urtheil vom 1. Mai 1863, gegen Lepori, in Betracht -

1. vsZIi atti ài esusa s specislmente dalla scritts vescovilo
5 ottobro 1839 in msnesn?.» àells sooàisris ossia coàicillo 14 luxlio
1682 emerge elro il benesteio ài suspstronsto sà oK»i relstivo àiritto
compete slls ssmialis gusàri nelis lines mascliile àel tu l>. 8el>s-
stisno gusàri eseluse quelle ài sltro coxnome nelle qusli sivno
eotrsts per mstrimooio àells àon/elle sjusàri.

2. vslls sonàs?ione àel suààetto beveücio in svsoti il KÍusps-
trousto in àisoorso eà o^ni relstivo àiritto, compress l'smministrs»
z-ions àells àote benetleisris, tu ssmpre essreitato esclusivsmente
àsi sÍKiiori sjusàri, àsi qusli soli ku semprs reKolsrmento corrisposts
la elemosins àells messe eà sàempito vgni sltro onere imposto àslla
sooàisris, come rilevssi àsl sueeitato rescrilto vescovilo.

3. Il sig-. l,epori strsniero sssatto al denetleio ài eui soprs lsce-
vssi nsl 1839 s àimavàsre per la prims volts ài psrtecipsre al
Kiuspstronato, per eui si àava luo^o sà un lvrmslo eontrsààitorio
tra esso eà i pstroni lrstolli sZuaàri svsnti Is superiors sutorilà
ecclesiastics ài sllors, eioè lllons. Vescovo àells vioeesi ài Como,
il qusle reestosi personslmenle sà ^^no eà s Leroecs eà nsser-
vsti minutsmsnte i àocuinenti s specislmsnts la konàisria esistenle

presso il prsvosto à'^^uo proscrivs in seZuito il suo Kiuàio con-
seZnsto nel sumnien^ionsto rescritto vescovilo 5 ottobro 1839, con
eui veoivsno àictusrats insussistenti e suori ài luo^o le pretese àel
six. l.epori.

4. In onts alls coss ß-iudiests il siA. l-epori si o kstto in oAAi
s rinnovaro le stesse pretese sppoAKianàosi sà un documents ài cul
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non ks provsto di sver kstto uso qusle si à Is ds lui qusliiicsts
conventions 27 msrto I8VK.

— 8. UlsI^rsdo >1 presmbolo e I» ckiuss dells suddetts scrit-
tuns dsi qusli si rilevs cke lo parti sddivenivsno »6 uns Irsoss-
tiooo per to^liere quesliani cks erano per insori-ere « quindi art

uns conventions essentialinente kilstersle e elm era intentions «teile

psrti di sattoscriversi di proprio pu«no, pure I« ripetuta scritts von
sppsro lirmsts cire rial solo avv. Antonia (juadri sssertosi incsri-
csto sncde ds'suoi kratelli e non vi si vvdo slcuns lirma per parts
dexli sltri contrsenti conju^i pepori.

g. ps scritturs in diseorso per il katto ilslla incomplets terms
s difetto di nisndsto per parts dei tre frstvlk (Ziiadri nells persons
del solo llrmato avv. Antonio, rests colpits ds oullits, dovendosi
riteners come proxelto di conventions rimsst» seilt» effelto per
oppositions dexli sltri frstelli gusdri o perclis non scosttsto dsi
consuZi pepori.

lt). gusnd'sncks Is suddetts scritturs si potesss ritenere vslids
ed ekllesce veils forms, ssrebbo semprs nulls veils soslsnts ed
inett» s sorre^Aere t'vdiervs prstsss dell sttore, poiekè pel principi
tsnto del csoonieo, clrs del civile diritto, von v permesso sd un
solo dei patron! e neppuro s tutti, eonxiuntemento si putroni pro
tempore e neppuro sll'sutorits ecclesiastics, il disporre del xius-
pstronsto sssntilitio, od sltrimenti vsrisre lo norme di successions
stskilite dsll'stto di fondations, essend« li pstroni ol>»iparsti s sem-
plici sredi tiducisri, cui non è dato prexiudicsro in slcuneke si di-
ritti dexli sltri cliiamoli nsli e nsseituri.

ll. per I'iodole propris ed essentials del ^iuspstronsto Isicsle,
ksmixlisre o s^nstitio oon ksnno diritto di succsdvrvi ns le fsmmine
os i msscki diseendenti dslle mvdesime, tsnto piu in conervto eke
il kondstore ks psrlsto dells lines msscolins dells famiKlis Ousdri
ed esplicitsmente eseluse dsl Ziuspstronsto von solo le fsiniZIie
gusdri cks non sieno dells lines contemplsls, m» le ksmiZlie d'sltro
cognoms nelle qusli sieno entrstv per mstrimonio dells dontello
sjusdri sppsrtenenti slls lines ckismsts, come Kià vbke s riconoseerv
psutorits ecclesisstics.

t2. gusncpsocke svesse kortg Is scritts 27 msr/o lStlti il siZ.
pepori noa potrebbe vsntsr slcun diritto pel notu benekcio, se non
so nell'eveotuslità dell'estintione dells lines mssckile Ousdri, il cko
à per sltro lontsno si presents dsl verillcsrsi.

13. l.o letters vescovili 2l gAvstv l843 e K msßKio l85t> noo
possooo neppur esse serviro di londsmento si diritti pretesi dsl siZ.
pepori sis perckè tsli leltoro psrtono dalls suppositions cde Is
scritts 27 msrto I8l>ö si» un stto sttendibile ed ekticsce, sis sncors
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pereüo troppo spertsmente urlano eol resorilto vesevvils «tel 5 ottobr«
1333 svente koriss <Ii eoss Ziulliesls.

14. IiioUre Is letters 6 msKZäo 1850 non è eds un proxetto cki

eouveur.ione <Zs «otloporsi site parti per Is lore seceUsZuone s me^o
del ?repostc> cl^Kno, Is qusle acceUsnions punto non ekke luo^o.

(kepertorio iti Kiurisprsllen-!» pstris I. p. 473 ss.)

37. Uebertragung der Testierbefugniß. (Bern.)

Durch Testament homologiert am 13. März 1853, setzte N. Sommer
den Ulrich Kupferschmied zu seinem Erben für das ganze Vermögen ein.

Nach dem kurz auf das Testament erfolgten Tode des Erblassers
nutzte dessen hinterlassene Ehefrau, Elisabeth geb. Kupferschmidt, dieses

Vermögen auf Grund der zwischen ihr und dem verstorbenen
Ehemann N. S. abgeschlossenen Eheverkommniß fünf Jahre lang. Dann
starb auch ste und Ulrich Kupferschmied nahm die Hinterlassenschaft in
Besitz.

ES fand sich, daß in diesem Eheverkommniß die Ehefrau dem

Ehemann die Berechtigung eingeräumt hatte, auf ihr beidseitige« Absterben

über ihr beidseitiges Vermögen in einem Testament nach Belieben

verfügen zu können.

Diese Verfügung und demnach das auf ste gestützte Testament des

Sommer focht jetzt Andreas Kupferschmied, einer der Brüder der

verstorbenen Witwe, an. Letzterer verlangte nun dem Inhaber gegenüber,

als bei Mangel eines Testamentes Jntestaterbe an der Witwe,
seinen entsprechenden Antheil an dem Vermögen.

Der Appellations- und Cassationshof von Bern entschied durch

Urtheil vom 3t. October 1862 zu Gunsten des Klägers Andreas
Kupferschmied,

in Betrachtung!
1) daß nach dem Sinne und Wortlaut der Satz. 55t und 552 C.,

wie nach der Natur der Sache, das Recht zu testieren unübertragbar
ist, die Tcstierfähigkeit einer Person sich also nnr auf eigenes

Vermögen, d. h. über ihre eigene dereinstige Verlassenschaft erstrecken

kann, nicht aber über das Vermögen oder Sachen Dritter, so daß die

Bestimmung in der zwischen den Eheleuten Sommer abgeschlossenen

Eheverkommniß vom 23. Mai 1848, laut welcher die Ehefrau dem

Ehemann die Befngniß einräumte, auch über ihr eigenes Vermögen
zu testieren, von Anfang an eine ungültige war;

2) daß gegenüber dieser Eheverkommniß dem Kläger Andreas

Kupferschmied kein Rechtsmittel zustand, mithin von einer Ersttzung

nicht die Rede sein kann;
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3) da? es ebensowenig der Fall war, hier wo kein eigenes Testament

der Elisabeth Sommer geb, Kupferschmied vorlag, eine

Testamentsabsetzungsklage anzubringen, zudem das von Simon Sommer
errichtete Testament nach dem Tode der Frau Sommer gar nicht
homologiert wurde, so daß auch die in Satz, Kl4 vorgesehene Er-
sttzungsfrist*) hier nicht zur Anwendung kommen kann.

(Zeitschrift des bernischen Juristcnvereins n, F, I, S. l7l f.)

38. Enterbung. (Zürich.)

Das privatrechtlichc Gesetz von Zürich führt in § 2l00 u A als
Enlcrbungsgrund gegenüber Pflichttheilberechligten an, wenn der Erbe
dem Erblasser in großer Noth auf lieblose Weise im Stiche gelassen oder
sonst auf grobe Weise die dem Erblasser gebührende verwandtschaftlichen

Rücklichten verletzt oder beharrlich mißachtet hat.
Das Testament des U. Pfister vom 23. Januar t86ä gab

Veranlassung zur Erörterung der Frage, ob dieser Fall eingetreten sei? Er
hatte nemlich vermöge desselben die uneheliche Tochter seiner Ehefrau
zur Gesammterbin eingesetzt und seine Geschwister gänzlich enterbt,
„weil dieselben ihn seil Jahren nicht wie einen Bruder behandelt, alle
verwandtschaftlichen Rücksichten mißachtet, mit ihm Proceß gefuhrt,
ihn als einen liederlichen Menschen verschrieen und ihn als einen
Verschwender haben bevogten wollen,"

Nach zürcherischen Erbrecht ist nun der Pfltchttheil der Geschwister
zwei Drittheile der reinen Verlassenschaft. Bis zu diesem Betrag fochten
die Geschwister des Pfister das erwähnte Testament als unbegründet
an, theil» indem sie einzelne die erwähnten Gründe als factisch
unrichtig bezeichneten, theils ihre rechtliche Tragweite bestrittcn.

Anerkannt war, daß sie mit dem Erblasser Proceß geführt und
ihn als einen Verschwender haben bevogten lassen wollen. Ebenso
daß sie bei diesem Anlaß ihn vor Gericht als liederlich bezeichneten.
Auch war anerkannt, daß in einer Krankheit Conrad Pfister, einer der

Brüder, ihn nur einmal besuchte, als er nach erlittener Mishandlung
durch einen seiner Knechte krank darnicderlag. Thatsache war, daß

die eine Schwester, welche nach dem Tode der ersten Krau dem

Verstorbenen den Haushall besorgt hatte, ihn im Unfrieden verließ und
nach ihrer Heirat nahe bei seinem Gasthof eine Wirthschaft eröffnete,
auch als der Verstorbene seine Dicnstmagd geheiratet hatte, ihre
Mitfreude nicht bezeugte. Thatsache war jedoch ebenfalls, daß der
Erblasser wegen im Trunk begangener Vergehen mehrfach polizeilich

*) „Ersttzung" heißt in der berner Rechtssprache Verjährung und

„Verjährung" Ersttzung,
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bestraft wurde, daß der kleine Vermögensvorschlag, den die Prüfung
seiner Verhältnisse bei Anlaß des Bevogtungsprocesses ergab, großcn-
theils dem zufälligen Steigen des Werthes der Liegenschaften
zuzuschreiben und vielleicht auch nicht ganz zuverlässig war.

Die erste Znstanz, in Folge der ersterwähnten Thatsachen, bestätigte

in der That die Enterbung.

Das Obergericht von Zürich dagegen entschied durch Urtheil vom
t7. März 1866 zu Gunsten der Geschwister, vorzüglich von folgenden
Gesichtspunkten ausgehend, daß:

s) schon daraus, daß das sittliche Verhältniß der Zusammengehörigkeit
der Familie im weiteren Sinne im positiven Rechte das

Pflichrtheilsrecht und die darin liegende Beschränkung des

Erblassers bezüglich der Disposition über sein Vermögen für die

Zeit nach seinem Tode in so ausgedehntem Umfange hervorzubringen

vermochte, folgt, daß wo das Gesetz die Disposttions-
bcfugniß des Erblassers auf Kosten der Rechte des Rotherben
ausnahmsweise wieder erweitert, die diesfälligen Bestimmungen
in beschränkendem Sinne aufzufassen sind, d. h.

b) mit Bezug auf die nur allgemein aufgestellten KnterbungSgründe
als Wille des Gesetzgebers anzunehmen ist, daß die allgemeine
Rechtsregel möglichst gewahrt bleibe, insbesondere hinsichtlich
des in concret» in Frage kommenden Enterbungsgrundes nicht
so leicht das Vorhandensein einer groben Impietät von Seite
des pflichttheilsberechrigtea Erben gegenüber dem Erblasser
angenommen werde;

c) die besondern Verhältnisse und Anschauungen eines Erblassers
bei der Frage, ob in dem Verhallen des Erben gegen ihn eine
grobe Impietät liege, insofern in Betracht kommen, als in der
Außerachtlassung derselben von Seite des Erben eine grobe
Verletzung der verwandtschaftlichen Rücksichten gefunden werden
muß, dagegen es dem Wesen des Pflichttheilsrechtes, beziehungsweise

der Beschränkung der Testierfreiheit geradezu widersprechen
würde, wenn das Gefühl, beziehungsweise das willkürliche
Ermessen des Erblassers selbst dafür, ob dem Erben grobe Impietät

zur Last falle, als maßgebend angesehen würde;
st) endlich zu unterscheiden ist zwischen dem Thun und Unterlassen

eines Erben verbunden mit der Absicht, den Erblasser zu
beleidigen, und dem Thun oder Unterlassen eines solchen ohne diese

Absicht, und diesfalls einleuchtet, daß wie nicht schon jede
absichtliche Beleidigung als grobe Impietät angesehen werden
darf, solche noch weniger leicht zu finden ist in dem Verhalten
eines Erben, welches bloß als Außerachtlassung der verwandl-

Zemchr. f. scha ciz Rech,. XVI. l. (3) 7
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schaftlichen Rücksichten, ohne daß dabei böser Wille obgewaltet,
erscheint. —

(Gwalter Zeitschrift für Kunde und Fortbildung der

zürchcrischcn Rechtspflege, XV», S. t>3 f.)

39. Rechtliche Natur des Anspruchs auf eine testamentarisch

zugewandte Liegenschaft. (Tessin.)

Dem Priester DominicuS Bvrdonzvtti von Banco (Gem. Crogliv,
Tessin) wurde im Testamente seines PaterS vom 7. October 1854 unter
Einrechnung des Pslichttheils der dritte Theil des väterlichen
Vermögens zugewendet mit der Clause!, daß er über denjenigen Theil,
der bei der Ordination ihm ausgesetzt worden sei (eostituito per In

suo promotions SAÜ orllini sseri) nur soweit verfügen könne, daß

ihm der Psltchttheil unverkürzt bleibe (lli »on poter consumsre ov
llisporre — «e non stno alla coneorrvnts civils lexittims spettantc ^li

In einer weitern e<nstwciligen Verfügung vom 15 November
!855 wurden sämmtliche Liegenschaften des Vermögens vom gleichen
Testator Philipp Bordonzotti unter die Söhne Carl und Peter
vertheilt, einschließlich derjenigen, von welchen ihrem Bruder DominicuS
der NieSbrauch zugewendet worden war, und mit Borbehalt seines

unverkürzten Anspruchs auf den Pflichttheil, „als worüber die Brüder
sich zu verständigen haben sollen." Diese Verfügung entsprach der

früher bei der ersten Zuwendung erfolgten Bestimmung, welche gerade
die Verthcilung der Liegenschaften unter den Brüdern DominicuS,
Peter und Carl vorsah und für diesen Fall bereits damals anordnete,
daß dieses bei der Ordination dem DominicuS zugewiesene Gut
alsdann auf seinen Theil gebracht und das Weitere darüber lctztwilligem
Entscheid anheimgestellt bleiben solle.

Am 9. Mär; 1857 richtete nun Dominicus an seine Brüder die
Aufforderung (monilorio), sein ausschließliches und unbedingtes
Eigenthumsrecht an diesem Grundstück anzuerkennen. Am 17. gl. M. stellte
dieser Aufforderung der Bruder Peter eine mottvirtc Gegenerklärung
aus, worüber das ganze Rechtsverhältniß in Streit gerieth, der durch
Spruch des Districtsgerichts von Lugano vom >3. April 1858 und
von der Civtlkammer des AppellativnSgcrichtes am 17. Juni gl. Z.
entschieden wurde:

kitenuto vüe il punto cli guistionv s lleciilersi sta nel vollere
se si posss coosillerare il eonvvnuto llorllon?.otti l). »omenico per
»ssolutv proprietai io llvKli stsbili all esso vostituiti s titolo lli pa-
trimooio «celesisstico llsl llelunto lli I»! avn ?iv(r» Ilorllon?.otl! von
istromeolo 13 novembre 1823;
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lîiteouto obs lo stcsso pietro Ilorstoototti b» pero sticbisrsto
sis nel libello eontrsststitoria, sis nel corso stells csuss, eke Is sus
oppositions ans - ircoscritts s quells formols stel monitorio coo
cui vsnivs millsotsts I sssoluts e<Z esclusivs proprietà ste^Ii stsbili
io esso insticsti, »on contrsstanstv si srstello v. llvmenieo il stiritto
cli Avstsre It beni compooenti il suo pstrimonio ecclesisstieo, s ri»
mettenstoZIi soti in Kvstimento Is quots ils lui pvssestuts;

lîitenuto cbe l'on» ilesunto pietro llorstovtotti svo ilei pisienti
msstisnte istromento t3 novembre 182? sssvAvsvs si <Zi lui sbbis-
tico O. vomsnico in proprio titvlo sti pstrimonio perpetuo li sts-
bili nsl mestesimo stto stiuotsti, est soeennsti nel monitorio, sotto
Is coostitiooe cbe otteoenlio il stetto ckierico in questo ost io estera
Ltsto quslcbs bcoetieio ecclesissti.o stell SAusIe vslore o reststito
ost sncbs msAAiorv, si svesse s coosistersre l'nttusle costitutioos
sti pstrimvnio come non kstts e sti nessuna forts s vigors, e li
beni stsssi libsri sts tsle vincolo rostsr stovessero s libers stisposi»
tiooe sti esso eostituentc;

lîiteouto pure eke nel stetto istromento le^xesi soebe càe ve-
nensto esso aààtattco cko/>o l Aiorm stett'avo e cket paà a àisions
rng/i a/tri /ratei/i, in a/ara /i /oncki àttA/i in pààom'o siono e restar
cheàènno per sua porswne parte, sa/va ie aiisposielioni /esiamentarie
ai easo,'

lîiteouto cbe nel ripetuto istromento sti eostitutione stel stetto

pstrimvnio non si riscootrs gleans elsusols espresss trsslstivs
stel stominio stei beni asseAnsti s ksvore stell insllora cbierico pro-
movensto;

kitenuto eke s norms sti qusnto è stskilito stsl Lsero Oooei»
lio sti I'rento ninno pub essere promosso si Lsvri Orstini se voo
eonsts in preventions eke sis investit» sti qusleke eeclssisstico
benelieiv, il cui reststito sis sullieiente s qusnto è necesssrio per
vivere onestsmeote, est in stiletto st un beoelicio ecclesisstieo cbe
sis provisto st un pstrimonio, li cui proventi bsstino sst àonestum
ei/« suisiàm;

lìitenulo cbe pel tenors stelis récitais stispositiooe ne cooseAus
cbe non è st'essents cbe il pstrimonio sis costituito in sssoluts
proprietà. ms beosi coll'ssse^oo stells sti lui renstits;

lîiteouto cbe se li beni costituiti s titolo sti pstrimonio si
stovessero eonsistersre sti sssoluts rsxione o proprietà stel promo-
veosto sarebbe ststs inutile Is constitione gpposts stsl lloocilio sti

1'rento cbe non posss I'investito sliensrli, us obbliAsrli e riouo-
cisrli, sents Is prévis surroKs st uo benelicio ecelesisstico sultieiente
o sti sltri beni, cio cbe stimostrs sll'evistents cbe l'sssexosnts colls
costitutione stsl pstrimonio noo trsskerisce Is proprietà sti questo
ms soltsnto il reststito stei krutti sts esso stcrivroti;
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lîitenuto clie sebbeilv nel »uecitsto istromenlu IZ novembre
I82Z si riscontra la clsusola cke nel csso cli àivisiuns oui propri
sratelli li beni ssseAnsti » titoin ài pstrimonio sisno s restsr «leb-

ksvo per propris parte àell'investito, essenàu perô vineolsla alls
àisposi^ione teslsmentsris, si àevono commisursre xli elletti iti
quells àal tenorv <li qusnto potevs venir àisposlo per st!v «l'ultims
volonts ri8petto si beni meàesimi postorioi monts slt'ssse^no ; siccke
uns Isis clsusvls von puo consiàersrsi cà aversi vome involvente
conàixione ài conlerlo àominio ms un suturo conlerinientu nsl solo
csso ài successions intestats;

lîitenuto eds Is Kenerica espressione: »ulvo le àpoàioni le-
àncntarie al oa»o, v rileriliilo non solo si eoslituente ?ietro Lor-
àonzolli, ms lien snco sll'unico «li lui tixlio k'ilippo olio K-Ii «lovevs
sueceàere eoine «li lui nvcesssrio ereile;

lîitenuto clie se ?iolro lîoràovxotti svo non teee «lcun tests-
mento, il «liritto s lui compétente psssô nsl siiu tig^lio k'ilippo, il
qusle per S88ere sukinZresso nella pstris poteslà svevs Is kscollà
v«i sutorits ài reKolsre ls «li lui successions, e élis «li consvxuevîs
le ài lui àisposikioni te8tsinenlsriv àevono es8orv msixlste s«I ese-
eu^ioov eà svere l'istesss lur/.u e vigors con«v 8v tossvro stste latte
àsll'svo;

lîitenuto clie Is >livi8iune a oui seeenns il eoslituente non po-
tevs sver InoKU clie «lapu là morte «lel propiio ti^lio l^ilippo (ps-
àre àsll'attore e «lel eonvenuto), quinài Is àisposiaione testamen-
tsrjs ssrebbe rileribile piu s quest ultimo « lie »I primo.

lìiteouto clie qusuà'snebe nells piu sinistrs ipotesi li boni
àescritti ne! surriferito istrvmento si vulessero oonsiilersre pssssli
i» sssuluto «lominio «tel 8scerà«»te l). Ilumenico per l'spposta clsu-
sols, tîuo s tsnto clie non sis séduits >s «livisione o eonslslsto
l'ainmonlsre clells ài lui virile psterns, I» propriets riinsne iu

suspeso, e quiacii nissun «lominio si verities sttuslmeote in
esso lui;

lîitenuto cliek'ilippo lîoràoniiotti con suo tesismento 7 otto-
tiro l8á-t, colla morte conkermsto, lis istituito il prekato ài lui
siKliu l), Oomenico ereàe nells IvKittimn eà usulrultuario in parti
exusli coi krstelli, sotto ls eonâione perô ài non oousumsrv o

àisporre àel pstrimonio se no» lino alls c»ucvrren2S àella leKit-
tims stessa,

lîitenuto clie meàisnte la suocilsta àisposiîàune tostsmevtsris
ssrebbe ststs snoiebilats e ress ài nissun elletto Is àiebisrszione
conteouta nel titolo patrimoniale risxusràsnte il àominieo e

propriets «lei beni in esso enuneisti, per essersi vsriticato il casu pre-
visto relstivsmkiite silo àispnsi/ioni testsln,u>ts>ie risvrvste;

kìilenllto clie esseuilo statu il issceràule lZoràunîotti istituito
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ereàe veils sot» IsKittims, guests von Zii pno eonkerirs un stirit-
to <ti propriets esclusieg soprs ki beni pstrimooisli, tino s cd« non
sis seZuito lo strsieio stell» mestesims guots stsll'ssse «restitsrio
mestisnte kormsie stivisiooe eoi propri krstelli;

kîitenuto este I» stispasiüione testsmentsris t3 novembre t8öö
eon sssegns stei piesti no» puv teuer luaß^o st'uns kormsie e leZsie
stivisiooe s fronte stet Lsrsrstole tiorston^otti, non potensto guests
fsr ststo per esso oonvenuto, risKusrstsnsto le sole person« stsAii

sitri stue krstelli, e pvrckè rikeribile in oxni esso sl solo »ttivo «

von si psssivi sti cui puo sssere slkelts la sostsvrs sbbsostoosts
stsl psstre k'ilippo;

kîitenuto eds gppsrs snîli stu stetto Istramento cde nov ostsote
I'ssse^us sstt» si stue lixli pietro e k^srlo volle I'ssseKnsnts
ode kossero ssìvs le rsKiooi st'usukrutto e sti le^ittims spettsnts
sll'sltro ti^lio e rispettivo krstello. col gusle stovevsno i primi
iutenstersi;

kîitenuto perodv posss stirsi svvenuts lg stivisione eoi krstelli
a s^vsi stell'istromento tZ novembre >823 à neoessario un eon-
certo stei voinenico eogli sllri stue intorao »I vslorv est esistsn-
irs stexli evti erestitsrii est si psssivi stell'ssse, p r guiusti sts-
tuire I smmootnrv stells sti lui legittims, se guests sis espsce
sti coprire il vslore totsle stei déni sst esse eostituiti s titolo sti

pstrimvoiv;
kîitenuto st altrooste cde essensto ststo istiluito ervste veils sols

lexittims Is vsutsts propriets è snovrs slketts sti eveutuslità pel
stispvsto stell'srt. 34t) stei llostii e Oivile, sotto il cui impero ebbs
luosso Is stisposiaionv testsmenlsris 7 ottabre t8S4, il oui benekcio
potrebbs esser invoesto stsi stue krstelli come eresti uoiverssli no
osso sti stivisione;

kîitenuto cks nè sncke vall'sppoAgio stvll'uti poàstâ si puo
il Ssoerstote IZorston^otti teuere j stetti beoi in sssoluts propriets,
stsccdè e^li noo oe fu msi sll' ekkettivo possesso, e uoo ve percepi
«lcun reststito o krutly peustsols Is vits stei psstrs, vom« evincesi
stsl testsmeuto 7 ottobre 1854, ov« Ali veone proibito sti promoverv
guistiooe sti sorts, nè stomsnsts sti ripetiaione o st >nst< vniîr.o contro
i krstelli in stipensteo?» stei xostimento, kino s tsl vpocs svuto e cd«
si pntesse svere sncors sino sll» morts sti esso testators. stei sonsti

s lui eostituiti in pstrimonio;
kîitenuto cbv von potevstosi sttuslmeote cansistersre il Lscer»

stot« l>. vomenieo korston^otti per sssoluto proprietsrio stsi beoi
costituitiZIi s titolo pstrimonisle, ousts esser promosso si Lsccr-
stor.io, stsi ku sti lui svo ?ietro, n,s solo o sine invvstitv stsi ssm.
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plies loro Aoäimento, trovasi per cio inkonäsis Is pretess äs Isi
scesmpsts nel monitor!».

(kepertorio äi ßiurispruäenz i pstris, III. p. 225 «s.)

40. Erbrechtliche Substitution im römischen oder französi¬
schen Sinne? (St. Gallen).

Am It. September lS52 errichtete G. I. N. ein Testament, in
dessen Eingang er sagt: „er errichte es aus Dankbarkeit und Erkenntlichkeit

gegen seine Ehefrau S. geb. G." Dann in Art. 2 fährt er
fort: „Als Vater dreier Kinder benutze ich das mir durch zgl. lid. e.
des Erbgesetzes zugesicherte Recht, über einen Viertheil meines
Vermögens durch Vermächtniß verfügen zu können, dahin, daß ich meiner
Ehefrau von dem Vermögen den vierten Theil als Leibgeding testiere
und daß nach ihrem einstigen sel Ableben dieser Viertheil richtig und
allein meinen mit derselben erzeugten Kindern (nemlich den zwei
Söhnen I. Z. und C. L.) zufallen soll."

Am 26. März 1862 starb diese Ehefrau.
Am tZ. August 1864 folgte ihr der Testator. Die zwei Söhne

behaupteten einen Anspruch auf den ihnen zugedachten Vicrtheil; die

Tochter erster Ehe, ihre Stiefschwester, bestritl denselben und erklärte
das Legat als dahingefallen, da die Legatarin das Legat nicht
erlebt habe.

In der That verwarfen auch beide Instanzen den Anspruch der

Söhne, die zweite, das Cassativnsgericht von St. Gallen, durch Urtheil
vom 4. Mai 1865, mit folgenden Erwägungen:

Nach dem Wortlaut des Testaments setzte der Testator seine Ehefrau

in den Fruchtgcnuß des Aiertheilü seines Vermögens als Ver-
mächtnißnchmerin ein, allerdings mit der Auflage, das Eigenthum
dieses Vicrthciis nach ihrem dcrcinstigcn Ableben den beiden Söhnen
zu überlassen. Die Ehefrau war hier directe als Vcrmächtnißnehmerin
eingesetzt, die beiden Söhne fläeieominisssris, und es lag also eine

sogenannte sideicemmissarischc oder Ftduziär-Substitution lm Sinne
des Art. 108 s des Erbgeseyes vor. Nur eine sogenannte; weil
diese Art Erb- oder Vermächtnißeinsetzung bisweilen, z. B. in der

ll. 57 in fln. l). sä 8. L. Tredell. auch eine Substitution, und zwar
eine fideicommissarische genannt wird. Allein streng genommen und
im eigentlichen Ginne ist dieses keine Substitution. Da nun in Folge
des Ablebens der Ehefrau vor dem Testator jene das Vermächtniß nicht
erwarb, so konnte sie das Nichterworbene den ihr tläeicommisssrie
substituirten Vermächtnißnehmern auch nicht hinterlassen. Die
Einwendung, daß im Art. 108 » nicht ausdrücklich gesagt sei, daß der

Substiluirte nur dann erben könne, wenn der Haupterbe den Erblasser
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überlebe, ist nicht stichhaltig, da sich solches bei einer stdeicommissari-
schen Erbschaft, von welcher dieser Art 108 s handelt, von selbst

versteht. Der Racherbe kann von dem Fidcicommissar ebenso ein Inventar

verlangen, wie Letzterer das Erbe sud benslioiu invevtsrii
antreten muß. Von einer Bulgarsubstitution, d. h. von einer solchen

Substitution, wornach ein anderer Legatar auf den Fall, daß der

erste nicht Vermächtnißnehmer werden könne oder wolle, direct eingesetzt

erscheint, ist im Testamente expressis verdis nicht gesprochen und

was der Testator angeblich gemeint oder beabstchtigl habe, darf im
Rechte nicht entscheiden. Eine solche Absicht ist aber auch um so

unwahrscheinlicher, als der die Ehefrau mehr als zwei Jahre überlebende

Testator die beiden Sohne testamentarisch hätte begünstigen können,
solches aber nicht gethan, sondern für besser gefunden hat, den Nachlaß

seinen drei Kindern gleichmäßig zukommen zu lassen.

(Directe Mittheilung.)

41. Frist zu Einwendungen gegen ein Testament. (Baselstadt.)

Nach alter Uebung wird zu Basel nach Eröffnung von Testamenten

durch die GerichrSämter jeweilen öffentlich erklärt: „Einwendungen
gegen diese Verfügungen seien in der Frist von zehn Tagen
anzubringen, widrigenfalls daê Testament in Rechtskraft erwachse."

Die Gerichtsordnung von t7I9 sagt blos f§ 576): „Auf daß man
aber wissen möge, welche Personen zu Erben eingesetzt und wie eS

der Testator sonsten nach seinem Tode gehalten haben wolle, soll
alsbald nach dessen Beerdigung das Testament oder andere dergleichen
Verordnung den Stadt-GcrichtS-Aemptern überliefert, von diesen den

nächsten Erben sb intsstà zu der Eröffnung verkündet, darauff die
Publication vorgenommen, und dann fernerS, wie von Alters hero üblich
gewesen, damit verfahren; auch wann von Niemand kein Einrcd
geschieht, die Erben in die Güttere eingesetzt; da aber von Jemand
dergleichen bcschehc, deme ein kurzer Termin zu Einbringung seiner Einred

angesetzt, und wann etliche um den Pvsseß streiten, die Erbschaft
sequestriert werden. Wer dann in possessor!» oblieget, gegen den mag
der andere in petitorio klagen."

Nun war in dem am t5. Mai 1866 publicierten gemeinschaftlichen
Testament der Ehcleutc Ecklin-vonMechel der Kläger als Neffe
der Testiercrin neben mehrern andern Geschwisterkindern derselben zu
'/i^tcl als Erbe eingesetzt. Ein Beizedel der Frau Ecklin à. à. 2.
September 1864 hatte dazu die weitere Verfügung getroffen, daß dieser
Erbtheil des Klägers bei dessen Tod einzig seinen drei Kindern
erster Ehe mit Ausschluß der Frau zweiter Ehe zufallen solle.
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Dieser Beizedel ermangelte der gesetzlichen Erfordernisse nach

Form und Inhalt, indem er nicht eigenhändig ron der Tcstatorin
geschrieben war und eine Erbseinsetzung modificierte. Da indeß innerhalb

der bei Eröffnung des Testaments für Einsprachen angesetzten

zehntägigen Frist keine Einwendung gegen den letzten Wille» erhoben

wurde, so schritt die Gerichtsschreiberei zur Liquidation der Erbschaft
Bei der Vertheilung an die Erbe» verlangten nun die Gerichtsämter
als Vertreter des am 14 Juli 18«iti in Eoncurs gerathenen Sohnes
des Klägers, bee R. Steffan-Falkner, vom Kläger Caution für den

Drittel seines Erbtheils, gestützt darauf, daß dieser ganze Erbtheil
gemäß dem innert der zehntägigen Frist unangefochten gebliebenen, folglich

rechtsgültig geworbenen Beizedel, den drei Kindern erster Ehe
des Klägers als ssoeicommissarische Erbschaft (Ger.-Ordg. h 584 ff.)
verfangen, der Vater daher gemäß Ger.-Ordg. § 585 auf Begehren
der Kideicommissarien, also im vorliegenden Fall der Gerichtsämter
Namen» des falliten Sohnes, zu Caution fur ungeschmälertes Gelangen
der Erbschaft an dieselben verpflichtet sei. Kläger sah sich zur Leistung
ber Caution genöthigt, weil sonst die Gerichtsämter einen Tritthci!
seines Erbtheils zurückbehalten hätten. Er klagt nun heute auf Rückgabe

der zu Caution deponierten Obligation unter folgender
Begründung :

1. Hätte der Beizcbel von Amtewegen unberücküchtigt beibeu

sollen, da er nicht blos anfechtbar, sondern absolut nichtig gewesen sei.

2. Habe Kläger während der zehntägigen Frist gar keinen Grund
zur Bestreitung des Beizedel» gehabt, da in dieser Frist weder der
erst später fallit gewordene Sohn noch die zwei andern Kinder die
Caution verlangt, somit darauf verzichtet hätten, und die Gerichtsämter

nachträglich diesen Verzicht nicht rückgängig mache» könnten.
3. Nach h 57ti der Gerichtsordnung habe die Acrsäumniß der fur

Einwendungen gesetzten Frist, auch wenn eine solche wollte
angenommen werden, nicht die Folge der Unanfechtbarkeit der lctztwilligen
Verfügung, sondern blos die, daß der vorläufige Besitz zu Gunsten
der Tcstameniserben reguliert werde.

4. Der Bcizcdel selbst berechtige seinem materiellen Inhalt nach

nicht zu Cautioneforberung, da sein Zweck nicht Einsetzung der Kinder

zu Nacherben, soudern Ausschluß der zweiten Ehefrau des Klägeis
von dem Erbtheil gewesen fei.

Die Beklagten anwvrlcten dagegen sä I, fie halten fich nach tz 57ö

der Gerichtsordnung und allgemeinen Grundsätze» nicht für berechtigt,
die Verfügung eines Testators von Amtswcgc» nicht zu achten, wenn
keiner der Betheiligten einen Einspruch laut werde» lassez

sfl 2. Stillschweigen der Cautionsberechttgtcn während der
zehntägigen Frist sei noch kein Verzicht auf die Caution, um so weniger,
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da das Gesetz sie nicht zum Begehren der Caution in dieser Frist
verpflichte;

ssi 2. Gerichtsordnung § 576 könne nicht im Sinne des Klägers
ausgelegt werden, indem der ausgesprochene Zweck dieser Stelle, Con-

statierung des Erben und Möglichkeit der Uebertragung der Ver-
lasscnschaft auf ihn, dadurch nicht erreicht wurde, vielmehr sonst

während der ordentlichen Verjährungsfrist von zwanzig Jahren kein

Erbe oder Legatar wüßte, ob er Eigenthümer geworden sei oder nicht
und vor Ablauf dieser Zeit kein Grundbucheintrag stattfinden könnte;

sä 4. der Wortlaut der Verfügung sei an sich klar; auf das

leitende Motiv der Testiererin komme nichts an.
Das Civilgericht von Basel verwarf aber theilweise diese

Anschauungen und erachtete den Beizedel als unstatthaft.
Sein Spruch vom 9. April t867 sagt hierüber:
»ck t. Die Gerichtsordnung hat den gemeinrechtlichen Unterschieb

zwischen Nichtigkeit und Anfechtbarkeit nicht aufgenommen, wie dies
aus den §§ 599—6>t deutlich hervorgeht, wo beiderlei Fälle
gleichmäßiger Behandlung unterstellt werden. Und zwar ist die den
Gerichtsämtern laut Gesetz einzig obliegende Thätigkeit bei Einlicferung
von Testamenten deren Publication, nicht aber deren Prüfung und
Anerkennung resp. Kassierung, wozu sie in manchen Fällen von „^hir-
kräftigkeil« des Testaments (z. B. § 604) gar nicht befähigt wären.
Wenn aber die Gerichtsordnung, so viele Fälle von Kraftlosigkeit einet
Testaments sie auch aufführt, doch da» Erforderniß der Publication
ganz unbedingt und allgemein aufstellt und selbst für die Fälle, wo
schon die äußere Form des Testaments dessen Ungültigkeil bewirkt
(z. B. § 60Z), kein Wort der Ermächtigung an die GerichtSämter
enthält, von sich aus das Testament zu verwerfen, so ist daraus zu
entnehmen, daß da« Gesetz es völlig dem Willen der bei einem Testament
Betheiligten überlassen wollte, ob sie auf dessen Kraftloserklärung
dringen würden; und in der That besteht kein öffentliches Interesse,
den Spielraum der Privatwillkür hierin zu beschränken oder
auszuschließen ;

ssi 2. die Gerichtsordnung setzt in 8 585 den Nacherben keine

Frist für ihr Cautiontbegehren, und es wäre vollends ganz ungerechtfertigt,

die für Einwendungen gegen letztwillige Verfügungen
übliche zehntägige Frist auf ein solches Begehren anzuwenden, da
dasselbe ja gerade die Anerkennung der betreffenden letztwilligen
Verfügung in sich schließt;

sck 3. der 8 576 der Gerichtsordnung so wenig als der § 48 des

Vcrjährungsgesetzes vom 7. Dezember l852 nöthigen zu der Annahme,
daß Versäumniß der üblichen zehntägigen Frist die letztwtllige
Verfügung unanfechtbar mache. Vielmehr kann der Sinn dieser Stellen
ebenso gut der sein, daß durch Ablauf dieser Frist die Gerichtsschrei«
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berei resp, ein allfälliger TestamentSerecütor nunmehr zur Ablieferung
der Erbschaft an den Testamentserben und Ausweisung der Legate,
oder der Erbe selbst zur Entrichtung der Vermächtnisse berechtigt sei,

ohne später dafür verantwortlich gemacht werden zu können, daß die

Ausführung des Testament« auf unbefugte Weise geschehen sei.

Dadurch ist nicht ausgeschlossen, daß der Erbe resp, die Legatare selbst

noch späterhin, soweit das in ihren Besitz, gelangte reicht, rückerstat-
tungSpflichtig werden können, falls ein besserer Berechtigter auftritt.
Diese Auslegung rechtfertigt sich schon dadurch, daß im Grunde nicht
abzusehen ist, warum gerade für Erbsansprüchc die ordentliche
Verjährungsfrist ausgeschlossen sein und ein Erbe auf Grund eines noch
so mangelhaften Testaments geschützt werden sollte, da doch nicht wie
in den andern im 8 -18 des VerjährungSsetzes erwähnten Fällen eine

öffentliche Aufforderung zur Erhebung von Einwendungen ergangen
ist. Zndem erscheint diese Interpretation um so annehmbarer, je
unbedingter man die Aufgabe der GcrichtSämter dahin feststellt, alle

letztwilligen Verfügungen ohne Ausnahme zu publicieren. Auch das

Grundbuchprtncip wird durch diese Interpretation nicht geschwächt, da

der 8 ll des Grundbuchgesetzes selbst Aenderung von Grundbucheinträgen

in Folge unrichtiger Angaben als möglich voraussieht, somit
demjenigen, welchem auf Grund eines später als kraftlos sich ergebenden

Testaments im Grundbuch Eigenthum zugeschrieben worden ist,
durch die nun nöthig werdende Aenderung des Eintrag» kein Unrecht
geschieht, im llebrtgen aber selbstverständlich derjenige, welcher von
dem im Grundbuch als Eigenthümer eingetragenen Testamentserben
eine Erbliegenschaft in guten Treuen erworben hat, auch gegenüber
einem später da» Testament umstürzenden Intestaterben nach 8 >3 det
Grundbuchgesetzes geschützt würde;

«ut 4. Dieser Punkt ist durch Entscheidung 3 irrelevant geworden.
(Directe Mittheilung.)
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